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EINLEITUNG 

Das Institut für Föderalismusforschung ist eine Ein- 

richtung der Länder Tirol und Vorarlberg. Es hat folgende 

Ziele: 

1. Unterstützung der wissenschaftlichen Forschung und 

Entwicklung Jes Föderalismus; 

2. Pflege und Verbreitung der Idee des Föderalismus in 

der Bevölkerung. 

Zur Erreichung dieser Ziele hat das Institut folgende 

lätigkeiten zu entfalten: 

a) Dokumentation und Information über die einzelnen Bereiche 

der Föderalismusforschung; 

b) wissenschaftliche Forschung und Entwicklung durch Ver- 

gabe von Forschungsaufträgen und Erstellung von Gut- 

achten; 

c) Abhaltung von Fachtagungen über spezielle Gegenstände 

der Föderalismusforschung für Wissenschaftler, poli- 

tische Funktionäre, Journalisten, Interessenvertre- 

tungen und sonstige interessierte Stellen und Personen; 

d) Herausgabe eines periodischen Mitteilungsblattes über 

aktuelle Probleme des Föderalismus und einer Schriften- 

reihe für wissenschaftliche Veröffentlichungen.



Il 

Gemäß $ 8 des Vertrages über die Errichtung des Instituts 

hat der Institutsdirektor jährlich den beiden Landes- 

regierungen und den beiden Landtagen einen Bericht über 

die Lage des Föderalismus in Österreich zu erstatten. 

Das von den Landesregierungen der Länder Tirol und Vor- 

arlberg bestellte Kuratorium des Instituts für Födera- 

lismusforschung hat den 3. Bericht über die Lage des 

Föderalismus in Österreich (1978) in vorliegender 

Fassung in seiner Sitzung am 17.5.1979 genehmigt. 

Bisher erschienen der 1. Föderalismusbericht (1975-1976) 

im Jahre 1977 und der 2. Föderalismusbericht (1977) 

im Jahre 1978. 

Dem in den Landtagen anläßlich der Behandlung des 2. 

Föderalismusberichtes (1977) geäußerten Wunsch nach 

Straffung und größerer Übersichtlichkeit des Föderalis- 

musberichtes wird durch eine neue Gliederung Rechnung 

getragen. Um den Umfang des Berichtes nicht, noch mehr 

anwachsen zu lassen, wird auf den Abdruck der Zitierung 

und teilweisen Besprechung der im Bericht angeführten 

und im Berichtsjahr erlassenen Rechtsvorschriften ver- 

zichtet. Eine diesbezügliche Dokumentation (ca. 60 Seiten) 

stellt das Institut auf Anfrage zur Verfügung. 

Außer den gesondert angeführten Institutionen und Personen 

darf den Ämtern der Landesregierungen für Ihre Mithilfe 

bei der Abfassung des Berichtes gedankt werden.



. 

ALLGEMEINER TEIL





1. 

1. I. 

Föderalismuspolitik: 

Die bereits im 1. Föderalismusbericht festgestellte 

"Doppelgesichtigkeit der Föderalismuspolitik'" kenn- 

zeichnet auch im Berichtsjahr 1978 die Situation 

des Föderalismus in Österreich. 

Einerseits zeigt sich vor allem bei Landespolitikern 

eine immer stärkere Besinnung auf die grundlegenden 

gesellschaftspolitischen Werte und die enorme Kapa- 

zität des Föderalismus zur Lösung komplexer Pro- 

bleme. Feststellbar ist neuerdings auch eine Aner- 

kennung der grundlegenden Bedeutung der Länder bei 

der Entstehung der 1. und 2. Republik und damit auch 

der politisch staatsrechtlichen Eigenständigkeit 

der Länder durch führende Bundespolitiker. 

Andererseits zeigt sich im Bundesbereich vielfach 

noch ein mangelndes Verständnis gegenüber dem 

Föderalismus, etwa wenn moderne Formen der Zusammen- 

arbeit nur zögernd angewandt und die Idee des 

"kooperativen Bundesstaates" als Argument für Konm- 

petenzforderungen oder für Forderungen des Bundes 

nach finanzieller Beteiligung der Länder sowie 

Gemeinden an Bundesaufgaben verwendet wird. 

In cinem Zeitungsartikel befaßte sich der Vorarl- 

berger Landeshauptmann Dr. Keßler unter dem Titel 

"Wesen des Föderalismus" mit der grundsätzlichen 

Bedeutung des Föderalismus in Österreich. Ausgehend 

von den geistigen Grundlagen des Föderalismus und 

des Verhältnisses zu anderen Grundprinzipien for- 

derte er die Länder zu gegenseitigem Verständnis und 

den Bund zur Besinnung auf die Rigenständigkeit der 

Länder auf. Nach der Behandlung einiger spezieller 

Themen der aktuellen Föderalismusdiskussion würdigte 

Dr. keßler Jdic gesellschaftspolitische Bedeutung 

des Föderalismus.



Der steiermärkische Landeshauptmann Dr. Niederl 

äußerte sich in einem Vortrag zum Thema "Die Funktion 

der Bundesländer im Bundesstaat Österreich' und be- 

tonte dabei die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit 

im Sinne des kooperativen Föderalismus, vor allem 

auch einer stärkeren Einbindung der Landeshaupt- 

männer in die Bundespolitik. 

Die Einbezichung der Gemeinden in "das gesellschaft- 

liche Ordnungsprinzip des Föderalismus" forderte 

der Bregenzer Bürgermeister Dipl.Ing. Mayer in sei- 

ner Ansprache anläßlich des Österreichischen Städte- 

tages in Wien. Über Antrag des Genannten beschloß 

der Österreichische Städtetag auch eine Resolution 

zum Thema Föderalismus und forderte dabei insbe- 

sondere, daß beim Ausbau der föderalistischen Struk- 

tur Österreichs von der geänderten Stellung der Ge- 

meinden auszugehen und neue Modelle für die Zusammen- 

arbeit der drei Gebietskörperschaften zu entwickeln 

seien. 

Anläßlich des bereits erwähnten Städtetages sprach 

auch der Bundesminister für Inneres Lanc über 

"Föderalismus - Aus der Sicht des Bundes". Er be- 

tonte dabei die faktische fruchtbare Zusammenarbeit 

aller Gebietskörperschaften im Dienste der Bürger 

und die Einbeziehung der Gemeinden in den Födera- 

lismus. 

In der Festsitzung des Nationalrates und des Bundes- 

rates anläßlich der 60. Wiederkehr des Tages der 

Errichtung der Republik Österreich würdigte der 

Präsident des Nationalrates Benya u.a. die Be- 

deutung des bundesstaatlichen Prinzips und den An- 

teil der Lönder am Intstehen der I. und der 2. Repu-
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blik. Er betonte dabei insbesondere die für die 

Organisation des Gesamtstaates wichtigen Entschei- 

dungen der Länderkonferenzen in den Jahren 1920 

und 1945. 

Kennzeichnend für das noch mangelhafte Föderalismus- 

verständnis des Bundes ist die Behandlung - oder 

besser gesagt: die Nichtbehandlung - des Forderungs- 

programmes der Bundesländer 1976 und die Ankündi- 

gung von Gegenforderungen des Bundes. 

Gefordert wurden dabei die Kompetenz auf dem Ge- 

biet des land- und forstwirtschaftlichen Arbeits- 

rechtes und Kompetenzen auf dem Gebiete des Um- 

weltschutzes. Erste Rückschlüsse auf den Umfang 

der Gegenforderungen hinsichtlich des Umwelt- 

schutzes ließ eine schriftliche Anfragebeant- 

wortung des Bundesministers für Gesundheit und 

Umweltschutz Dr. Leodolter vom 12.5.1978 zu. Zu 

den bereits bestehenden umfangreichen Bundeszu- 

ständigkeiten im Bereiche des Umweltschutzes ' 

wurden noch weitere wichtige Kompetenzen der 

'- Länder auf den Gebieten Luftreinhaltung und Lärnm- 

schutz sowie Abfallbeseitigung angesprochen. 

Trotz mehrmaliger Bekundung der Gesprächsbereit- 

schaft durch Bundeskanzler Dr. Kreisky hinsicht- 

lich des Forderungsprogrammes - allerdings unter 

Einbeziehung der Gegenforderungen des Bundes - 

fanden entsprechende Gespräche nicht statt. 

Zur Frage der Bundesumweltschutzkompetenz bzw. 

-kompetenzen haben sich auch Bundespolitiker der 

Oppositionspärteien zu Wort gemeldet und eine 

'"Rahmenkompetenz" bzw. eine "Grundsatzkompetenz"



des Bundes auf dem Gebiete des Umweltschutzes 

gefordert. 

Im Gegensatz dazu haben sich führende Landes- 

politiker vehement dagegen ausgesprochen, u.a. 

der Vorarlberger Landeshauptmann Dr. Keßler, 

der Tiroler Landeshauptmannstellvertreter 

Dr. Salcher und der Vorarlberger Landesrat 

Dipl.Ing. Rüsch. 

Dr. Keßler führte in einer Anfragebeantwortung 

u.a. aus, daß die Vorarlberger Landesregierung 

auf Grund der bisherigen Erfahrungen nicht daran 

denke, hinsichtlich der Umweltschutzkompetenzen 

einer Änderung zuzustimmen. Die bisherige Praxis 

habe sich durchaus bewährt, die Länder hätten 

ihre Kompetenzen bestens genützt, während man vom 

Bund dasselbe nicht sagen könne (Luftverschmutzung 

und Lärmerregung durch gewerbliche Betriebsan- 

lagen und Kraftfahrzeuge; Gewässerverschmutzung 

z.B. durch Waschmittel; Abfallentstehung, wie‘ 

etwa durch die Einweg-Verpackung). Die Umwelt- 

schutzvorschriften des Bundes und der Länder 

hatten sich jedoch an gemeinsamen Zielsetzungen 

zu orientieren und seien entsprechend abzustimmen. 

Das Instrument hiezu biete die Möglichkeit der 

Bund-Länder-Vereinbarung gemäß Art. 15 a Bundes- 

Verfassungsgesetz. 

In seinem Ressortbericht zum Budget 1979 erklärte 

der Tiroler Landeshauptmannstellvertreter Dr. Salcher, 

Jaß Kompetenzeinschränkungen der Länder im Bereich 

des Umweltschutzes zurückgewiesen werden müßten 

und der richtige Weg der Abschluß von Staatsver- 

trägen nach Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz



zwischen dem Bund und den Ländern wäre. 

Der Vorarlberger Landesrat Dipl.Ing. Rüsch 

meinte ebenfalls, daß sowohl Bund wie Länder 

die ihnen zugeteilten Konpetenzen wahrnehmen 

sollten. Auch er wies auf die Möglichkeit der 

Vereinbarung nach Art. 15 a Bundes-Verfassungs- 

gesetz hin. Seiner Ansicht nach wäre eine Zen- 

tralisierung der Umweltschutzkompetenzen eine 

Behinderung der Länder bei der sinnvollen Ge- 

staltung des Lebensraunmes. 

1.3.3. Im Zusammenhang mit den Gegenforderungen des Bundes 

nach Umweltschutzkompetenzen steht auch die Blok- 

kierung der Unterzeichnung der Bund-Länder-Verein- 

barung zur Begrenzung des höchstzulässigen Schwefel- 

gehaltes im Heizöl durch den Bund. 

1.4. Die im Rahmen der Energiepolitik zu treffenden Maß- 

nahmen zur Sicherung der Energieversorgung und zur 

Energieeinsparung können auf der Grundlage der gel- 

tenden Bundesverfassung weder durch den Bund noch 

durch die Länder allein angeordnet werden. Bundes- 

minister Dr. Staribacher äußerte sich daher dahin- 

gehend, daß er eine Vereinbarung mit den Ländern 

darüber anstrebe. Entsprechende Verhandlungen wurden 

auch aufgenommen. Ungeachtet dieser Verhandlungen 

wurde von sozialistischen Abgeordneten ein Initiativ- 

antrag betreffend die Erlassung eines Bundesgesetzes 

zur Sicherung der Energieversorgung, der weitreichen- 

de Kompetenzänderungen zulasten der Länder vorsieht, 

im Nationalrat eingebracht. Unter Bezugnahme auf 

diesen Initiativantrag forderte Bundesminister 

Dr. Staribacher Ende 1978 plötzlich umfangreiche 

"Energiesparvollmachten'". Vom Bundesministerium für 

Handel, Gewerbe und Industrie und von den Äntern



der Landesregierungen wurden unabhängig davon ge- 

meinsam wichtige Vorarbeiten für eine Bund-Länder- 

Vereinbarung zur Einsparung von Energie geleistet. 

Im Rahmen der vor allem zu Beginn des Berichtsjahres 

diskutierten Regionalisierung Jdes Rundfunks (Fern- 

sehens) stellten die Landeshauptmänner von Salzburg 

Dr. Haslauer und von Steiermark Dr. Niederl über- 

raschend ein neues Rundfunkmodell zur Diskussion, 

das u.a. eine "Anstalt der Bundesländer" vorsah. Zu 

einer föderalistischen Konstruktion des Rundfunks 

bekannte sich grundsätzlich auch der neue ORF-General- 

indentant Gerd Bacher. Er wies aber gleichzeitig auf 

die finanziellen Probleme hin. 

'Finanzieller Föderalismus’ 

Schwerpunkte des 'finanziellen Föderalismus' waren 

im Berichtsjahr die Einigung hinsichtlich der Kranken- 

anstaltenfinanzierung und hinsichtlich des Finanzaus- 

gleichs - in beiden Fällen nicht zur vollen Zufrieden- 

heit der Länder. 

Die "Vereinbarung gemäß Art. 15 a Bundes-Verfassungs- 

gesetz über die Krankenanstaltenfinanzierung und die 

Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds" wurde als 

erste Bund-Länder-Vereinbarung gemäß Art. 15 a Bun- 

des-Verfassungsgesetz zwar begrüßt, gleichzeitig 

wurden aber auch von einigen Seiten Bedenken hin- 

sichtlich der finanziellen Auswirkungen aus der 

Sicht der Länder angemeldet und - nicht ohne Grund - 

auf die Gefahr der Schaffung eines die Länderhoheit 

beschränkenden Lenkungsinstrumentes des Bundes hin- 

gewiesen. In einem vom Nationalrat anläßlich der Be- 

schlußfassung über die Genehmigung der Vereinbarung 

angenommenen sozialistischen Entschließungsantrag



wurde nämlich der Bundesminister für Gesundheit und 

Umweltschutz ersucht, Verhandlungen mit den Ländern 

aufzunehmen, um durch "eine geeignete Kompetenzge- 

staltung" eine bundesweit koordinierte Gesundheits- 

politik zu sichern. 

Der für einen effektiven Föderalismus überaus be- 

deutsame Finanzausgleich stellte im Berichtsjahr 

zweifellos das wichtigste Föderalismusthema dar. 

Wesentliche strukurelle Änderungen des Finanzaus- 

gleichs waren auf Grund verschiedener Umstände 

nicht zu erwarten. Bund, Länder und Gemeinden (Ge- 

meindebund und Städtebund) legten ihre finanziellen 

Forderungen in umfangreichen Katalogen vor. Länder 

und Gemeinden richteten an den Bund eine Grund- 

satzerklärung. 

Das gegen Ende des Berichtsjahres im sogenannten 

"Elfer-Ausschuß' ausgearbeitete Finanzausgleichs- 

paktum wurde letztlich von der Landeshauptmänner- 

konferenz und den Gremien des Städte- und Gemeinde- 

bundes als Kompromiß angenommen und fand seinen 

Niederschlag im Finanzausgleichsgesetz 1979. Die 

wesentlichsten Änderungen gegenüber dem Finanzaus- 

gleich 1973 sind eine 2%ige Kürzung der Landesum- 

lage zulasten der Länder, eine Kürzung der Pauschal- 

ahgeltung Jdes Bundes an die Länder für die Projek- 

tierungs-, Bauleitungs- und Bauausführungsausgaben 

für Bauarbeiten im Straßenbau, die Streichung von 

bestimmten Zweckzuschüssen des Bundes und die Auf- 

stockung der Mittel des Wasserwirtschaftsfonds zu- 

lasten aller Gebietskörperschaften. 

Durch Jdas Finanzauslgeichsgesetz 1979 ergaben sich 

laut Regierungsvorlage, berechnet auf der Basis des 

vorläufigen Rechnungsabschlusses 1977 bzw. des Bun- 

desvoranschlages 1979 gegenüber dem Finanzausgleichs-



gesetzes 1973 pro Jahr folgende finanzielle Ände- 

rungen: der Bund erhält um insgesamt ca. 223,5 

Mio S und die Länder um ca. 650,5 Mio S$ weniger, 

während die Gemeinden um ca. 174 Mio S mehr er- 

halten. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, 

daß der von Bund an Jen Wasserwirtschaftsfonds ge- 

leistete Betrag in der Höhe von 490 Mio S an einen 

aus dem Bundesbudget ausgegliederten (Bundes) Fonds 

geht und die dem Wasserwirtschaftsfonds von allen 

Gebietskörperschaften zur Verfügung gestellten 

Mittel vor allem den Gemeinden zugute kommen. 

Die stärksten finanziellen Einbußen mußten somit 

die Länder hinnehmen, obwohl gerade die Einnahmen- 

entwicklung der Länder in den vorangegangenen Jahren 

den Vorstellungen des Finanzausgleichspaktums 1973 

schon nicht entsprochen hatte. Mit ihrer Zustimmung 

bewiesen die Länder zweifellos ihre staatspoliti- 

sche Gesamtverantwortung. 

Einen weiteren Eingriff in die ohnedies geringe 

Finanzhoheit der Länder würde die Gesetzwerdung. 

des Initiativantrages betreffend die Änderung haus- 

haltsrechtlicher Bestimmungen des Bundes-Verfassungs- 

gesetzes bringen. Dieser Initiativantrag sieht eine 

verfassungsrechtliche Verpflichtung nicht nur des 

Bundes sondern auch der Länder und der Gemeinden, 

"bei ihrer Haushaltsführung die Sicherstellung des 

gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts anzustreben", 

vor. Im Hinblick auf das ohnehin schon erdrückende 

Übergewicht des Bundes auf dem Gebiete des Finanz- 

wesens und im Zusammenhang mit den außerdem noch 

vorgesehenen Steuerungsmöglichkeiten der Bundes- 

regierung bzw. des Bundesministers für Finanzen
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könnte daraus dem Bund ein Lenkungsinstrument zur 

noch stärkeren Beeinflussung der Haushalte und damit 

der Entwicklungspolitik der Länder und Gemeinden im 

Sinne seiner bundespolitischen Zielsetzungen er- 

wachsen. 

Verfassungsentwicklung in Bund und Ländern 

Die verfassungspolitische und verfassungsrechtliche 

Entwicklung im Bundesbereich ist im Berichtsjahr - 

wie in den letzten Jahren überhaupt - gekennzeichnet 

durch unsystematische und punktuelle Änderungen der 

Bundesverfassung. 

die Bundesverfassungsgesetze über die Änderung des 

Ausfuhrförderungsgesetzes und durch Verfassungs- 

bestimmungen in den sogenannten Wirtschaftslen- 

kungsgesetzen, dem Datenschutzgesetz und den No- 

vellen zum Landeslehrer-Dienstgesetz und zum Land- 

und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstgesetz. 

Eingriffe in die Landeskompetenz stellen dabei die 

verfassungsrechtlichen Kompetenzregelungen in den 

Wirtschaftslenkungsgesetzen und vor allem im Da- 

tenschutzgesetz aber auch die organisationsrecht- 

lichen Verfassungsbestimmungen in den Landeslehrer- 

Dienstgesetzen dar. Weitere Änderungen der Bundes- 

verfassung ergeben sich aus den Staatsverträgen 

mit verfassungsändernden Bestimmungen. 

.2. Die im Berichtsjahr im Nationalrat eingebrachten 

oder angekündigten Initiativen befaßten sich mit 

Ihemen wie der Änderung des Wahlrechtes, Immunität 

öffentlicher Mandatare, Unvereinbarkeit politischer 

Funktionen mit anderen Tätigkeiten und Neuregelung 

des llaushaltsrechtes.



Line Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes hin- 

sichtlich des Wahlrechtes bezwecken der Initiativ- 

antrag der Abgeordneten Dr. Wiesinger, Mag. Höchtl, 

Dr. Ermacora, Dr. Blenk, Dr. Feuerstein und Ge- 

nossen vom 1.3.1978 und die Regierungsvorlage vom 

15.3.1978. Beide sehen neben einer Herabsetzung 

des aktiven und passiven Wahlalters die Erweiterung 

der Möglichkeit der Stimmabgabe - allerdings in 

verschiedener Form - vor. 

Der Initiativantrag der Abgeordneten Dr. Heindl und 

Genossen vom 19.4.1978 betreffend die Erlassung 

eines Bundesgesetzes zur Sicherung der Enerpgiever- 

sorgung mit Verfassungsbestimmungen und der Initia- 

tivantrag der Abgeordneten Dr. Heinz Fischer, Dr. 

Tull, Dr. Nowotny und Genossen vom 5.12.1978 be- 

treffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das 

Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 

hinsichtlich haushaltsrechtlicher Bestimmungen ge- 

ändert wird, sehen beide bestimmte Einschränkungen 

der Landeszuständigkeiten vor, auf die bereits hin- 

gewiesen wurde. 

Die Erlassung eines Bundesverfassungsgesetzes zur 

Neuregelung der parlamentarischen Immunität be- 

zweckt der Initiativantrag der Abgeordneten Dr. 

lleinz Fischer, Dr. Thalhammer und Genossen vom 

26.11.1978, der auch Auswirkungen auf die Immunität 

der Mitglieder der Landtage bzw. des Bundesrates 

hätte. 

Die verfassungsrechtliche Entwicklung in den Ländern 

erfolgte hingegen - zumindest teilweise - unter Zu- 

grundelegung eines umfassenden verfassungspoliti- 

schen Konzeptes. Dies gilt vor allem für die voll- 

komnene Erneuerung der NÖ Landesverfassung und für 

die teilweise Erneuerung der Wiener Stadtverfassung.



.2. 

“I. Bemerkenswerte Schwerpunkte und Neuerungen in der 

NÖ Landesverfassung 1979 sind die Verpflichtung 

des Landes Niederösterreich, in seinem Wirkungs- 

bereich dafür zu sorgen, daß die Lebensdbedingun- 

gen der niederösterreichischen Bevölkerung unter 

Berücksichtigung der abschätzbaren wirtschaft- 

lichen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse ge- 

währleistet sind und der Ausbau der Initiativ-, 

Einspruchs- und Beschwerderechte der Gemeinden 

und Landesbürger. 

fassung sind der Ausbau der Kontrollrechte des 

Gemeinderates und des Landtages und der Instrumen- 

te der unmittelbaren Demokratie sowie eine Ver- 

stärkung der Verwaltungsdezentralisation. Das 

Land Wien hat darüberhinaus - gleich dem Land 

Salzburg - durch Landesverfassungsgesetz die 

durch Bundesgesetz eingerichtete Volksanwaltschaft 

für den Bereich der Verwaltung des Landes Wien 

für zuständig erklärt. 

Die Änderungen des burgenländischen Landesver- 

fassungsgesetzes und des Salzburger Landes-Ver- 

fassungsgesetzes betreffen im wesentlichen nur 

die Wahlkreiseinteilung im Zusammenhang mit dem 

Verfassungsgerichtshoferkenntnis über die burgen- 

ländische Landtagswahlordnung. 

Formelle Landesverfassungsgesetze ergingen in 

Tirol und Oberösterreich im Zusammenhang mit einer 

Änderung der Staatsgrenze zwischen Österreich und 

Deutschland und in Burgenland im Zusammenhang mit 

einer Änderung der Landesgrenze zwischen Burgen- 

land und Niederösterreich.
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.5. Verfassungsbestimmungen enthalten die burgenlän- 

dische Landtagswahlordnung, das niederösterreichi- 

sche (Landtags-)Geschäftsordnungsgesetz und das 

oberösterreichische Gesetz über die Gutachter- 

kommission nach dem Stadterneuerungsgesetz und 

Bodenbeschaffungsgesetz. Änderungen der Wahlord- 

nungen in Ausführung der - geänderten - Landesver- 

fassungsgesetze erfolgten auch in den Ländern 

Salzburg und Wien, eine Änderung der Wahlordnung 

für Statutarstädte nahm Jdas Land Nicderösterreich 

vor. 

.6. In Ausführung der Bundesverfassung und der jeweili- 

gen Landesverfassung änderte der Landeshauptmann 

von Tirol die Geschäftsordnung des Amtes der 

Tiroler Landesregierung, während die burgenländi- 

sche Landesregierung eine Referatseinteilung für 

die Mitglieder der Landesregierung erließ und die 

Geschäftsordnung der Landesregierung änderte. 

7. Im Zusammenhang mit dem Verfassungsrecht stehen die 

vor allem in Niederösterreich, aber auch in fast 

allen anderen Ländern vorgenommenen Maßnahmen auf 

dem Gebiete der Kommunalstruktur. 

Föderalistisch wichtige Gesetze 

1. Im Berichtsjahr 1978 erging eine Anzahl’in födera- 

listischer Hinsicht bemerkenswerter Bundesgesetze 

unter anderem auf dem Gebiete des Dienstrechtsver- 

fahrens und des Verwaltungsstrafrechts gestützt auf 

die 'Bedarfsgesetzgebung' nach Art. 11 Abs. 2 Bun- 

des-Verfassungsgesetz, dem allgemeinen und dem 

land- und forstwirtschaftlichen Schulwesen insbe- 

sondere durch Änderungen der beiden Landeslehrer- 

Dienstgesetze, dem Volkswohnungswesen durch eine



Änderung des Wohnungsverbesserungspesetzes und 

auf dem Gebiete des Denkmalschutzes durch eine um- 

fassende Änderung des Denkmalschutzgesetzes. 

Einer Zustimmung der "beteiligten Länder" gemäß 

Art. 1lo2 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz bedurfte 

die Einrichtung der Lehrlingsstellen bei den Kammern 

der gewerblichen Wirtschaft als Lehrlingsbehörden 

erster Instanz durch die Berufsausbildungsgesetz- 

Novelle 1978 und die Erweiterung des sachlichen 

Wirkungsbereiches der Bundespolizeibehörden durch 

eine Novelle zum Einführungsgesetz zu den Verwal- 

tungsverfahrensgesetzen,da beidesmal Bundesbehörden 

in einer in mittelbarer Bundesverwaltung durch den 

Landeshauptmann und die ihm unterstellten Landesbe- 

hörden zu vollziehenden Angelegenheit tätig werden. 

Änderungen von Bundesgesetzen waren auch durch die 

Vereinbarung gemäß Art. 15 a Bundes-Verfassungsge- 

setz über die Krankenanstaltenfinanzierung und die 

Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds erforderlich. 

Anpassungen von Bundesgesetzen an die Bundes-Ver- 

fassungsgesetznovelle 1974 erfolgten durch die Er- 

lassung des Binnenschiffahrtskonzessionsgesetzes 

(früher Binnenschiffahrtsverwaltungsgesetz) und die 

Änderung des Schiffahrtsanlagengesetzes. 

Die Gesetzgebungstätigkeit (einschließlich Verord- 

nungen) der Länder im Berichtszeitraum steht teil- 

weise noch in einem direkten oder indirekten Zu- 

sammenhang mit der Bundes-Verfassungsgesetzno- 

velle 1974 und der Bundes-Verfassungsgesetzno- 

velle 1975 über das Schulwesen. Die Länder er- 

ließen oder änderten - von ihren erweiterten Kompe- 

tenzen Gebrauch machend - Gesetze auf dem Gebiete 



des Dienstrechtes und des Personalvertretungs- 

rechtes u.ä. Sie paßten ihre Auslührungsgesetze 

an die - teilweise auf Grund der genannten Bundes- 

Verfassungsgescetznovellen - geänderten Grundsatz- 

gesetze des Bundes auf den Gebieten der Bodenre- 

form (Flurverfassung) und des allgemeinen und des 

land- und forstwirtschaftlichen Schulwesens an. 

Einzelne Länder haben auch Ausführungsbestimmungen 

zum Forstgesetz 1975 erlassen. 

lm Zusammenhang mit der oben erwähnten Vereinbarung 

gemäß Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz stehen 

Änderungen der Krankenanstalten-Ausführungsgesetze 

durch die Länder. In zwei Ländern erfolgten darüber- 

hinaus Neuregelungen auf anderen Gebieten des 

Gesundheitswesens. 

Auf dem Gebiete der Sozialhilfe iwS lag der Schwer- 

punkt auf der Anpassung und Verbesserung der 

Leistungen. 

Einige Länder änderten nicht unwesentlich ihre Aus- 

führungsgesetze auf dem Gebiete des Elektrizitäts- 

wesens oder erließen oder änderten Gesetze auf dem 

Gebiete der Gaswirtschaft. 

Eine Anzahl von Gesetzen erging auch auf den Ge- 

bieten Raumordnung (Landesplanung) und Baurecht, 

Natur- und Umweltschutz und verwandten Gebieten, 

bzw. wurden Verordnungen zu diesen Gesetzen er- 

lassen. 

Legistische Maßnahmen wurden häufig auch auf den 

Gebieten Finanzwesen und Förderungswesen gesetzt. 

5. Einsprüche und Anfechtungen 

5.1. Die Bundesregierung erhob im Berichtszeitraum wieder 

mehrfach Einspruch gegen Landesgesetze zum Teil 



wegen verfassungsrechtlicher Bedenken, zum Teil 

aber auch nur wegen - angeblicher - Gefährdung 

von Bundesinteressen. Die sehr massiven Einsprüche 

(bzw. Anfechtungen) gegen (von) Landesgesetze(n) 

auf dem Gebiete der öffentlichen Sicherheit bzw. 

verwandter Gebiete finden ihre Fortsetzung in 

dem Einspruch gegen die Änderung (Erweiterung) 

des Salzburger Polizeistrafgesetzes. Bemerkens- 

wert ist auch die Häufung der Einsprüche gegen 

Landesgesetze auf Jem Gebiet des Dienst- und 

Personalvertretungsrechtes. Bei einigen Gesetzen 

verweigerte die Bundesregierung ganz oder teil- 

weise ihre Zustimmung zur Mitwirkung von Bundes- 

organen (Bundespolizeibehörden und Bundesgen- 

darmerie). 

Von seiten der Länder erfolgte eine Anfechtung des 

Arbeitsverfassungsgesetzes, des Landarbeitsge- 

setzes und des Arbeiterkammergesetzes in der Form 

der Novelle aus dem Jahre 1978 durch die Salzbur- 

ger Landesregierung. Die Entscheidung des Ver- 

fassungsgerichtshofes stand im Berichtsjahr noch 

aus. 

Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes 

Die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes weist 

unter föderalistischen Gesichtspunkten auch im Be- 

richtsjahr widersprüchliche Tendenzen auf. 

Einerseits gibt es eine Linie der Rechtsprechung, 

die in zunehmendem Maße das bundesstaatliche Prin- 

zip als eine oberste Auslegungsregel des Ver- 

fassungsrechtes anzuerkennen scheint und danach 

trachtet, dieses Prinzip auch bei Jder Anwendung 

der Kompetenzbestimmungen und der übrigen Ver- 

fassungsnormen entsprechend zu berücksichtigen.



Dazu gehört etwa Jie bereits ständige Rechtsprechung 

über die Vereinbarkeit von länderweise verschie- 

denen Regelungen mit dem Gleichheitsgebot und über 

die Möglichkeit, daß Bund und Länder dieselbe 

Angelegenheit unter verschiedenen Gesichtspunkten 

regeln können ("Gesichtspunktetheorie'). Auch die 

neu aufgerollte Frage des Vorranges einer mehr 

föderalistischen Kompetenztype vor einer zentra- 

listischen und die cinschränkende Auslegung be- 

sonderer kompetenzbegründungen in einfachen Bundes- 

gesetzen weist in diese Richtung. 

Neben dieser vom föderalistischen Standpunkt er- 

freulichen Tendenz geht aber die traditionelle 

Linie der zentralistischen Rechtsprechung weiter 

und hat auch im Berichtszeitraum zu massiven 

Einbrüchen in den Landesbereich geführt. Sei es, 

daß Landeszuständigkeiten einschränkend ausge- 

legt werden, sei es, daß Bundeszuständigkeiten 

extensiv ausgelegt werden, sei es daß (Bundes) 

Grundrechte gegenüber den Ländern strenger gehand- 

habt werden wie gegenüber dem Bund. Im Ergebnis 

kann man geradezu eine Tendenz der Verfassungs- 

rechtsprechung erkennen, die föderalistische 

Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974 so weit als 

möglich einzuschränken, statt in ihrem Geiste 

die Bundesstaatsreform zu verwirklichen. 

Auch im Bereich der Vollzugsorganisation herrscht - 

neben einigen länderfreundlichen Tendenzen - doch 

im allgemeinen ein sehr zentralistischer Grundzug 

der Judikatur. So wurde etwa die neue Zuständig- 

keit der Länder zur Verwaltungsorganisation außer- 

ordentlich beschränkt, ja praktisch weithin auf- 

gehoben. Die Übereinstimmung von Gerichtssprengel



und Ländergrenzen wurden entgegen der Auffassung 

der Lehre nicht als Verfassungsgrundsatz erkannt. 

6.4. Als eine vom föderalistischen Standpunkt durchaus 

erfreuliche Tendenz der Rechtsprechung verdient 

dagegen hervorgehoben zu werden, daß der Gerichts- 

hof versucht, die finanziellen Beziehungen der 

Gebietskörperschaften zueinander unter ein klares 

rechtliches Maß zu bringen und dabei insbesondere 

die Abhängigkeit der anderen Gebictskörperschaften 

vom Bund durch strenge rechtliche Kontrolle we- 

nigstens zu objektivieren. 

6.5. Für die Weiterentwicklung und Auslegung Jdes Landes- 

rechtes hochbedeutsam sind schließlich auch im 

Berichtszeitraum eine Reihe grundsätzlicher Er- 

7. Zusammenarbeit Jer Länder 

Die traditionelle Zusammenarbeit der Länder unter- 

einander erfolgte durch die bereits institutiona- 

lisierten Landeshauptmännerkonferenzen und Konferenzen 

der politischen Referenten sowie die Landesamts- 

direktorenkonferenzen und die Länderexpertenbe- 

sprechungen. Die Leistungen der Verbindungsstelle 

der Bundesländer können dabei gar nicht hoch genug 

bewertet werden. Darüberhinaus bedienen sich die 

Länder immer stärker der staatsrechtlichen Verein- 

barung nach Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz zur 

Regelung der Zusammenarbeit von allen Ländern ge- 

meinsamen Problemen oder zur Regelung lediglich 

einige Ländergrenzen überschreitender Probleme. 

7.1. Im Berichtszeitraum in Kraft getreten ist die 

Ländervereinbarung über die Errichtung der Ge-



meinsamen Filmbewertungskommission der Länder, 

abgeschlossen wurde die Vereinbarung über die 

Angelegenheit der Behindertenhilfe. Der schon 

früher zwischen den Ländern Oberösterreich, Tirol 

und Vorarlberg abgeschlossenen Vereinbarung über 

den Kostenersatz in den Angelegenheiten der Sozial- 

hilfe ist als letztes Land auch das Land Steier- 

mark beigetreten. 

Die Länder Kärnten, Salzburg und Steiermark haben 

eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit in Ange- 

legenheiten der Raumordnung im Lungau-Murau-Nock- 

gebiet und die Länder Oberösterreich und Salzburg 

eine ähnliche Vereinbarung über die Zusammenarbeit 

in Angelegenheiten der Raumordnung im gemeinsamen 

Grenzgebiet abgeschlossen. Mit der Vereinbarung 

über die Errichtung einer Planungsgemeinschaft 

zwischen den Ländern Burgenland, Niederösterreich 

und Wien haben die genannten Länder die Planungs- 

gemeinschaft Ost als gemeinsame Organisation zur 

Verbreitung und Koordinierung raumrelevanter 

Aktivitäten geschaffen. 

Zusammenarbeit von Bund und Ländern 

Die lediglich auf Absprachen beruhende Zusammenarbeit 

zwischen dem Bund und den Ländern, wie sie bereits in 

der Österreichischen Raumordnungskonferenz - unter 

Einbeziehung der Gemeinden (Gemeindebünde) - und auf 

dem Gebiete der umfassenden Landesverteidigung gegeben 

ist, wurde um das Gebiet der Rohstofforschung und Roh- 

stoffsicherung erweitert. Zum ersten Mal erfolgte 

eine institutionalisierte Zusammenarbeit zwischen 

dem Bund und den Ländern auch auf der Grundlage einer 

Vereinbarung nach Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz



durch den mit Bundesgesetz eingerichteten Kranken- 

anstalten-Zusammenarbeitsfonds. 

Die Mitwirkung der Länder an der Bundesgesetzgebung 

und -vollziehung erfolgte durchwegs in eingefahrenen 

Geleisen, neuere Formen wurden von seiten des Bundes 

kaum angewandt. 

Die Länder haben durch den Bundesrat an ca. 150 Ge- 

setzesbeschlüssen und sonstigen Beschlüssen des 

Nationalrates "mitgewirkt". In neun Fällen erhob der 

Bundesrat vergeblich Einspruch. Darüberhinaus stellte 

er einen Gesetzesantrag, und zwar auf Änderung des 

Arbeiterkammergesetzes. 

Eine Mitwirkung an der Bundesgesetzgebung erfolgte 

in zwei Fällen auch durch die Beiziehung von Länder- 

vertretern zu den Beratungen des Unterausschusses 

des Verfassungsausschusses des Nationalrates. Die 

Beiziehung der Ländervertreter zu den Beratungen 

über das - stark in die Länderkompetenz nach Art. 15 

Bundes-Verfassungsgesetz eingreifende - Datenschutz- 

gesetz fanden dabei unter für die Länder höchst un- 

befriedigenden Umständen statt. 

Die Mitwirkung der Länder an der Bundesvollziehung 

ist vor allem durch die mittelbare Bundesverwaltung 

und die sogenannte Auftragsverwaltung gegeben. Ab- 

gesehen von den gemeinsamen Einrichtungen, die eine 

gegenseitige Mitwirkung ermöglichen, sind die 

sonstigen Mitwirkungsmöglichkeiten der Länder an 

der Bundesvollziehung eher gering. 

Das Berichtsjahr brachte die erste,Bund-Länder-Ver- 

einbarung gemäß Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz - 

nämlich die Vereinbarung über die Krankenanstalten- 

finanzierung und die Dotierung des Wasserwirtschafts-



fonds. Auf Grund der - überraschenden - Weigerung 

des Bundes die unterschriftsreife Bund-Länder-Ver- 

einbarung über die Beschränkung des höchstzulässigen 

Schwefelgehaltes im Heizöl zu unterfertigen, kam 

diese längst erwartete Vereinbarung nicht zustande. 

Die Verhandlungen über den "Energiesparvertrag" 

machten Fortschritte. Dazu im Widerspruch steht 

allerdings der bereits erwähnte Initiativantrag be- 

treffend die Erlassung eines Bundesgesetzes zur 

Sicherung der Energieversorgung. 

Im Berichtszeitraum fanden auch Besprechungen über 

eine zwischen Bund und Ländern paktierte Gesetz- 

gebung in Angelegenheiten des Fernunterrichtes statt. 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

Zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit der Länder 

äußerte sich der Bundesminister für Auswärtige Ange- 

legenheiten Dr. Pahr in einer Anfragebeantwortung im 

Herbst 1978 dahingehend, daß sich "die grenzüber- 

schreitende Zusammenarbeit von Regionen, insbesondere 

in grenznahen Bereichen, unbestreitbar in den letzten 

Jahren auf den verschiedensten Gebieten als erfolg- 

reich erwiesen" habe, und er eine völkerrechtliche 

Absicherung "im Rahmen der verfassungsrechtlichen 

Möglichkeiten" für sinnvoll halte. Auf die Forderung 

des Forderungsprogrammes der Bundesländer 1976, "in 

Angelegenheiten ihres Wirkungsbereiches mit Zustimmung 

der Bundesregierung zwischenstaatliche Verträge mit 

Nachbarländern abschließen" (A/5) zu können, ging er 

jedoch nicht ein. 

Die Vielfalt der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 

der Länder mit Nachbarländern und sonstigen Gebiets- 

körperschaften beweist zugleich ihre Notwendigkeit.



Die Formen der Zusammenarbeit reichen dabei von der 

erenzüberschreitenden Regionalpolitik mehrerer 

Partner, wie der ARGE Alp und nunmehr auch der 

ARGE-ALPEN-ADRIA sowie der Internationalen Boden- 

seckonlerenz, über l'ormen zweiseitiger Zusammenarbeit, 

wie z.B. den Gemeinsamen Sitzungen des Tiroler und 

des Südtiroler Landtages, den Gesprächsrunden ver- 

schiedener Länder mit Bayern, den Kontakten der 

Länder Burgenland und Steiermark mit westungarischen 

Komitaten, bis zu den Möglichkeiten der Zusammen- 

arbeit im Rahmen, bilateraler, multilateraler und 

internationaler Übereinkommen des Bundes mit Nach- 

barstaaten, wie etwa im Rahmen des Accordino, der 

Österreichisch-Deutschen Raumordnungskommission, 

der Grenzkommissionen und der Kommissionen für den 

Bodenseeraum. 

Die Föderalismusforschung und Föderalismusbildung 

wird in Österreich vor allem durch das Institut für 

Föderalismusforschung in Innsbruck und durch die - 

eine Einheit bildenden - einschlägigen Einrich- 

tungen in Graz, der Forschungsstelle für Rechts- 

fortbildung und Föderalismus und der Arbeitsge- 

meinschaft für Föderalismus beim Amt der Steier- 

märkischen Landesregierung sowie der Studiengesell- 

schaft für Politik und Verfassungsentwicklung, ge- 

tragen. 

Das Institut für Föderalismusforschung hat im Be- 

richtszeitraum u.a. in der institutseigenen Schrif- 

tenreihe - neben dem 2. Bericht über die Lage des 

Föderalismus in Österreich - fünf Publikationen
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herausgebracht. Darüberhinaus war das Institut Mit- 

träger einer internationalen Studientagung zum 

Thema "Regionalismus in Europa" in Brixen und ver- 

faßte für diese den Länderbericht über Österreich. 

Mit dem '"Föderalismus-Stammtisch' in Innsbruck 

wurde neben den bisherigen Formen der Verbreitung 

der Idee des Föderalismus eine neue gefunden. Mit 

den Vorbereitungen zu einer Erhebung über den 

politischen - insbesonders föderalistischen - Be- 

wußtseinsstand von Hauptschülern wurde begonnen. 

Gemeinsam veranstalteten die Studiengesellschaft 

für Politik und Verfassungsentwicklung und das 

Institut für Föderalismusforschung ein Symposium 

in Graz mit dem Thema "Der Föderalismus und die 

Zukunft der Grundrechte". Darüberhinaus gab die 

Studiengesellschaft für Politik und Verfassungsent- 

wicklung den 2. Band ihrer Reihe Föderalismus- 

Studien heraus. Die in engem Zusammenhang mit der 

Studiengesellschaft stehende Arbeitsgemeinschaft 

für Föderalismus beim Amt der Steiermärkischen Lan- 

desregierung erstellte im Berichtsjahr ein reich- 

haltiges Forschungsprogramm. 
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AA) FÖDERALISMUSPOLTITTIK ) 

Die bereits im 1. Föderalismusbericht festgestellte 

"Boppelgesichtigpkeit der Föderalismuspolitik" kenn- 

zeichnet auch im Berichtsjahr 1978 die Situation des 

Föderalismus in Österreich. 

Einerseits zeigt sich nicht nur bei Landespolitikern 

eine immer stärkere Besinnung auf die grundlegenden ge- 

sellschaftspolitischen Werte und die enorme Kapazität 

des Föderalismus zur Lösung komplexer Probleme ohne die 

bei zentralistischen Maßnahmen auftretende technokra- 

tisch-bürokratische Bürgerferne'!. Feststellbar ist 

neuerdings auch cine Anerkennung der grundlegenden Be- 

deutung Jder Länder bei der Entstehung der I. und 2. 

Republik und damit auch der politisch-staatsrechtlichen 

Eigenständigkeit der Länder durch Bundespolitiker. 

Andererseits zeigt sich im Bundesbereich vielfach noch 

ein mangelndes Verständnis gegenüber dem Föderalismus, 

etwa wenn moderne Formen der Zusammenarbeit wie die 

staatsrechtlichen Verträge nach Art. 15 a Bundes-Ver- 

fassungsgesetz nur zögernd und nur dort angewandt wer- 

den, wo sie zumindest eine verstärkte kEinflußnahme des 

Bundes auf die Länder versprechen. Dice Idee des '"'koopera- 

tiven Bundesstaates" wird vielfach als Argument für 

Kompetenzforderungen des Bundes verwendet. Bei der Be- 

reitstellung der Infrastruktur wird der "kooperative 

Bundesstaat" von Bundesseite dann 'bemüht', wenn die 

Länder - ebenso die Gemeinden - mit meist sehr hohen 

Leistungen zu Bundesaufgaben beitragen 'dürfen'!. Das 

Finanzausgleichspaktum etwa zeipt, was von dem - z.B. 

bei der liröffnung Jes im Zuge einer Bundesstraße gele- 

genen Arlbergtunnels von Bundespolitikern so strapa- 

zierten - ''kooperativen Bundesstaat’ zu halten ist. 

*) Anmerkungen siche Seite 53 £



Du
 line Reihe öffentlicher Erklärungen führender Landes- 

politiker und immer mehr auch von Gemeindepolitikern 

zum Föderalismus beweist die fortschreitende geistige 

und politische Neubelebung. 

.1. Der Vorarlberger Landeshauptmann Dr. Herbert Keßler 

befaßte sich in einem in der Tiroler Tageszeitung 

vom,8.7.1978 erschienenen ganzseitigen Artikel mit 

dem "Wesen des Föderalismus”. Föderalismus bedeute 

"eine bestimmte Dynamik im Staatswesen, in Beziehung 

gesetzt zur Staatsgewalt'". Er unterstrich, daß es 

sich nicht um ein "Streben nach Emanzipation oder 

Separatismus'" sondern um eine Bewegung, die ein Bünd- 

nis, einen Pakt voraussetzt, zu dem sich die Länder 

zusammengeschlossen haben, handle. Föderalismus sei 

zu unterscheiden von "Dezentralismus, der ein reiner 

Zustand ist und bei dem gewisse staatliche Gewalten 

in bestimmter Art angeordnet sind". Dr. Keßler ging 

dann auf das Verhältnis von Föderalismus einerseits 

und Freiheit und Subsidiaritätsprinzip andererseits 

ein. Die "Grundvorstellung" des mit der Freiheit aufs 

engste verbundenen Föderalismus bestehe darin, "die 

in ihrer Würde und Freiheit gesicherte menschliche 

Persönlichkeit in eine geordnete, sich gegenseitig 

stützende, vom Kleinen ins Große wachsende Gemein- 

schaft einzufügen". Diese Aussage ist offensichtlich 

von der Idee des "integralen Föderalismus" beeinflußt. 

Das Subsidiaritätsprinzip besage auf die Länder ange- 

wandt, "daß sie" - die Länder - "grundsätzlich alle 

jene Aufgaben übertragen bekommen und selbst regeln 

sollten, die nicht notwendigerweise dem Bund zukommen". 

In der weiteren Folge schilderte Dr. Keßler die histo- 

rische Entwicklung des Föderalismus in Österreich seit 

dem Jahr 1918. Für ihn ergeben sich aus diesen 

grundsätzlichen Gedanken folgende Folgerungen: 

"Zunächst die, duß die Bund«sländer sich noch
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mehr als bisher bemühen sullien, einander zu 

verstehen, ihr geschichtliches Werden, ihr Volks- 

tum, ihre Mentalität, ihre Kultur, ihre Wirt- 

schaftsetruktur. Der Bund sollte sich öfter auf 

das Wesen und Werden der Länder besinnen. Er 

sollte manchmal daran denken, daß die Länder vor 

dem Gesamtstaat bestanden, daß sie geschichtlich, 

stammesmäßig und:kulturell gewachsene Gebilde 

sind." 

Dr. Keßler ging dann noch auf einige spezielle Themen 

der aktuellen Föderalismusdiskussion, wie Behandlung 

des Forderungsprogrammes der Bundesländer 1976, Pro- 

bleme der Ländervertretung durch den Bundesrat und 

die mangelnde verfassungsrechtliche Verankerung des 

Finanzausgleichs, das Fehlen einer Kompetenzabgrenzung 

auf dem Gebiete der sogenannten Privatwirtschaftsver- 

waltung und die Organisation des Sicherheitswesens, 

ein. 

Zufolge der geschilderten Rechts- und Sachlage erhebe 

sich die Frage, "ob der Föderalist in der heutigen 

Zeit nicht Grund zur Resignation hat". Dr. Keßler be- 

antwortete diese Frage mit einem ausdrücklichen "nein", 

denn: 

"Der Föderalismus stärkt die Mitwirkung des Volkes 

an der Herrschaft keineswegs allein dadurch, daß 

die Bürger Öfter zu den Urnen gerufen werden, oder 

dadurch, daß von der Seite staatlicher Inatitutio- 

nen gesehen, die Nähe zum Volk größer ist um von 

der Seite des Volkes gesehen, die Tätigkeiten des 

Staates besser übersehen und kontrolliert werden 

können. Eine der wesentlichen Wirkungen dee 

Föderalismus liegt darin, daß es durch die Ver- 

vielfachung der Entscheidungszentren und ihre 

flächenmäßige Verteilung auf das gesamte Staats-
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veblet in viel höherem Maße gelingt, politische 

Führungskräfte su aktivieren, sie zueinander in 

Wettbewerb treten zu lassen und auf diese Weise 

eine Auslese zu bewirken, die eine krstarrung 

dur politischen Führungsschicht in den Ländern 

und im Bund verhindert." 

.2. In einem Vortrag vor dem Österreichischen Klub im 

Wiener Pallais Pallavicini äußerte sich der steier- 

märkische Landeshauptmann Dr. Friedrich Niederl zum 

Thema "Die Funktion der Bundesländer im Bundesstaat 

Österreich". Er stellte dabei fest, daß die Praxis 

entwickelter Bundesstaaten beweise, daß ein koopera- 

tiver Föderalismus die allgemeine Formel für ver- 

besserte Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Gemein- 

den darstelle. ls habe sich gezeigt, daß zahlreiche 

Sachaufgaben nur in abgestimmter Zusammenarbeit aller 

Ebenen in der öffentlichen Verwaltung bewältigt wer- 

den könnten. Diese Zusammenarbeit führe auch zu einer 

Steigerung der Effizienz des staatlichen Wirkens bei 

gleichzeitiger Erhaltung der Vorzüge des bundesstaat- 

lichen Aufbaues. Dr. Niederl verwies dann auf einige 

Beispiele, bei denen es im Sinne des koopcrativen 

Föderalismus gelungen sei, eine Reihe komplizierter 

Probleme anzupacken. In der Folge betonte Dr. Niederl 

die Notwendigkeit Jer stärkeren Einbindung der Landes- 

hauptmänner in die Bundespolitik, etwa durch die Mög- 

lichkeit der Teilnahme an Sitzungen der Bundesregie- 

rung, wenn Vorhaben beraten werden, die das jeweilige 

Land betreffen. In weiterer Folge ging er auf die Be- 

deutung Jdes Föderalismus als vertikaler Machtaufteilung 

zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ein. 

.3. Diesen Gedanken verfolgte auch der Bregenzer Bürger- 

meister Dipl.Ing. Fritz Mayer bei seiner Ansprache 

anläßlich des Österreichischen Städtetages unter dem 

Generualthema "Föderalismus heute" am 27.4.1978 in 

Wien, wobei er insbesondere Jie Einbeziehung der



2.4, 

Gemeinden in "das gesellschaftliche Ordnungsprinzip 

des Föderalismus!" urgierte. Lr [ührte dabei u.a. aus:2) 

"In den vergangenen Jahren konnten wir beobachten, 

wie das Konzept der horizontalen Gewaltenteilung, 

in welchem Gewande sie sich immer präsentierte, 

ergänzt wurde durch ein System vertikaler Kon- 

trollen, in dem der Föderalismus ale Aufteilungs- 

mechanismus staatlicher Macht eine hervorragende 

Rolle spielte. Dieser Föderalismus wurde auch bei 

Österreichischen Städtetagen immer wieder, unter 

anderem vom Innebrucker Bürgermeister DDr. Alois 

Lugger, referiert und reflektiert. 

Jetat aber ist die Zeit gekommen, dieses Konzept 

der vertikalen Gewaltenteilung weiter voranzu- 

treiben und durch die Einbeziehung jenes poli- 

tischen Bereiches, der sich unterhalb der Ebene 

der Gliedsetaaten befindet, konsequent auszuweiten. 

Für diesen notwendigen Schritt gibt ee viele Be- 

gründungen und Motivationen. " 

Anläßlich des bereits erwähnten Städtetages sprach 

auch der Bundesminister für Inneres Lanc über "Födera- 

lismus - Aus der Sicht des Bundes". Er betonte ‚dabei 

die faktische fruchtbare Zusammenarbeit aller Gebiets- 

körperschaften im Dienste der Bürger und die Einbe- 

ziehung der Gemeinden in den Föderalismus”. 

Zum Thema Föderalismus beschloß der am 27. und 

28.4.1978 im Rathaus in Wien abgehaltene 29. Öster- 

reichische Städtetag 1978 über Antrag von Bürger- 

meister Dipl.Ing. Mayer folgende Resolution®): 

"Die in jüngater Zeit festzustellende Entwicklung 

macht immer häufiger Verwaltungsmaßnahmen erfor- 

derlich, bei denen sich die Kompetenzen der Ge- 

bietsekörperechaften überschneiden. Unter Beachtung 

des im Bundes-Verfassungsgesetz verankerten



föderativen Elementes ergibt sich daher das 

Erfordernis einer stärkeren Kooperation zwischen 

den Gebietskörperschaften. Diese Zusammenarbeit 

hat sich nicht auf Bund und Länder zu bescehrän- 

ken. Den von den Gemeinden zu besorgenden Auf- 

gaben kommt immer größere Bedeutung zu, sodaß 

die Gemeinden in vielen Bereichen als gleichbe- 

rechtigte Partner von Bund und Ländern anzusehen 

sind. Überlegungen hinsichtlich eines Ausbaues 

der föderalistischen Struktur unseres Landes 

müssen von dieser geänderten Stellung der Gemein- 

den ausgehen und neue Modelle für die Zusammen- 

arbeit der drei Gebietskörperschaften entwickeln." 

3. Die 60. Wiederkehr des Tages der Errichtung der Repu- 

blik Österreich war Anlaß sich auch auf Bundesebene 

mit der historischen und aktuellen Bedeutung der Bun- 

desländer zu befassen. Aus den diesbezüglichen Äuße- 

rungen stechen die Ausführungen des Präsidenten des 

Nationalrates Anton Benya anläßlich der Festsitzung 

des Nationalrates und des Bundesrates am 12.11.1978 

hervor”). 

Nationalratspräsident Benya gab in seiner Ansprache 

einen auch die sozialen und wirtschaftlichen Hinter- 

gründe beleuchtenden Überblick über die politische Ge- 

schichte der Republik Österreich. Zur historisch-poli- 

tischen Bedeutung der Länder für das Entstehen der 1. 

und 2. Republik führte er unter anderem aus: 

"Letztlich wurde der neue Staat freilich nicht 

oder zumindest nicht in erster Linie durch juristi- 

sche Akte, sondern durch politische Realitäten ge- 

formt. Als solche müssen der Staatsvertrag von 

Saint-Germain, der die endgültigen Grenzen fest- 

legte, aber ebenso die Tatsache angesehen werden,



daß beim Zerfall der Monarchie praktisch zunächst 

die Bundesländer als politische Einheiten funktio- 

nierten und dann erst der gesamte Staat. 

So ist es ja auch kein Zufall, daß die für die 

Organisation des Gesamtstaates wichtigen Entschei- 

dungen in der Ersten Republik auf Länderkonferenzen 

im Feber 1920 in Salzburg und im April 19Lo in Linz 

fielen; auf diesen wurde der Weg zu unserer Bundes- 

verfassung geebnet! 

Ähnlich leitete auch nach dem Zweiten Weltkrieg die 

Länderkonferenz vom 24.9.1945 die kiederherstellung 

des Gesamtstaates Österreich und insbesondere die 

Wiedereinsetzung der parlamentarischen Regierungs- 

form durch demokratische Wahlen in die hege. 

Zweimal also ist die Republik Österreich aus einem 

totalen Zusammenbruch hervorgegangen, haben Länder- 

konferenzen zur Konstituierung unseres Staates bei- 

getragen, haben internationale Verträge dessen 

Grenzen bestimmt und seine Lage in der Mitte Europas 

befestigt. 

Nachdem ich mir erlaubt habe festzustellen, in wel- 

chen Bereichen die Entwieklung der Zweiten Republik 

anders und besser verlaufen ist als jene der Ersten 

Republik, geziemt es sich aber gerade heute, am 

60, Jahrestag der Gründung der Republik, offen fest- 

zustellen, daß ein nicht geringer Teil der erfor- 

derlichen Entwicklung unseres Staates auch dem Um- 

stand zu verdanken ist, daß die Zweite Republik auf 

jene Bundesverfassung und auf jene verfassungsrecht- 

lichen Grundsätze zurückgreifen kann, die schon an 

der Wiege der Ersten Republik gestanden sind. 

Dazu zählt neben den beiden Grundpfeilern unserer 

staatlichen Ordnung, nämlich dem "demokratischen" 

und dem "rechtssetaatlichen" Prinzip, auch der Aufbau
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Österreichs als Bundesstaat, in welchem den Ländern 

ein großes Maß an Autonomie eingeräumt ist. Und 

folgerichtig bestimmt ja auch die Bundesverfassung, 

daß die Bundesgesetzgebung von zwei Kammern auege- 

übt wird." 

Kennzeichnend für das tatsächliche l’öderalismusver- 

ständnis des Bundes ist die Behandlung - oder besser 

gesagt die Nichtbehandlung - des Forderungsprogrammes 

der Bundesländer 1976 im Berichtsjahr 19780) 

Bundeskanzler Dr. Bruno Kreisky in einer Rundfunk- 

. Das von 

diskussion vom 8.10.1977’) angekündigte "gründliche 
Studium" des Forderungsprogrammes brachte jedenfalls 

weitreichende Gegenforderungen des Bundes vor allem 

auf dem Gebiete des Umweltschutzes. 

In einem nach einer zweitägigen Regierungsklausur 

am 10.1.1978 abgehaltenen Journalistengespräch er- 

klärten Bundeskanzler Dr. Kreisky und vor allem die 

von ihm auch mit Fragen des Föderalismus betraute 

Staatssekretärin im Bundeskanzleramt Elfriede Karl 

laut Presseberichten, daß der Bund in verschiedenen 

Bereichen den Wünschen der Länder entgegenkommen 

könne, Föderalismus aber keine "Einbahnstraße'" sein 

dürfe. Zur Erfüllung von Kompetenzwünschen der Län- 

der sei der Bund bereit, wenn diese die Umweltschutz- 

kompetenzen und die Kompetenz für das Landarbeits- 

recht abtreten. Einzelheiten hinsichtlich der Er- 

füllung des Forderungsprogrammes wurden allerdings 

nicht bekannt gegeben. 

Eine offizielle Mitteilung vom Standpunkt der Bun- 

desregierung an die Länder erfolgte erst nach dem 

erwähnten Press=gespräch durch ein Schreiben des 

Bundeskanzlers Dr. Kreisky mit Datum vom 6.5.1978



an den damaligen Vorsitzenden der Landeshauptmänner- 

konferenz Landeshauptmann Dr. Keßler. Auch hier er- 

folgten offensichtlich keine näheren Angaben. 

Erste Rückschlüsse auf den Umfang der Gegenforde- 

rungen des Bundes hinsichtlich des Umweltschutzes 

ließ eine schriftliche Anfragebeantwortung des 

Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz 

Primaria Dr. Ingrid Leodolter vom 12.5.1978 zu), 

Zu Jen bereits bestehenden umfangreichen Bundeszu- 

ständigkeiten im Bereiche des Umweltschutzes wurden 

noch weitere wichtige Kompetenzen angesprochen. 

Dr. Leodolter führte zum Schluß ihrer Anfragebeant- 

wortung "zusammenfassend" aus, daß sie "keine aus- 

schließliche Bundeskompetenz auf dem Gebiet des Un- 

weltschutzes anstrebe, wohl aber eine Ergänzung des 

Art. lo Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz, durch die 

Angelegenheiten der 'Luftreinhaltung' und der 'Lärm- 

bekämpfung' (diese mit Ausnahme der örtlichen Sicher- 

heitspolizei) in Gesetzgebung und Vollziehung Bundes- 

sache werden, soweit dies nicht ohnehin schon der- 

zeit der Fall ist". Überdies hielt sie "zumindest 

eine interpretative Verfassungsbestimmunge zur Ab- 

grenzung der Zuständigkeitsbereiche von Bund und 

Ländern auf dem Gebiet der Abfallbeseitigung" für 

unbedingt erforderlich und die "Schaffung einer Kom- 

petenz des Bundes zur Gesetzgebung über die Grund- 

sätze der Abfallwirtschaft" für wünschenswert. Be- 

rücksichtigt man, daß der Gewässerschutz bereits 

jetzt in die Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz 

des Bundes fällt, so wären mit der Verwirklichung 

dieser Kompetenzänderungen wohl ohne Zweifel inhalt- 

lich umfassende Umweltschutzkompetenzen des Bundes 

geschaffen.
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Anläßlich der am 3.11.1978 unter Jdem Vorsitz des 

Kärntner Landeshauptmannes Leopold Wagner in Villach 

stattgefundenen Landeshauptmännerkonferenz erklärte 

Bundeskanzler Dr. Kreisky seine Bereitschaft zu 

Gesprächen über das Forderungsprogramm, mahnte je- 

doch gleichzeitig die Konzessionsbereitschaft der 

Länder hinsichtlich der Kompetenzwünsche des Bundes 

an. Im Rahmen einer Gesprächsgruppe sollten das 

Forderungsprogramm der Bundesländer 1976 und die 

Gegenforderungen des Bundes besprochen werden. Im 

Berichtszeitraum haben die angekündigten Gespräche 

allerdings nicht begonnen. 

Zur Frage der Bundesumweltschutzkompetenz bzw. -kom- 

petenzen haben sich auch namhafte Bundespolitiker 

der Oppositionsparteien zu Wort gemeldet. 

Der ÖVP-"Bereichssprecher" AbgzNR Primarius 

Dr. Günther Wiesinger - und ähnlich auch die ÖVP- 

AbgzNR Dr. Marga Hubinek - forderten eine "Rahmen- 

kompetenz'" des Bundes auf dem Gebiet des Umweltschut- 

zes. Das "Rahmengesetz'" des Bundes solle nach An- 

sicht Dr. Wiesingers - wie die Vorarlberger Nach- 

richten in ihrer Ausgabe vom 28.1.1978 auf Grund 

eines Gespräches schildern - "die Normen der zu- 

lässıgen Schadstoffe und andere Grundnormen" ent- 

halten. Vereinbarungen zwischen dem Bund und den 

Ländern hält Dr. Wiesinger offensichtlich nicht für 

zıielführend. 

Der FPÖ-AbgzNR Dr. Gerulf Stix wies im freiheit- 

lichen Pressedienst vom 30.12.1978 - im Zusammenhang 

mit Energiefragen - daraufhin, daß auch die Umwelt- 

politik in Österreich "ar der fehlenden Grundsatz- 

konpetenz des Bundes" leide, "gie daher von den 

Freiheitlichen seit Jahren gefordert werde".



.3. Als einer der ersten führenden Landespolitiker nahm 

der Vorarlberger Landeshauptmann Dr. Keßler zu den 

Kompetenzwünschen des Bundes hinsichtlich Umwelt- 

schutz in einer Anfragebeantwortung in der Sitzung 

des Vorarlberger Landtages am 1.2.1978 Stellung. 

Er führte unter anderem aus, daß die Vorarlberger 

Landesregierung "auf Grund der bisherigen Erfahrun- 

gen nicht daran denkt, hinsichtlich der Umweltschutz- 

kompetenzen einer Änderung zuzustimmen, weil sie die 

Meinung hat, daß sich die bisherige Praxis durchaus 

bewährt hat". Die Kompetenzen, die den Ländern im 

Bereich des Umweltschutzes zustünden, seien "bestens 

genützt" worden. Vom Bund könne man "leider nicht 

dasselbe’ sagen. Nach Ausführungen über die Kompetenz- 

verteilung und die damit zusammenhängenden Probleme 

führte er ungelöste Problemkreise aus dem Bereich 

der Bundeskompetenz an: Luftverschmutzung und Lärm- 

erregung durch gewerbliche Betriebsanlagen und 

Kraftfahrzeuge; Gewässerverschmutzung z.B. durch 

Waschmittel; Abfallentstehung, wie etwa durch die 

Einweg-Verpackung. Danach verwies er auf die legisti- 

schen und administrativen Leistungen der Länder, 

insbesondere Vorarlbergs, auf dem Gebiete des 

Umweltschutzes”). Der "grundsätzliche Standpunkt, 

der die Verschiebung von Umweltschutzkompetenzen 

zum Bund als überflüssig und schädlich ablehnt", 

verneine natürlich in keiner Weise "etwa den Nutzen 

und die Notwendigkeit gezielter Zusammenarbeit". 

Unter Hinweis auf die Möglichkeit der Bund-Länder- 

Vereinbarung nach Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz 

meinte er, daß die bereits bestehenden und noch zu 

schaffenden Regelungen zum Schutz der Umwelt nur dann 

optimal wirksam werden könnten, "wenn es gelingt, die 

Vorschriften des Bundes und der Länder an gemeinsame



Zielvorstellungen zu orientieren und sie ent- 

sprechend aufeinander abzustimmen". Zusammen- 

fassend schloß er mit den Worten: 

"Wir Bundesländer werden uns auch in Zukunft 

entschieden gegen Kompetenzänderungen im Bereich 

des Umweltschutzes zugunsten dee Bundes zur 

Wehr setzen, weil wir das als praxisfremd an- 

sehen, weil wir glauben, daß das keineswege 

im Interesse der Sache gelegen wäre. Wir sind 

aber selbstverständlich zur bestmöglichen Koopera- 

tion bereit und berufen uns dabei inabesondere 

auf die Möglichkeiten des Art. 15 a der Bundes- 

verfassung." 

Sehr dezidiert erklärte auch der Tiroler Landeshaupt- 

mannstellvertreter Dr. Herbert Salcher als für das 

Sozial- und Gesundheitswesen zuständiges Mitglied 

der Tiroler Landesregierung in seinem '"Ressortbe- 

richt zum Budget 1979" anläßlich der Budgetdebatte 

des Tiroler Landtages am 12.12.1978 zur Frage Bundes- 

umweltschutzkompetenzen: 

"Die Kompetenzen der österreichischen Bundeslän- 

der sind für einen Bundesstaat vergleichsweise 

gering, insbesondere wenn man Vergleiche mit der 

Bundesrepublik Deutschland und den USA anatellt, 

Vielleicht sind die Österreichischen Länder für 

manche Kompetenzen nach Art der bundesdeutschen 

Länderrechte tatsächlich zu klein. Wir wollen 

aber durch Kompetenzeinschränkungen der Länder 

keinesfalls eine Karikatur eines Bundesstaates 

werden. Das gilt für alle Bereiche, im besonderen 

auch für den Umweltschutz. Der richtige Weg in 

dieser Materie wäre der Abschluß von Staatsver- 

trägen nach Art. 15 a zwischen dem Bund und den 

Ländern, Jede Vermehrung der Bundesrechte in



diesem Sachbereich muß von den Ländern zurück- 

gewiesen werden," 

Eingehend mit den Forderungen des Bundes nach Ab- 

tretung von Umweltschutzkompetenzen befaßte sich 

auch der Vorarlberger Landesrat Dipl.Ing. Karl 

Werner Rüsch in einem in den Vorarlberger Nach- 

richten am 2.12.1978 erschienenen Artikel. Nach 

einer kurzen Darlegung der bestehenden Umweltschutz- 

kompetenzen des Bundes meinte Dipl.Ing. Rüsch, daß 

dem Bund auf dem Gebiet des Umweltschutzes Aufgaben 

zustehen, "die, wenn sie seinerseits ausgeschöpft 

werden, seine Kräfte voll in Anspruch nehmen'. Die 

Auffassung, "daß eine Angelegenheit, die einheit- 

lich geregelt ist, damit auch besser gelöst wird', 

sei "durch die Erfahrungen der Praxis schon längst 

widerlegt". Zielführender sei es, "wenn sowohl Bund 

wie Länder die ihnen zugeteilten Kompetenzen wahr- 

nehmen und darüberhinaus der Bund in seinem Bereich 

mehr als bisher die erforderliche Abstimmung wahr- 

nimmt". Zur allenfalls notwendigen Koordination solle 

"von den durch die Bundesverfassung seit 1974 zur 

Verfügung gestellten Möglichkeiten des Abschlusses 

von Vereinbarungen zwischen dem Bund und den Ländern 

Gebrauch gemacht werden". Am Ende seiner Ausführungen 

kommt Dipl.Ing. Rüsch zu folgendem Schluß: 

"Da meiner Ansicht nach die Länder ihre Vor- 

stellungen über die Gestaltung und Entwicklung 

ihrer jeweiligen Landesbereiche erarbeiten müssen 

und bei diesen Überlegungen der Umweltschutz in 

zunehmenden Maße zu berücksichtigen sein wird, 

wäre eine Zentralisierung der Umweltschutzkompe- 

tenzen eine Behinderung bei der sinnvollen Ge- 

staltung unseres Lebensraumes und daher aus frei- 

heitlicner Sicht grundsätzlich zu verneinen."



3. 4. Im Zusammenhang mit Jen Gegenforderungen des Bundes 

nach Umweltschutzkompetenzen steht offensichtlich 

auch die durch den Bund blockierte Unterzeichnung 

der Bund-Länder-Vereinbarung zur Begrenzung des 

höchstzulässigen Schwefelgehaltes im Heizöl gemäß 

Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz. Die Länder 

waren bereit, dic auf Beumtenebene bercits am 

10.11.1977 fixierte Vereinbarung anläßlich der 

Landeshauptmännerkonferenz am 16.6.1978 zu unter- 

zeichnen. Der Bund erklärte sich dazu aber aus 

"formellen Gründen" bis Ende des Berichtsjahres 
Io) 

nicht bereit . 

Zu den wichtigsten politischen Themen des Berichts- 

Jahres 1978 gehört die Energiepolitik. Der augen- 

fälligste Höhepunkt war zweifellos die Volksab- 

stimmung über das "Bundesgesetz über die friedliche 

Nutzung der Kernenergie in Österreich (Inbetriebnahme 

des Kernkraftwerkes Zwentendorf)'. Die im Rahmen der 

Energiepolitik zu treffenden Maßnahmen zur Sicherung 

der Energieversorgung und zur Einsparung der Energie 

können auf Grund der geltenden Kompetenzlage weder 

durch den Bund noch durch die Länder allein angeordnet 

und getroffen werden. Der auf Bundesebene für Energie- 

fragen zuständige Bundesminister für Handel, Gewerbe 

und Industrie Dr. Josef Staribacher hatte bereits 

Ende 1977 erklärt, daß er eine Vereinbarung mit den 
11) 

Ländern über Energiesparmaßnahmen anstrebe In 

einem Pressegespräch am 16.1.1978 wiederholte Dr. Stari- 

bacher diese Erklärung. In der Folge kam es auch zu 

Verhandlungen mit den Ländern in drei Arbeitskreisen 

("Juristischer Arbeitskreis", "Arbeitskreis Wärme- 

schutz", "Arbeitskreis Heizungsanlagen"). Eine für die 

Energiesicherung nützliche Zusammenarbeit erfolgte



auch im Rahmen der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 

Rohstofforschung und Rohstoffsicherung. An der Er- 

stellung einer Bund-Länder-Vereinbarung nach Art. 

15 a Bundes-Verfassungsgesetz wurde anläßlich der 

letzten Sitzung des Juristischen Arbeitskreises im 

Berichtsjahr am 20.12.1978 sowohl von den Vertretern 

des Bundes als auch der Länder festgehalten. 

Ungeachtet der auf den Abschluß einer Bund-Länder- 

Vereinbarung abzielenden Verhandlungen wurde von den 

Abgeordneten Dr. Heindl und Genossen bereits am 

19.4.1978 ein Initiativantrag betreffend die Erlassung 

eines "Bundesgesetzes zur Sicherung der Energiever- 

sorgung'' eingebracht. Dieser Initiativantrag, der 

nicht nur Maßnahmen zur Sicherung der Energiever- 

sorgung sondern auch zur linergiceinsparung enthält, 

sieht weitreichende Kompetenzänderungen zulasten der 

Länder vor, 

Am 18.12.1978 forderte Dr. Staribacher ohne Rücksicht 

auf die bisherigen Ergebnisse der Verhandlungen 

zwischen dem Bund und den Ländern und unter Bezug- 

nahme auf den im zuständigen Unterausschuß zur Be- 

ratung heranstehenden Initiativantrag betreffend die 

Erlassung eines Bundesgesetzes zur Sicherung der Ener- 

gieversorgung plötzlich umfangreiche "Energiespar- 

vollmachten'’. Im Gegensatz dazu bekundete Bundeskanzler 

Dr. Kreisky einen Tag später - nämlich am 19.12.1978 - 

nach einer Ministerratssitzung seine Absicht, mit den 

Ländern zu einer Vereinbarung in Energiefragen zu 

komnen. 

Vor allem in der ersten Hälfte des Berichtsjahres war 

ein die politische Diskussion beherrschendes und 

föderalistisch interessantes Thema die Regionalisierung 

des Rundfunks (Fernsehen). Eine 'echte' Regionali- 

sierung des Rundfunks, insbesondere auch des Fern-
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sehens, würde die Möglichkeiten der kulturellen, so- 

zialen und politischen Selbstdarstellung der Länder 

wesentlich erhöhen und eine Stärkung des Föderalismus 

bedeuten. Neue Akzente könnte hier allerdings das 

Kabelfernsehen u.ä. bringen. 

Die von ORF-Generalintendant Dr. Otto Oberhammer im 

vorläufigen Unternehmenskonzept vorgesehene Sender- 

trennung im Fernsehbereich führte zu einer anfänglich 

auf die politischen Parteien beschränkten Diskussion 

um die Zweckmäßigkeit. 

In einer gemeinsamen Pressekonferenz am 31.3.1978 

in Wien stellten der Salzburger Landeshauptmann 

Dr. Haslauer und der steiermärkische Landeshauptmann 

Dr. Nicderl überraschend ein vollkommen neues Rund- 

funkmodell zur Diskussion. Dieses gegen das derzeitige 

Rundfunkmonopol gerichtete Modell sah laut Pressebe- 

richten eine "freie Rundfunkverfassung" vor. Neben 

einer "Freien Anstalt" als Programmlizenzen vergeben- 

der Dachorganisation sollte eine "Anstalt der öster- 

reichischen Bundesländer" von den heutigen Programmen 

ein Fernseh- und zwei Rundfunkprogramme erhalten. 

Die Diskussion über die Regionalisierung des Rundfunks 

wurde im Laufe des Jahres von anderen Problemen in 

den Hintergrund gedrängt, verstummte aber nie ganz. 

Auch der neue ORF-Generalintendant Gerd Bacher be- 

kannte sich - laut Wiener Zeitung vom 30.9.1978 - 

"grundsätzlich zu einer föderalistischen Kenstruktion 

des Rundfunks", wies aber gleichzeitig auf die finan- 

ziellen Probleme hin. 

Das Berichtsjahr 1978 war ohne Zweifel für den 'fi- 

nanziellen Föderalismus' von einiger Bedeutung. Schwer- 

punkte waren die Einigung über die Krankenanstalten-
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finanzierung und über den Finanzausgleich - beides 

bereits das Jahr 1977 beherrschende Themen !?), Be- 
deutungsvoll für die ohnehin beschränkte Finanzhoheit 
der Länder und Gemeinden ist darüberhinaus ein auf 
eine, Änderung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
des Rundes-Verfassungsgesetzes abzielender sozialisti- 

scher Initiativantrag. 

7.1. Die von Bund und Ländern im Laufe des Juni 1978 
unterzeichnete "Vereinbarung gemäß Art. 15 a Bundes- 
Verfassungsgesetz über die Krankenanstaltenfinan- 

zierung und die Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds'' 
stellt die erste Bund-Länder-Vereinbarung nach 

Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz dar. Gegenstand 

der Vereinbarung ist insbesondere die Gewährleistung 

von Zuschüssen an die Rechtsträger ‚bestimmter öffent- 
licher und privater Krankenanstalten und die Neuge- 

staltung der Beziehungen der Träger der Sozialver- 

Sicherung zu den Trägern dieser Krankenanstalten. 

Das Kernstück der Vereinbarung bilden dabei die Be- 
stimmungen über die Errichtung, Aufgaben und Organi- 
sation des "Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds" 

und über die Aufbringung der Fondsmittel. Schließlich 

enthält die Vereinbarung auch Bestimmungen über die 
Leistung von Beiträgen an den Wasserwirtschafts£fonds!), 

7.1.1, Die Vorarlberger Landesregierung stellte aus Lan- 
dessicht im Bericht zum Antrag auf Genehmigung der 
Vereinbarung durch den Vorarlberger Landtag unter 
anderem fest: 

"Der Abschluß einer Vereinbarung gemäß Art, 15 a 

Bundes-Verfassungsgesetz ist vom Standpunkt des 

Föderalismus aus als Akt der gleichrangigen Ko- 

operation zwischen dem Bund und den Ländern zu



begrüßen. Vom Inhalt her wird diese Verein- 

barung für die Rechtsträger der Krankenan- 

stulten bzw. die ihre Abgänge finanzierenden 

Gebietskörperschaften zusätzliche finanzielle 

Mittel bringen und so die Abgänge etwas ein- 

sudämmen helfen. Das Problem der Spitals- 

finanzierung ist damit zwar noch nicht ge- 

löst, wohl aber gemildent!”. 

In vielen Verhandlungen mit Vertretern des 

Bundes wurden zwar in verschiedenen Belangen 

erhebliche Verbesserungen erzielt, dennoch 

konnten aber in gewissen Bestimmungen stärkere 

Bindungen und damit Einschränkungen in der 

Selbständigkeit der Länder teilweise nicht 

hintangehalten werden." 

Der Tiroler Landeshauptmannstellvertreter 

Dr. Herbert Salcher bezeichnete in dem bereits 

erwähnten Ressortbericht vom 12.12.1978 die Ver- 

einbarung ebenfalls als einen "Fortschritt", zeig- 

te aber - aus der Sicht der Tiroler Landespolitik - 

gravierende Mängel auf und kündigte für den Fall 

einer Nichtbereinigung dieser Mängel die Anmeldung 

der '"Staatsvertragskündigung per Ende 1979" an. 

Im Gegensatz dazu hat der zuständige Kärntner 

Landesrat Rudolf Gallob wiederholt festgestellt, 

daß die derzeitige, für die Jahre 1978 und 1979 

getroffene Lösung sehr positiv zu beurteilen sei. 

Gerade durch die Beibehaltung des sogenannten 

"Abgangsdeckungsprinzips'" ergäbe sich für das 

Kärntner Spitalswesen ein positiver Effekt. Das 

Kärntner Spitalswesen sei nämlich darauf aufge- 

baut, daß mit verhältnismäßig wenig Akutbetten 

in Relation zur Einwohnerzahl eine optimale 

Krankenhausversorgung der Bevölkerung gewährleistet
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werde. Ein solches Konzept habe nämlich zur Folge, 
daß die durchschnittliche Aufenthaltsdauer der 
Patienten niedrig bleibe und somit der Betriebs- 
abgang doppelt, aber auch pro Patient größer sei 
als in Spitälern höherer Aufenthaltsdauer. Diesem 
Konzept komme die derzeitige Berechnungsbasis für 
die Ausschüttung der Gelder aus dem Krankenan- 
stalten-Zusammenarbeitsfonds entgegen. Es wäre 
daher das derzeit praktizierte System der Finan- 
zierung gegenüber den ins Auge gefaßten Modellen 
mit den Kriterien Aufenthaltsdauer, Anzahl der 
Pflegetage, Anzahl der Ambulanzfälle sowie Nach- 
weis einer Leistungserbringung von nur erforder- 
lichen Aufgaben vorzuziehen und es werde für eine 
Beibehaltung der derzeitigen Lösung plädiert, bzw. 
sollte sie teilweise belassen werden und allen- 
falls im übrigen die Einwohnerzahl als Vertei- 
lungsschlüssel herangezogen werden. Gallob betonte 
dabei, daß damit den Ländern die Möglichkeit er- 
öffnet werde, ihre Spitalspolitik selbst zu be- 
stimmen. 

Die Berechtigung der Bedenken der Vorarlberger 

Landesregierung hinsichtlich "Einschränkungen in 
der Selbständigkeit der Länder" zeigt unter ande- 
rem der vom Nationalrat am 30.6.1978 anläßlich 
der Beschlußfassung über die Genehmigung der Ver- 
einbarung angenommene sozialistische Entschließungs- 
antrag betreffend "koordinierte Gesundheitspolitik'". 
Der Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz 

wird mit dieser Entschließung ersucht, "Verhand- 
lungen mit den Ländern aufzunehmen, um durch eine 

geeignete Kompetenzgestaltung eine bundesweit 

koordinierte Gesundheitspolitik zu sichern". Dies 

bedeutet aber - zumindest in der Tendenz - eine
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Zentralisierung auf Kosten der Länder. Wäre näm- 

lich eine - zweifellos wünschenswerte - koordi- 

nierte Gesundheitspolitik im Sinne des koopera- 

tiven Föderalismus gemeint, so hätte man auf das 

Instrument der Bund-Länder-Vereinbarung nach 

Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz verweisen und 

nicht von "Kompetenzgestaltung" sprechen müssen. 

‚1.5. In diesem Zusammenhang ist auch eine Aussage des 

Tiroler Landeshauptmannstellvertreters Dr. Salcher 

in dem mehrfach erwähnten Ressortbericht interessant. 

Nach einem kurzen Hinweis auf die Kompetenzlage und 

die verschiedenen Träger des öffentlichen Gesund- 

heitswesens stellt er fest: 

"Unter diesen Voraussetzungen besteht die 

Hauptaufgabe des Landes in der Koordinierung 

aller gesundheitspolitischen Aktivitäten. So 

ist beispielsweise die Ärztekammer der Haupt- 

träger des Ärztefunkdienstes in Tirol, an 

diesen Maßnahmen sind aber auch das Bundes- 

ministerium für Gesundheit und Umweltschutz, 

die Sozialversicherungsträger, die Gemeinden 

und das Land beteiligt. Ein anderes Beispiel 

sind die geplanten Gesundheits- und Sozial- 

sprengel, die nur funktionieren können, wenn 

Ärztekammer, Sozialversicherungsträger, Ge- 

meinden und Land zusammenwirken. Die Neuordnung 

des Krankenanstaltenwesens erfordert wiederum 

die Zusammenarbeit des Landes, des Bundes und 

der Gemeinden. Die Planung der künftigen ärzt- 

lichen Versorgung der Tiroler Bevölkerung wäre 

ohne Zusammenarbeit des Landes mit Ärztekammer 

und Sozialversicherungsträgern von vorneherein 

zum Scheitern verurteilt."



Der Finanzausgleich 1979 gehörte schon im Jahre 1977 

zu den wichtigsten Föderalismusproblemen und stellt 

im Berichtsjahr 1978 zweifellos das bedeutendste 

Föderalismusthema dar. Bundespolitiker und vor 

allem Landespolitiker und Gemeindepolitiker befaßten 

sich mit grundsätzlichen und aktuellen Problemen des 

Finanzausgleiches. Die Verhandlungen zum Finanzaus- 

gleichsgesetz 1979 standen im Zeichen einer stag- 

nierenden, wenn nicht sogar rezessiven Wirtschafts- 

entwicklung und dem Anwachsen der Aufgaben aller 

drei Gebietskörperschaften. Wesentliche strukturelle 

Veränderung des Finanzausgleiches waren daher und 

aus folgenden Gründen von vorneherein nicht zu er- 

warten: einerseits weil damit auch eine nur lang- 

fristig zu bewältigende Änderung der Aufgabenstruk- 

tur der drei Gebietskörperschaften verbunden wäre 

und andererseits weil die Verhandlungen zwischen 

dem Bund, den Ländern und den Gemeinden erst am 

20.6.1978 mit der Einsetzung des sogenannten "Elfer- 

Ausschusses" als politischem Komitee begannen. 

Umfangreiche Forderungskataloge, die zugleich die 

Ausgangslage für Jie Finanzausgleichsverhandlungen 

markierten, legten Bund, Länder und Gemeinden (Ge- 

meindebund und Städtebund) - teilweise bereits in 

den vergangenen Jahren - vor!) Der Vorschlag der 

Länder auf Erarbeitung eines an den Bund als Trä- 
ger der Kompetenz-Kompetenz im Finanzwesen ge- 

richteten Finanzausgleichsmemorandums von Ländern 

und Gemeinden konnte nur hinsichtlich einer von 

den Ländern und den Gemeinden (Städtebund und Ge- 

meindebund) unterzeichneten Grundsatzerklärung 

realisiert werden !'®), Die Gründe [für Jas Scheitern 

cines gemeinsamen darüber hinausgehenden und um- 

fassenden Memorandums an Jen Bund lagen in kontro- 

versiellen Vorstellungen der Länder und Gemeinden
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vor allem bezüglich der Landesumlage und zwischen 

den von Städtebund und zwischen den vom Gemeinde- 

bund vertretenen Gemeinden selbst, vor allem be- 

züglich des abgestuften Bevölkerungsschlüssels. 

Im "Elfer-Ausschuß'' unter dem Vorsitz des Bundes- 

ministers für Finanzen Dr. Hannes Androsch kam es 

zu einem letztlich von der Landeshauptmännerkonfe- 

renz am 3.11.1978 sowie von den Gremien des Städte- 

und Gemeindebundes angenommenen Kompromiß, der 

seinen Niederschlag im Bundesgesetz, mit dem der 

Finanzausgleich für die Jahre 1979 bis 1984 ge- 

regelt wird und sonstige finanzausgleichsrechtliche 

Bestimmungen getroffen werden (Finanzausgleichs- 

gesetz 1979 - FAG 1979), fand. 

Die wichtigsten Änderungen gegenüber dem Finanz- 

ausgleichsgesetz 1973 sind: 

- kürzung der Landesumlage zulasten der Länder 

und zugunsten der Gemeinden um 2°% auf 

höchstens 10,5 $% 

- Kürzung der Pauschalabgeltung des Bundes an 

die Länder für die Projektierungs-, Bau- 

leitungs- und Bauausführungsausgaben für Bau- 

arbeiten im Straßenbau um 2 % auf 7 % 

- Streichung von Zweckzuschüssen des Bundes an 

die Länder für entwicklungsbedürftige Gebiete, 

Wirtschaftsförderung, Naturschutz, Sport, 

Zivilschutz usw. und von Zweckzuschüssen an 

die Gemeinden zur Beseitigung der Schulraum- 

not 

Erhöhung von Zweckzuschüssen des Bundes an Län- 

der und Gemeinden für Theater, an Gemeinden 

für Fremdenverkehr und an sogenannte ÖBB-Gemeinden
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- Aufstockung der Mittel des Wasserwirtschafts- 

fonds des Bundes zulasten aller Gebiets- 

körperschaften. 

7.2.3. Durch das Finanzausgleichsgesetz 1979 ergeben sich 

laut Regierungsvorlage, berechnet auf der Basis 

des vorläufigen Rechnungsabschlusses 1977 bzw. 

des Bundesvoranschlages 1979, gegenüber dem Fi- 

nanzausgleichsgesetz 1973 pro Jahr folgende 

finanzielle Änderungen: 

Auf Basis "vorläufiger Bundesrechnungsabschluß 1977" er- 
gibt sich mit Abschluß des FAG 1979 folgende finanzielle 
Veränderung gegenüber FAG 1973 in Mio S 

Bund Länder Gemeinden 

Dotierung des Wassemirt- 
schaftsfonds ...csc22...» - 490,000 - 126,000 - 84,000 

Projektierungskosten .... + 160,514 - 160,514 --- 

Landesumlage ...2r222 22.» ---- - 299,818 + 299,818 

Erhöhung von Zweckzu- 
schüssen nuesesaanaenn en - 100,090 + 15,069 + 85,021 

SUMME euennunen BEREIEEERL PRPER - 429,576 - 571,263 + 300,839 

wegfallende Zweckzu- 
Schüsse ..oocsueauneeeenn + 206,172 - 79,275 - 126,897 

INSGESAMT zunnaeaeeeeeene - 223,404 - 650,538 + 173,942 

Quelle: SEIPELT Arthur, Der Finanzausgleich 1979, 
in Österr.Gemeindezeitung 1979/1-2/8 

Aus dieser Gegenüberstellung ist ersichtlich, daß 

vor allem die Länder finanzielle Einbußen hinnehmen 

mußten. Die Länder haben mit ihrer Zustimmung zu 

diesem für sie keineswegs vorteilhaften Finanzaus- 

gleich zweifellos ihre staatspolitische Gesamtver- 

antwortung unter Beweis gestellt! ”),



Der von sozialistischen Abgeordneten im Nationalrat 

cingebruchte, auf eine Änderung der haushaltsrecht- 

rechtlichen Bestimmungen des Bundes-Verfassungsge- 

setzes abzielende Initiativantrag vom 5.12.1978 

sicht unter anderem eine verfassungsrechtliche Ver- 

pflichtung nicht nur des Bundes sondern auch der 

Länder und der Gemeinden, "bei ihrer Haushalts- 

führung die Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichtes anzustreben" vor, Im Hinblick auf 

das ohnehin erdrückende Übergewicht des Bundes auf 

dem Gebiete des Finanzwesens und im Zusammenhang 

mit den außerdem noch vorgesehenen Steuerungsmög- 

lichkeiten der Bundesregierung bzw. des Bundes- 

ministers für Finanzen könnte daraus dem Bund ein 

Lenkungsinstrument zur noch stärkeren Beeinflussung 

der Haushalte und damit der Iintwicklungspolitik der 

länder und Gemeinden im Sinne seiner bundespoli- 

8) . . 1 
tischen Zielsetzungen erwachsen 

Die verfassungspolitische und verfassungsrechtliche 

Entwicklung auf Bundesebene im Berichtsjahr 1978 ist - 

wie in den letzten Jahren überhaupt |”) - gekennzeich- 

net durch unsystematische und punktuelle Änderungen 

der Bundesverfassung. Die Entwicklung der Landesver- 

fassungen erfolgte hingegen zumindest teilweise unter 

Zugrundelegung eines umfassenden verfassungspolitischen 

Konzeptes. 

Die bereits im 2. Föderalismusbericht erwähnte "Ar- 

beitsgruppe zur Koordination von Vorschlägen zu 
19 

einer Reform der Bundesverfassung" die im Be- 

richtsjahr insgesamt acht (6. bis 13.) Sitzungen 

abhielt, trat bisher noch nicht mit Ergebnissen oder 

Vorschlägen an die Öffentlichkeit. Eine umfassende 

Diskussion über eine Verfassungsreform ist schon vom



Auftrag her - der in der Bezeichnung der Kommission 
auch zum Ausdruck kommt - nicht zu erwarten. Das 
aus der Sicht des Föderalismus wichtigste Thema des 
Verhältnisses und der Aufgabenverteilung zwischen 
Bund und Ländern scheint im Hinblick au! die immer 
noch ausstehenden Verhandlungen zwischen dem Bund 
und den Ländern über das Forderungsprogramm der 
Bundesländer 1976 von den Beratungen ausgeklammert 
zu sein. 

Unabhängig von Jen Beratungen dieser Arbeitsgruppe 
fanden zwischen den politischen Parteien und in der 
Öffentlichkeit intensive Diskussionen über einzelne 
verfassungspolitische und verfassungsrechtliche 
Themen, wie Änderung des Wahlrechtes, Immunität 
öffentlicher Mandatare, Unvereinbarkeit politischer 
Funktionen mit anderen Tätigkeiten, Neuregelung 
des Haushaltsrechtes (Budget) statt. In der Bundes- 
verfassung hat jedoch im Berichtsjahr keines dieser 
Themen seinen Niederschlag gefunden, wohl aber er- 
folgten mehrere Initiativen in diese Richtung”), 

In Niederösterreich erfolgte eine vollkommene Er- 
Neuerung der NÖ. Landesverfassung und in Wien erfuhr 

merkenswerte Schwerpunkte stellen dabei die Erwei- 
terung der politischen und rechtlichen Kontroll- 
und Initiativrechte und Maßnahmen zu einer größeren 
Bürgernähe der Verwaltung dar. Eine Erneuerung ihrer 
Landesverfassungen beabsichtigen auch die Länder 
Burgenland und Vorarlberg. 

Im Zusammenhang mit dem Wahlrechtserkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes änderten die Länder Burgen- 
land und Salzburg ihre Landesverfassungen hinsicht- 
lich der Wahlkreiseinteilung. In Kärnten steht die 
diesbezügliche Änderung der Landesverfassung bevor? ),



. Aus dem Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichtshofes 

1978 geht hervor, daß die rechtliche Kontrolle Landes- 

vollziehung einen bedeutenden Teil der gesamten Judi- 
22) 

. Ent- 

gegen dem geläufigen Bild von der untergeordneten Be- 

katur des Verwaltungsgerichtshofes ausmacht 

deutung der Landeskompetenzen zeigt sich, daß das Ver- 

hältnis der Beschwerden gegen Bundesbehörden und gegen 

Landesbehörden zueinander 1934 zu 1195 beträgt; das 

heißt, daß der Anteil von "Bundesbeschwerden" nur um 

rund 1/3 höher war als der von "Landesbeschwerden'". 

Unter diesem Gesichtswinkel ist die gegenwärtige Orga- 

nisation und Bestellung der Mitglieder des Verwaltungs- 

gerichtshofes unter föderalistischen Gesichtspunkten 

als außerordentlich problematisch zu bezeichnen. Weder 

ein Einfluß der Länder auf die Richterbesetzung, noch 

ein zwingendes Gebot der ausreichenden Berücksichtigung 

der Landesverwaltung bei der Richterauswahl ist ge- 

währleistet. Unter diesen Voraussetzungen ist ein stark 

zentralisierender Einfluß der Bundes-Verwaltungsge- 

richtsbarkeit kaum zu vermeiden. Die vom Verwaltungs- 

gerichtshof in diesem Tätigkeitsbericht wiederum auf- 

gegriffene Forderung nach einer ausnahmslosen Unter- 

stellung der Kollegialbehörden mit richterlichem Ein- 

schlag (Art. 133 2 4 B-VG) unter die Verwaltungsge- 

richtshof-Kontrolle begegnet daher - wenn sie auch 

nicht primär als länderfeindliche Haltung verstanden 

werden soll - solange grundsätzlichen föderalistischen 

Bedenken, als nicht als ein Ersatz für diese Behörden 

eigene Landes-Verwaltungsgerichte als Unterinstanzen 

und eine wirksame föderalistische Organisation der 

zentralen Verwaltungsgerichtsbarkeit geschaffen werden. 
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Anmerkungen zu A) 

1) So haben beispielsweise die europäischen Raumordnungs- 
minister anläßlich der 4. Europäischen Raumordnungs- 
ministerkonferenz vom 5. bis 7.10.1978 in Wien "die 
nahezu allgemeine Unfähigkeit der zentralistischen 
Systeme" zur Lösung der "Probleme, die sich aus der 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwicklung ergeben," 
und das sich daraus ergebende Verlangen nach einer 
"angemessenen Politik der Regionalisierung und De- 
zentralisierung" festgestellt. 

2) Siehe Österreichische Gemeinde-Zeitung 1978/15-16/354 ff 
3) Siehe Österreichische Gemeinde-Zeitung 1978/15-16 360 ff 

4) Siehe Österreichische Gemeinde-Zeitung 1978/15-16 372 

5) Siehe Sechzig Jahre Republik 1918-1978, Österreichische 
Staatsdruckerei (Wien 1978) 

6) Der Inhalt des Forderungsprogrammes wurde im 1. Födera- 
lismusbericht (C/3, S 35 ff) dargelegt und die bis- 
herige Entwicklung im 2. Föderalismusbericht (A, S 6 ff) 
geschildert. 

7) Siehe 2. Föderalismusbericht (A, S 7 £) 

8) Siehe Österreichische Gemeinde-Zeitung 1978/14/318 £f 

9) Eine eingehende und umfangreiche "Leistungsbilanz Um- 
weltschutz'' legten auch der oö. Landeshauptmann Dr. 
Josef Ratzenböck und der oö. Landesrat Dr. Johann 
Winetzhammer anläßlich ihrer Pressekonferenz am 
10.10.1978 vor. 

10) Siehe auch D/3.2., $ 161 
11) Siehe 2. Föderalismusbericht (D/3.3., S 79) 

12) Siehe auch 1. Föderalismusbericht (A/7, S 17 ff) und 
2. Föderalismusbericht (A, S 9 ff, und B/5, S 50 ff) 

13) Siehe auch B/5.2., S 104 

14) Ähnlich äußerte sich auch der oö. Landeshauptmann 
Dr. Josef Ratzenböck in seiner Rundfunkansprache vom 
5.3.1978, die dem Thema Spitalsfinanzierung gewidmet 
war. Er führte u.a. aus: 

"Ich rechne, daß wir nach Oberösterreich zusätz- 
Lich für diese Spitalskostentragung etwa 200 Mio, 
pro Jahr für die nächsten 2 Jahre, denn wir haben 
nur für 2 Jahre abgeschlossen, pro Jahr bekommen, 
das ist also eine erfreuliche Tatsache und ich 
freue mich, daß es gelungen ist, dieses Überein-



15) 

16) 

17) 

18) 

19) 

20) 

21) 

22) 

kommen zu erzielen. Das ist keine Lösung des 
Spitalsproblems, das möchte ich schon sagen, 
sondern eine vorläufige Regelung, die uns ge- 

stattet, 

'"überleben'. 

die nächsten 2 Jahre sozugagen zu 
Und dann müssen wir uns was Neues 

einfallen lassen, Iuh glaube, daß sieh sicher- 
Spitälern Einsparungen erzielen lich in den 

lassen. Das 
spruchnahme 

Siehe 

Siehe 

Siehe 

Siehe 

Siehe 

Siehe 

Siehe 

Siehe 

Anhang 2. 

Anhang 2. 

auch B/5. 

auch B/1 

fängt schon einmal bei der Inan- 
der Spitäler an." 

1. 

2. 

3 

.5. 

Ss 99 ff 

4., S 60 

2. Föderalismusbericht (B/1.1., S 14 £) 

auch B/1, S 55 ff 

auch C/1, S 123 ff 

auch Anhang 1.
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BB) BUNDESBEREICH*) 

1. VERFASSUNGSENTWICKLUNG 

Im Jahre 1978 wurden keine Änderungen des Bundes- 
Verfassungsgesetzes vorgenommen und - mit zwei 
Ausnahmen - auch keine Bundesverfassungsgesetze er- 
lassen. Die Ausnahmen sind die Bundes-Verfassungs- 

gesetze, mit denen das Ausfuhrförderungsgesetz 1964 

geändert wird. 

Änderungen des Bundesverfassungsrechts erfolgten im 
Berichtsjahr 1978 vor allem durch Verfassungsbe- 
stimmungen in einfachen Bundesgesetzen. Unter födera- 
listischen Gesichtspunkten besonders interessant 
sind dabei die Verfassungsbestimmungen in den soge- 
nannten Wirtschaftslenkungsgesetzen, eine Verfassungs- 

bestimmung im Datenschutzgesetz und die Verfassungs- 
bestimmungen in den Landeslehrer-Dienstgesetzen. 

Das umfangreiche Paket der sogenannten Wirtschafts- 
lenkungsgesetze brachte vor allem die in ein- bis 

zweijährigem Rythmus wiederkehrenden Verlängerungen 
des Landwirtschaftsgesetzes 1976, des Lebensnittel- 
bewirtschaftungsgesetzes 1952, des Marktordnungs- 

gesetzes 1967, des Viehwirtschaftsgesetzes 1976, 
des Preisgesetzes, des Energielenkungsgesetzes, 

des Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetzes und des 

Rohstofflenkungsgesetzes 1951", Verbunden damit 

ist eine durchwegs auf zwei Jahre befristete Außer- 

*) Anmerkungen siehe S 120 [£
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kraftsetzung der cinschlägigen Bestimmungen der 

Kompetenzordnung und teilweise auch der ver- 

fassungsrechtlichen Vorschriften über die mittel- 

bare Bundesverwaltung durch den Landeshauptmann 

und die ihm unterstellten Landesbehörden. Umfang- 

reichere Änderungen erfuhren dabei das Markt- 

ordnungsgesetz 1967, das Viehwirtschaftsgesetz 

1976, das Preisgesetz und das Rohstofflenkungs- 

gesetz. Die Verfassungsbestimmung dieses Ge- 

setzes soll stellvertretend für die übrigen soge- 

nannten Wirtschaftslenkungsgesetze zitiert werden; 

"Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, 

wie sie im Art. II des vorliegenden Bundesge- 

setzes enthalten sind, sowie die Vollziehung 

dieser Vorschriften sind vom Inkrafttreten 

dieses Bundesgesetzes bis zum Ablauf des 

30.6.1980 auch in den Belangen Bundessache, 

hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz 

in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht. 

Die im Art. II geregelten Angelegenheiten können 

unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden." 

Einen tiefgreifenden Eingriff in die Gesetzgebungs- 

kompetenz der Länder zur Regelung der mit ihren 

Angelegenheiten - zu denken ist insbesondere an 

die Raumordnung; Teilbereiche des Gesundheitswesens 

und des Umweltschutzes; die Landesstatistik - ver- 

bundenen Datenverarbeitung i.w.S. stellt die Ver- 

fassungsbestimmung in Art. 1 Datenschutzgesetz 

dar. Neben einem verfassungsrechtlich gewährlei- 

steten "Grundrecht auf Datenschutz" bringt sie dem 

Bund die ausschließliche Gesetzgebung und weit- 

gehend auch die Vollziehung in "Angelegenheiten 

des Schutzes personenbezogener Daten im automations- 

unterstützten Datenverkehr’. Lediglich in bestimmten



Fällen obliegt die Vollziehung den Ländern - aller- 
dings nur soweit als nicht "durch Bundesgesetz die 

Datenschutzkommission, der Datenschutzrat oder 

Gerichte mit der Vollziehung betraut werden". Die 

Bestimmung über das Vorschlagsrecht der Länder 
für zwei Mitglieder der Datenschutzkommission kann 

nur als 'föderalistischer Aufputz' gewertet werden. 

Bezeichnend für das Föderalismusverständnis des 

Bundes und die Tatsache, daß der Abschluß einer 

Bund-Länder-Vereinbarung nie ernsthaft in Betracht 
gezogen worden ist, und die Vorgangsweise bei der 

Beratung des Gesetzes im zuständigen Ausschuß 

(Unterausschuß) des Nationalrates). Das Daten- 

schutzgesetz weist darüberhinaus noch andere Ver- 

fassungsbestimmungen auf. 

Nach den Verfassungsbestimmungen der Novellen zum 

Landeslehrer-Dienstgesetz und dem Land- und forst- 

wirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstgesetz sind 

die Mitglieder der allenfalls von der Landesgesetz- 

gebung zur Durchführung der Leistungsfeststellung 

vorgesehenen Kommission "in Ausübung dieses Amtes 

selbständig und unabhängig"), Dies stellt zweifel- 

los einen Eingriff in die Landeskompetenz zur Re- 
gelung der Organisation der Verwaltung in den 

Ländern dar. 

Die im Berichtsjahr 1978 kundgemachten Staatsverträge 
mit verfassungsändernden Bestimmungen betreffen sieben 

internationale Übereinkommen. Ein Übereinkommen ist 

dabei aus der Sicht des Föderalismus im Hinblick auf 

das Kompetenzfeststellungserkenntnis des Verfassungs- 

gerichtshofes vom 26.3.1977, K II-2/76, betreffend 

die Zuständigkeit zur Gesetzgebung über die Be- 

förderung gefährlicher Güter und leicht verderb- 

licher Lebensmittel auf Straßen") bemerkenswert, 

nämlich das "Übereinkommen über internationale Be-



förderungen leicht verderblicher Lebensmittel und 

über besondere Beförderungsmittel, die für diese 

Beförderung zu verwenden sind, (ATP) samt Anlagen', 

Auf Grund der Bundeskompetenz "äußere Angelegen- 

heiten mit Einschluß der politischen und wirtschaft- 

lichen Vertretung gegenüber dem Ausland, insbe- 

sondere Abschluß aller Staatsverträge'" (Art. 1o 

Abs. 1 2 2 B-VG), wodurch der Bund auch Regelungen 

treffen kann, die an sich den Ländern zustünden, 

stellt das "Übereinkommen über die Leichenbeförde- 

rung samt Anlage" formell keinen Staatsvertrag mit 

verfassungs(kompetenz)ändernden Bestimmungen, wohl 

aber materiell einen Eingriff in die Länderkompetenz 

zur Regelung des "Leichen- und Bestattungswesens" 

(Art. 15 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz) dar. 

In unmittelbarem Zusammenhang mit dem formellen Ver- 

fassungsrecht stehen auch einfache Bundesgesetze 

und Verordnungen. 

Im Berichtszeitraum erfolgte eine geringfügige 

Änderung des in Ausführung des Art. 148 i.V.m. 

Art. 137 bis 147 Bundes-Verfassungsgesetz ergan- 

genen Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953. 

In föderalistischer Hinsicht interessanter ist die 

auf Grund eines Beschlusses der Volksanwaltschaft 

vom 2.5.1978 - gestützt auf die Verfassungsbe- 

stimmung des $ 8 Abs. 3 des Bundesgesetzes über 

die Volksanwaltschaft”) ergangene Änderung der Ge- 

schäftsverteilung der Volksanwaltschaft. Mit ihr 

werden nämlich auch Bestimmungen über die Geschäfts- 

verteilung der sich aus dem Bereich der Verwaltung 

6) 7) des Landes Salzburg und des Landes Wien erge- 

benden Aufgaben der Volksanwaltschaft getroffen.
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1.5. Auf Grund ihrer potentiellen Auswirkungen auf die 
Länder sollen die auf Verfassungsänderungen ab- 
zielenden Initiativanträge und eine entsprechende 
Regierungsvorlage des Berichtsjahres 1978 kurz dar- 
gestellt werden. 

1.5.3, 

Eine Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes hin- 
sichtlich des Wahlrechtes bezwecken der Initiativ- 
antrag der Abgeordneten Dr. Wiesinger, Mag. Höchtl, 
Dr. Ermacora, Dr. Blenk, Dr. Feuerstein und Ge- 
nossen vom 1.3.1978 und die Regierungsvorlage®) 
vom 15.3.1978. 

Der Initiativantrag verfolgt die Einführung der 
Briefwahl”) 

Möglichkeit der Stimmabgabe im Ausland vorsieht. 

‚ während die Regierungsvorlage die 

Beide sehen darüberhinaus eine Herabsetzung des 
aktiven und passiven Wahlrechts vor. Die Regierungs- 
vorlage bezweckt weiters eine Neuregelung des Ver- 
hältnisses des Verfassungsgerichtshofes und des 
Verwaltungsgerichtshofes zueinander! ), 

Vollständigkeitshalber muß hier der Kompetenzände- 
rungen vorsehende Initiativantrag der Abgeordneten 
Dr. Heindl und Genossen vom 19.4.1978 betreffend 
die Erlassung eines Bundesgesetzes zur Sicherung 
der Energieversorgung noch einmal erwähnt werden), 

Die Erlassung eines Bundesverfassungsgesetzes zur 
Neuregelung der parlamentarischen Immunität be- 
zweckt der Initiativantrag der Abgeordneten 
Dr. Heinz Fischer, Rudolf Thalhammer und Genossen 
vom 26.11.1978. Dieser vom Text her nur die 
Immunität der Mitglieder des Nationalrates be- 
treffende Initiativantrag, berührt auf Grund der 
Bestimmungen der Art. 96 und 58 Bundes-Verfassungs- 
gesetz auch die Immunität der Mitglieder der Land- 
tage bzw. der Mitglieder des Bundesrates.
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Nach dem von der sozialistischen Parlaments- 

fraktion "in Zusammenarbeit mit dem Finanz- 

ministerium" ausgearbeiteten Initiativantrag 

der Abgeordneten Dr. Heinz Fischer, Dr. Tull, 

Dr. Nowotny und Genossen vom 5.12.1978 betreffend 

ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes- 

Verfassungsgesetz in der Fassung 1929 hinsichtlich 

haushaltsrechtlicher Bestimmungen geändert wird, 

würden durch einen dem Art. 13 Bundes-Verfassungs- 

gesetz angefügten Abs. 2 Bund, Länder und Ge- 

meinden verpflichtet, "bei der Haushaltsführung 

die Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichtes anzustreben". Diese Bestimmung 

stellt nach Ansicht der Initianten einen "Ansatz 

für die Koordinierung aller öffentlichen Haushalte 

durch gemeinsame Bedachtnahme auf gesamtwirt- 

schaftliches Gleichgewicht" dar. Im Zusammenhang 

mit dem erdrückenden verfassungsrechtlichen Über- 

gewicht des Bundes auf dem Gebiet des Finanzwesens, 

insbesondere mit der Möglichkeit des Bundes den 

Finanzausgleich einseitig zu bestimmen bzw. das 

Finanzausgleichsgesetz ohne Übereinstimmung mit 

den Ländern und Gemeinden zu erlassen, dem Genehmi - 

gungsvorbehalt für die Aufnahme von Anleihen 

(Darlehen) durch die Länder und die Gemeinden so- 

wie ihrer erwerbswirtschaftlichen Unternehmung, 

ist es nicht ausgeschlossen, daß aus diesem Pro- 

grammsatz dem Bund ein Lenkungsinstrument zur Be- 

einflussung der Länderhaushalte und der Gemeinde- 

haushalte erwächst. Als Argument des Bundes gegen 

eine eigenständige Finanz- und damit auch Ent- 

wicklungspolitik.der Länder und Gemeinden bei den 

Finanzausgleichsverhandlungen ist es jedenfalls 

brauchbar.
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Der Eindruck, daß hier ein für die Länder und 
Gemeinden schwerwiegendes Lenkungsinstrument ge- 
schaffen werden soll, verstärkt sich noch durch 
die Bestimmung des neueinzufügenden Art. 51 a 
Abs. 2 2 4. Durch eine gesetzesändernde Verord- 
nung könnte danach die Bundesregierung die in der 
Regel im 'paktierten'! Finanzausgleichsgesetz 
festgelegten "dem Bund zur Gänze oder teilweise 
zustehenden Abgaben" und damit die Abgabenertrags- 
anteile der Länder und Gemeinden nach Maßgabe 
seiner bundespolitischen Zielsetzungen ohne Mit- 
wirkung der Länder und Gemeinden oder auch nur 
des Bundesrates verändern. 

Durch die Gesetzwerdung dieses Initiativantrages 
würde auch keine "Forderung in Finanzangelegen- 
heiten’ des Forderungsprogrammes der Bundesländer 
1976 auch nur annähernd erfüllt werden. Im Gegen- 
teil: Die Möglichkeit der Erlassung einer gesetzes- 
ändernden Verordnung durch die Bundesregierung ge- 
mäß dem vorgesehenen Art. 13 Abs. 3 widerspricht 
wichtigen Forderungen der Bundesländer, wonach dem 
Bundesrat "in Bezug auf Gesetze, die eine Änderung 
oder Verteilung der Besteuerungsrechte oder Ab- 
gabenerträge beinhalten, ein Zustimmungsrecht" 
eingeräumt (C/2 lit. b) und "durch die Bundesge- 
setzgebung für einen angemessenen Ersatz des Ein- 
nahmenausfalls'" gesorgt werden soll, wenn durch 
ein Bundesgesetz oder durch eine Verwaltungsmaß- 
nahme des Bundes Einnahmen der übrigen Gebiets- 
körperschaften eine Schmälerung erfahren (C/3).
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2. WICHTIGE BUNDESGESETZE, VERORDNUNGEN UND 

STAATSVERTRÄGE 

Die in föderalistischer Hinsicht bemerkenswerten 

Novellierungen von Bundesgesetzen auf dem Gebiete 

des Verwaltungsverfahrensrechtes i.w.S. im Jahre 

1977!2)fanden ihre Fortsetzung auch im Berichts- 

jahr 1978. In föderalistischer Hinsicht sind die 

Bundesgesetze auf dem Gebiete des Verwaltungsver- 

fahrens iwS. deshalb erwähnenswert, weil hier die 

'Bedarfsgesetzgebungskompetenz' des Bundes nach 

Art. II Abs. 2 B-VG die an sich dem Adhäsions- 

prinzip folgende Landeskompetenz auf diesem Gebiet 

verdrängt. 

Eine Änderung des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 

brachte unter anderem die Anpassung an die durch 

die Bundesverfassungsgesetze BGBl.Nr. 215/1962 

und BGBl.Nr. 316/1975 geänderte Rechtslage. Das 

Dienstrechtsverfahrensgesetz regelt das Verfahren 

in Angelegenheiten des öffentlich-rechtlichen 

Dienst-, Ruhe- oder Versorgungsverhältnisses zum 

Bund, den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden. 

im Zusammenhang mit der Änderung des Dienstrechts- 

verfahrensgesetzes wurde auch die Dienstrechts- 

verfuhrensverordnung 1969 geändert. 

Eine geringfügige Änderung des bereits im Jahre 

1977 in wesentlichen Teilen novellierten Verwal- 

tungsstrafgesetzes 1950 erfolgte hinsichtlich der 

Strafbemessung und der Anrechnung der Vorhaft. Aus- 

lösendes Moment hiefür war das Erkenntnis des Ver- 

fassungsgerichtshofes vom 24.3.1977, G 48/76, wo- 

mit der damals geltende $ 19 Verwaltungsstrafge- 

setz 1950 wegen des Fehlens einer Bestimmung über 

die Anrechnung der Vorhaft aufgehoben worden war.
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Eine Ergänzung erfuhr das bereits im letzten Jahr 

einer Neuordnung unterzogenen 'Polizeistrafrecht' 

in Art. IX Einführungsgesetz zu den Verwaltungsver- 

1 dahingehend, daß die Organe der fahrensgesetzen 

Bundesgendarmerie bei der Vollziehung dieser Be- 

stimmungen als Hilfsorgane der zuständigen Be- 

zirksverwaltungsbehörde einzuschreiten haben. Bis 

zu dieser Ergänzung sind die zur Vollziehung dieser 

Bestimmungen zuständigen Bezirksverwaltungsbehörden 

teilweise ohne exekutive Hilfsorgane 'dagestanden!. 

Gleichzeitig wurde der sachliche Wirkungsbereich 

der Bundespolizeibehörden bei der Vollziehung des 

Art. IX Einführungsgesetz zu den Verwaltungsver- 

fahrensgesetzen mit Zustimmung der "beteiligten 

Länder" (Art. 1o2 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz) 

erweitert. 

In föderalistischer Hinsicht interessante Novellie- 

rungen erfolgten auf dem Gebiet des allgemeinen 

Schul- und Erziehungswesens und auf dem Gebiet des 

land- und forstwirtschaftlichen Schul und Er- 

ziehungswesens. Geändert wurden das Landeslehrer- 

Dienstgesetz und das land- und forstwirtschaftliche 

14), In beiden Fällen ob- Landeslehrer-Dienstgesetz 

liegt gemäß Art. 14 Abs. 2 und Art. 14 Abs. 3 lit b 

Bundes-Verfassungsgesetz die Gesetzgebung dem Bund 

und die Vollziehung den Ländern. Diese Änderungen 

stehen im Zusammenhang mit der vom Bund begonnenen 

Reform des Beamtendienst- und Besoldungsrechtes des 

Bundes. Von der Möglichkeit der Ermächtigung der 

Landesgesetzgebung, zu genau zu bezeichnenden Be- 

stimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen, 

wurde in den Novellen nicht Gebrauch gemacht.
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Die Berufsausbildungsgesetz-Novelle 1978 brachte 

eine aus der Sicht des Föderalismus bemerkenswerte 

Änderung des kompetenzmäßig auf Art. 11 Abs. 1 

Z 11 Bundes-Verfassungsgesetz "Arbeitsrecht" ge- 

stützten Berufsausbildungsgesetzes. Durch diese 

Novelle erfolgte eine Neuregelung der Lehrlingsbe- 

hörden erster Instanz und die Errichtung von Landes- 

Berufsausbildungsbeiräten. Die Neuregelung hin- 

sichtlich der Lehrlingsbehörden erster Instanz - 

nämlich der bei den Kammern der gewerblichen Wirt- 

schaft errichteten Lehrlingsstellen - bedeutete die 

Schaffung einer neuen Bundesbehörde im Bereich der 

durch den Landeshauptmann und die ihm unterstellten 

Landesbehörden auszuübenden mittelbaren Bundesver- 

waltung und bedurfte daher der Zustimmung Er Länder 

.D 

Lehrlingsbehörden erster Instanz wurde ein "Landes- 

(Art. 102 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz) en 

Berufsausbildungsbeirat'" beigegeben, dessen Mit- 

glieder (Ersatzmitglieder) vom Landeshauptmann - 

allerdings über Vorschlag der Landeskammer der ge- 

werblichen Wirtschaft und der Kammer für Arbeiter 

und Angestellte - bestellt und abberufen werden. 

Im Zusammenhang mit der energie- und umweltpoliti- 

schen Diskussion der letzten Zeit steht die Änderung 

des - auf Art. 11 Abs. 1 Z 3 Bundes-Verfassungsgesetz 

"'Volkswohnungswesen' gestützten - Wohnungsverbesse- 

rungsgesetzes. Durch dieses Gesetz wird die Geltungs- 

dauer des Wohnungsverbesserungsgesetzes, das einen 

engen Zusammenhang mit der Länderkompetenz auf dem 

Gebiete des Bauwesens hat, bis Ende 1981 verlängert. 

Die Änderung ermöglicht nunmehr auch die Förderung 

von Maßnahmen zur "Erhöhung des Schall- und Wärme- 

schutzes" und zur "Verminderung des Energieverlustes 

und des Energieverbrauches von Zentralheizungs- und



Warmwasseranlagen" sowie von ''Maßnahmen, die den 

Wohnbedürfnissen von Behinderten und alten Menschen 

dienen". Außerdem haben die diese Förderungsmaß- 

nahmen durchführenden Länder bei der Gewährung von 

Förderungen aus Mitteln des Bundes und der Länder 

auf die genannten Maßnahmen und auf Verbesserungen 

zur Beseitigung von sanitären Mängeln im Sinne des 

$ 3 Z lo Stadterneuerungsgesetz Bedacht zu nehmen. 

Die Änderung des Denkmalschutzgesetzes ist aus der 

Sicht des Föderalismus in mehrfacher Hinsicht be- 

merkenswert. Der mit der Änderung des Denkmalschutz- 

gesetzes vor allem bezweckte - sich nach Ansicht 

der Regierungsvorlage im Rahmen kompetenzrechtlich 

zulässiger systematischer Erweiterungsfähigkeit des 

Art. To Abs. 1 2 13 Bundes-Verfassungsgesetz "Denk- 

malschutz" bewegende - "Ensembleschutz" bringt zu- 

mindest die Gefahr eines Eingriffes in die Länder- 

kompetenzen gemäß Art. 15 Abs, 1 Bundes-Verfassungs- 

gesetz auf den dem Bauwesen verwandten Gebieten des 

Ortsbildschutzes und der Ortsbildpflege, der Alt- 

stadterhaltung u.ä. Dies veranlaßte offensichtlich 

auch den Nationalrat, die Bestimmung der Regierungs- 
vorlage über die Unterschutzstellung "des äußeren 

Erscheinungsbildes von geschlossen verbauten Zonen 

organisch gewachsener Ensembles, wie zum Beispiel 

Stadtkerne, Plätze, Straßenzüge," durch Verordnung 

des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung 

und die vom zuständigen Ausschuß für Wissenschaft 

und Forschung vorgeschlagene Verfassungsbestimmung 

über die Anwendbarkeit des Denkmalschutzgesetzes 

auf "Parkanlagen" ersatzlos zu streichen. 

Dem Geist des durch die Bundes-Verfassungsgesetz- 

novelle 1974 geänderten Art. 103 Abs. 4 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz nicht entspricht die Verlängerung des
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Instanzenzuges vom Landeshauptmann an den Bundes- 

minister für Wissenschaft und Forschung, die mit 

"ihrem Wesen nach außerhalb rein rechtlicher Über- 

legungen'" liegenden "Fragen künstlerischer Natur" 

und der damit zusammenhängenden Notwendigkeit, eine 

"gleichmäßige künstlerische Gewichtung und damit 

auch gleichmäßige Behandlung aller Betroffenen im 

Bundesgebiet sicherzustellen," begründet wird. Ge- 

gebene kulturelle Eigenarten in den Ländern gehen 

bei einer solchen Betrachtungsweise wohl unter. 

Durch die Einräumung der Parteistellung an den Lan- 

deshauptmann und den Bürgermeister neben dem Eigen- 

tümer in sämtlichen Verfahren zur Feststellung des 

öffentliches Interesses an der Erhaltung eines unbe- 

weglichen Denkmals wird - laut Ausschußbericht - 

"den Ländern und Gemeinden die Möglichkeit geboten, 

zu geplanten Unterschutzstellungen ihre Auffassung 

geltend zu machen". Dies ist im Hinblick auf die 

Kompetenzen der Länder und die Vollziehungsaufgaben 

der Länder und Gemeinden auf dem Gebiete des Bau- 

wesens und anderen dem Denkmalschutz verwandten .Ge- 

bieten sicher sinnvoll. Allerdings sollte die Partei- 

stellung dann nicht den Organen Landeshauptmann und 

Bürgermeister sondern den Ländern und Gemeinden direkt 

eingeräumt werden. 

Nicht berücksichtigt wurde die Forderung im Forde- 

rungsprogramm der Bundesländer 1976, wonach der mit 

Landesaufgaben (Baurecht, Heimatpflege und Natur- 

schutz) in engem Zusammenhang stehende "Denkmal- 

schutz’' mit Ausnahme der Ausfuhr von denkmalge- 

schützten Gegenständen in die mittelbare Bundesver- 

waltung überführt werden soll (A/25).
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In Durchführung der Vereinbarung gemäß Art. 15 a 

Bundes-Verfassungsgesetz über die Krankenanstalten- 

finanzierung und die Dotierung des Wasserwirtschafts- 

fonds" 10) mußte der Bund - aber auch die Länder - 

verschiedene Gesetze erlassen bzw. ändern. 

Mit dem Bundesgesetz über die Errichtung eines 

Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds erließ der 

Bund Bestimmungen über das Kernstück der Verein- 

barung - nämlich über die Errichtung des Kranken- 

anstalten-Zusammenarbeitsfonds!”). 

Eine Änderung erfuhren das Krankenanstaltenge- 

setz durch die Krankenanstaltengesetz-Novelle 1978 

und das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz durch 

das Gesetz über die finanzielle Beteiligung der 

Träger der sozialen Krankenversicherung am Kran- 

kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds. 

Erforderlich wurde auch eine Änderung des Finanz- 

ausgleichsgesetzes 1973, das im Berichtsjahr 

bereits durch das Bundesgesetz, mit dem das Kraft- 

fahrzeugsteuergesetz 1952 und das Finanzausgleichs- 

gesetz 1973 geändert werden, novelliert worden 

war. 

Die Änderung des Wasserbautenförderungsgesetzes 

sieht eine durch die erwähnte Vereinbarung ermög- 

lichte Aufstockung der Mittel "durch Zuwendungen 

aus Bundesmitteln nach Maßgabe der Ansätze im 

jeweiligen Bundesfinanzgesetz und nach Maßgabe 

der Bestimmungen des Finanzausgleichsgesetzes,..... 

und durch Zuwendungen aus Landesmitteln nach Maß- 

gabe der landesrechtlichen Vorschriften" - so 

zusammenfassend der Bericht des zuständigen Natio- 

17 
nalratsausschusses - vor ,
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In Entsprechung des Forderungsprogrammes der Bundes- 

länder 1970 ist durch die Bundes-Verfassungsgesetz- 

novelle 1974 die Vollziehungskompetenz des Bundes 

in der Binnenschiffahrt hinsichtlich der Schiff- 

fahrtskonzessionen, Schiffahrtsanlagen und Zwangs- 

rechte an solchen Anlagen auf die Donau, den Boden- 

see, den Neusiedlersee und die Grenzstrecken sonsti- 

ger Grenzgewässer eingeschränkt (Art. 10 Abs. 1 29 

Bundes-Verfassungsgesetz) und die Vollziehung be- 

züglich aller übrigen Binnengewässer den Ländern 

übertragen worden (Art. 11 Abs. 1 Z 6 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz). Auch die Vollziehung auf dem Ge- 

biete der Strom- und Schiffahrtspolizei wurde in 

diesem Sinne neu geregelt. 

In 'Durchführung' der erwähnten Bundes-Verfassungs- 

gesetznovelle 1974 wurde die bisher im Binnen- 

schiffahrtsverwaltungsgesetz geregelte Rechtsmaterie 

durch das Binnenschiffahrts-Konzessionsgesetz neu 

gestaltet und der geltenden Verfassungsrechtslage an- 

gepaßt. Das Schiffahrtsanlagengesetz wurde ebenfalls 

geändert und dabei der geltenden Verfassungsrechts- 

lage angepaßt. 

In föderalistischer Hinsicht erfreulich ist, daß 

keine Verlängerung des administrativen Instanzenzuges 

gegenüber der grundsätzlichen Regelung des Art. 103 

Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz bei den in mittel- 

barer Bundesverwaltung verbliebenen Angelegenheiten 

normiert worden ist. 

. Ein auf Grund des Abstimmungsergebnisses über das 

Bundesgesetz über die friedliche Nutzung der Kern- 

energie in Österreich (Inbetriebnahme des Kern- 

kraftwerkes Zwentendorf) erlassenes Bundesgesatz 

enthält ein Verbot der "Nutzung der Kernspaltıng 

für die Energieversorgung in Österreich". Gegen 

dieses Gesetz bestehen im Hinblick auf die kompe-
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tenzrechtliche Komplexität des Energiewesens 

und des Strahlenschutzes verfassungsrechtliche 

Bedenken in Richtung eines Eingriffes in die 
Länderkompetenzen. Das zur Abstimmung gelangte 

Gesetz hatte übrigens ausdrücklich auf die 

Bundeskompetenzen ("soweit diese Kompetenzen 

durch den Bund wahrzunehmen sind") Bezug ge- 
nommen, nicht aber das letzterwähnte Bundesge- 

setz,
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3. EINSPRUCHS- UND ZUSTIMMUNGSPRAXIS NACH ART. 98 

UND 97 B-VG UND ANFECHTUNG VON LANDESGESETZEN 

3,1. Die Länderforderung im Forderungsprogramm der Bun- 

Jesländer 1976 (A/21) nach Einschränkung des Ein- 

spruchrechtes des Bundes auf "behauptete Eingriffe 

in die Bundeszuständigkeiten'" wurde bisher noch 

nicht erfüllt. Die Bundesregierung kann daher gemäß 

Art. 98 Abs. 2 B-VG nach wie vor gegen den Gesetzes- 

beschluß eines Landtages binnen 8 Wochen einen mit 

Gründen versehenen Einspruch schon "wegen Gefährdung 

von Bundesinteressen" erheben. Gleiches gilt für die 

von den Ländern geforderte Klarstellung hinsicht- 

lich Art. 97 Abs. 2 B-VG dahingehend, daß "für die 

Heranziehung von Wachkörpern im Bereich der Landes- 

vollziehung keine Zustimmung der Bundesregierung 

erforderlich" sein soll. 

Für das Berichtsjahr 1978 liegen leider keine um- 

fassenden Unterlagen über Einsprüche der Bundesre- 

gierung gegen Gesetzesbeschlüsse der Landtage und 

über die Verweigerung der Zustimmung zur Mitwirkung 

von Bundesorganen bei der Vollziehung von Landesge- 

setzen vor. Auf Grund der dem Institut zugänglichen 

Unterlagen ergibt sich folgendes Bild: 

Einspruch bzw. Zustimmungsverweigerung 

Bundesland betreffend gemäß Art. 

Burgenland KXXXXXKXKKKX 

kärnten Änderung des Gemeindebediensteten- 
gesetzes 1958 98 (2) 

Niederösterreich | NÖ.Landes-Personalvertretungsgesetz 
98 (2) 

Oberösterreich KXXXXKXKXXX 



Einspruch biw. Zustinmungsverweigerung _ 

Bundesland betreffend gemäß Art. 

Salzburg Sa Gasgesetz 1978 98 (2) 
Änderung der Sa Feucrpolizci- 
ordnung 1973 97 (2) 
Sa Landes-Polizeistrafgesetz 98(2) ,97(2) 

Steiermark XXXXXXXXXXX 

Tirol Tiroler Feuerpolizeiordung 97 (2) 
3. Raumordnungsgesetz-Novelle 98 (2) 

Vorarlberg Landes-Personalvertretungsgesetz 98 (2) 
Gemeinde-Personalvertretungsgesetz 98 (2) 

Wien XXXXXXXXXXX 

3.2. Der auf Art. 98 Abs. 2 B-VG gestützte liinspruch gegen 

die Änderung des Salzburger bolizeistrafgesetzes 

liegt auf der Linie der Anfechtung des Vorarlberger 

Sicherheitsgesetzes und des Vorarlberger Jugend- 

gesetzes!®). Die Änderung des Salzburger Polizei- 

strafgesetzes bezweckte die Ergänzung der bisherigen 

(Straf)Bestimmungen durch (Straf)Bestimmungen über 

die Landstreicherei, den Bettel und die unzulässige 

Tierhaltung sowie über Behörden und die Mitwirkung 

der Organe des öffentlichen Dienstes. 

In der Einspruchsbegründung wird - zusammengefaßt - 

ausgeführt, daß 

a) Jie kompetenzrechtliche Zuordnung der Land- 

streicherei und des Bettels zur örtlichen Sicher- 

heitspolizei "zu bezweifeln", 

b) die Zulässigkeit bestimmter Regelungen über frei- 

heitsbeschränkende Maßnahmen aus dem Blickwin- 

kel des Art. 5 der Europäischen Menschenrechts- 

konvention "fraglich" und 

c) die Regelung der Landstreicherei und des Bettels 

u.a. hinsichtlich ihrer Wirksanukeit "rechtspoli- 

tisch bedenklich" 

sel.



Anknüpfungspunkte (Gesichtspunkte) für eine landes- 

gesetzliche Regelung der Landstreicherei und des 

Bettels stellen die in die Landeskompetenz nach 

Art. 15 Abs. 1 B-VG fallenden Materien örtliche 

Sicherheitspolizei, Sittlichkeitspolizei und Samm- 

lungswesen dar. Die Bedenken der Bundesregierung 

hinsichtlich Art. 5 der Europäischen Menschen- 

rechtskonvention sind im Hinblick auf die bisherige 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für 

Menschenrechte zur Europäischen Menschenrechts- 

konvention nicht gerechtfertigt. Nach dieser Recht- 

sprechung sind durch den österreichischen Vorbehalt 

zu Art. 5 Europäische Menschenrechtskonvention auch 

Gesetze, die nach Erklärung dieses Vorbehalts er- 

lassen wurden und die Maßnahmen des Freiheitsent- 

zuges zum Gegenstand haben, wie sie in den Ver- 

waltungsverfahrensgesetzen 1950 i.w.S. vorgesehen 

sind, gedeckt !?). Die rechtspolitische Bedenk- 

lichkeit sieht die Bundesregierung einerseits in 

der ihrer Meinung nach zu erwartenden Wirkungslosig- 

keit gemessen an der Wirkungslosigkeit der früheren 

gerichtlichen Strafbarkeit und andererseits in der 

angeblich weitgehenden Strafunwürdigkeit auf Grund 

der meist lediglich abstrakten Gefährlichkeit von 

Landstreichern und Bettlern. Eine Strafbarkeitser- 

klärung der Landstreicherei und des Bettels durch 

den Landesgesetzgeber würde darüber hinaus der vom 

Bundesgesetzgeber im Rahmen der Strafrechtsreform 

erfolgten Entkriminalisierung widersprechen. Dem 

steht entgegen, daß das Bundeskanzleramt selbst im 

Jahre 1975 die Aufnahme von Straftatbeständen be- 

treffend die Landstreicherei und den Bettel in das 

Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensge- 

setzen vorgesehen hat und daß von den Sicherheits-
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behörden, insbesondere von Bundespolizeibehörden, 
die Strafbarkeit der Landstreicherei und des Bettels 
urgiert worden ist. Der Salzburger Landtag hat 
einen Beharrungsbeschluß gefaßt. 

Der Einspruch gegen den Gesetzesbeschluß des Tiroler 
Landtages betreffend die 3. Raumordnungsgesetz- 
Novelle wurde damit begründet, daß durch den 3. Satz 
des $ 31 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 
in der Fassung des vorliegenden Gesetzesbeschlusses 
ein Widerspruch zu dem auch den Gesetzgeber binden- 
den Gleichheitsgebot des Art. 7 B-VG gegeben sei. 
Der Einspruch gegen den Gesetzesbeschluß betreffend 
ein Salzburger Gaspesetz 1978 erfolgte wegen Be- 
denken ''vom Standpunkt der Vollziehung des Maß- 
und Eichgesetzes",. Beiden Einsprüchen wurde Rechnung 
getragen. 

Die Einsprüche gegen den Gesetzesbeschluß des 
Kärntner Landtages betreffend eine Änderung des 
Gemeindebedienstetengesetzes 1958, den Gesetzesbe- 
schluß des NÖ. Landtages betreffend ein Nö. Landes- 
Personalvertretungsgesetz und die Gesetzesbeschlüsse 
des Vorarlberger Landtages betreffend ein Landes- 
Personalvertretungsgesetz und ein Gemeinde-Personal- 
vertretungsgesetz wurden vor allem damit begründet, 
daß die beeinspruchten landesgesetzlichen Regelungen 
über die entsprechenden bundesgesetzlichen Rege- 
lungen weit hinausgehen und dadurch Bundesinteressen 
betroffen würden. Die Gefährdung von Bundesinter- 
essen sah die Bundesregierung z.B. durch die Zuer- 
kennung einer Verwaltungsdienstzulage an die Kinder- 
gärtnerinnen durch den erwähnten Kärntner Gesetzes- 
beschluß gegeben. Eine derartige Gefährdung bildet



nach ihrer Ansicht auch die Zuerkennung von Mit- 

wirkungsrechten der l’ersonalvertretungen in Ange- 

legenheiten des Dienstrechts und der Organisation 

des inneren Dienstes, wie sie in den niederöster- 

reichischen und Vorarlberger Gesetzesbeschlüssen 

vorgesehen sind. Darüberhinaus glaubte die Bundes- 

regierung in diesen Mitwirkungsrechten eine im Hin- 

blick auf Art. 20 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz 

(Leitungsrecht der obersten Organe) verfassungsrecht- 

lich bedenkliche Einschränkung der Handlungsfähig- 

keit der Landesorgane zu sehen. Sämtliche Landtage 

haben Beharrungsbeschlüsse gefaßt. 

Bei den Gesetzesbeschlüssen des Salzburger Landtages 

betreffend die Änderung des Polizeistrafgesetzes 

und die Änderung der Feuerpolizeiordnung 1973 und 

des Tiroler Landtages betreffend die Feuerpolizei- 

ordnung 1978 verweigerte die Bundesregierung die 

gemäß Art. 97 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz er- 

forderliche Zustimmung zur Mitwirkung von Bundes- 

organen - Bundespolizeibehörden und Bundesgendarmerie 

bei der Vollziehung dieser Gesetze gänzlich oder 

teilweise. 

Die Verweigerung der Zustimmung zur Mitwirkung der 

Organe der Bundesgendarmerie an der Vollziehung der 

Salzburger Feuerpolizeiordnung 1973 in der Fassung 

des gegenständlichen Gesetzesbeschlusses wurde da- 

mit begründet, daß die Mitwirkung an Zwangsbefug- 

nissen des Bürgermeisters die Organe der Bundesgen- 

darmerie zu Hilfsorganen des Bürgermeisters mache. 

Dies widerspreche den bestehenden Vorschriften über 

die Gendarmerieorganisation und greife in die Bun- 

deskompetenz nach Art. lo Abs. 1 Z 14 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz ("Organisation und Führung der Bun- 

despolizei und Bundesgendarmerie'") ein. Die Verwei-



gerung „der Zustimmung zur Mitwirkung der Organe 

der Bundespolizeidircektion Salzburg an der Voll- 

ziehung der Bestimmungen des Salzburger Landes- 

Polizeistrafgesctzes in der Fassung des gegenständ- 
lichen Gesetzesbeschlusses wurde hinsichtlich der 

Vollziehung des Verwaltungsstraftatbestandes der 

unzulässigen Tierhaltung vor allem mit der unvertret- 
baren Belastung der Organe der Bundespolizeidirek- 
tion mit sicherheitsverwaltungsfremden Aufgaben be- 

gründet. Line ähnliche Begründung wurde für die 

Verweigerung der Zustimmung zur vorgesehenen Mit- 

wirkung von Organen der Bundesgendarmerie bei der 
Vollziehung der Tiroler Feuerpolizeiordnung 1978 
in der Fassung des vorliegenden Gesetzesbeschlusses 

gegeben. 

Die Verweigerung der Zustimmung zur Mitwirkung von 
Bundesorganen - Bundespolizeibehörden und Bundesgen- 
Jdarmerie - an sicherheitsverwaltungsfremden Auf- 
gaben ist sicherlich nicht gänzlich ungerechtfertigt. 
Das Problem lıegt jedoch tiefer: das sogenannte Wach- 
körpermonopol des Bundes nimmt den Ländern die Mög- 
lichkeit, cigene entsprechend geschulte und verwend- 
bare Landeswachkörper zur Kontrolle der Einhaltung 
der Landesrechtsvorschriften aufzustellen. Einzelne 
:rhebungsorgane oder Jdas zum Schutz einzelner Zweige 
der Landeskultur aufgestellte Wachpersonal bilden 

keinen vollwertigen Ersatz.
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4. TENDENZEN IN DER RECHTSPRECHUNG DES 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFES 1978 

Bundesstaat und Gleichheitssatz 

Eine sehr populäre, aber sachlich häufig unbegründete 

Forderung geht dahin, daß Länderregelungen die 

Staatsbürger oder bestimmte Lebensbereiche nicht 

unterschiedlich behandeln sollen. Der Verfassungs- 

gerichtshof hat in den Erk. vom 24.2.1978, B 7/77, 

und vom 20.12.1978, B 429/76, sehr treffend darauf 

hingewiesen, daß das bundesstaatliche Prinzip die 

Anwendung des Gleichheitssatzes auf das Verhältnis 

der Regelungen verschiedener Gesetzgeber zueinander 

ausschließt (vgl auch Erk.Sig. 7038/1973). Darin 

liegt nun aber keinesfalls eine "willkürliche" 

Differenzierung der Bürger verschiedener Länder, 

sondern die Voraussetzung jeglichen sinnvollen 

Föderalismus überhaupt: Daß nämlich regionalen Be- 

sonderheiten - dazu gehört auch die (demokratisch 

kontrollierte) politische Entscheidungshoheit der 

Länder - rechtliche Sonderregelungen entsprechen 

müssen, soll nicht der Bundesstaat überhaupt seinen 

Sinn verlieren. Dies muß auch allen - gewiß not- 

wendigen - "Musterentwürfen" und Koordinationsbe- 

strebungen der Länder untereinander bewußt bleiben. 

"Gesichtspunktetheorie" 

Auch im Berichtszeitraum hielt der Verfassungsge- 

richtshof an dem grundsätzlich sehr föderalistischen 

Auslegungsgrundsatz der "Gesichtspunktetheorie" 

fest, wonach ein bestimmter Lebensbereich (etwa der 

Bau eines Hauses) unter verschiedenen Gesichtspunkten



in verschiedene Zuständigkeitsbereiche des Bundes 
und der Länder (etwa: Baurecht und Gewerberecht) 
fallen könne. Allerdings würde man sich wünschen, 
wenn der Verfassungsgerichtshof in diesem Zusammen- 
hnag nicht so sehr die völlige Unabhängigkeit und 
Ungebundenheit beider berührten Gesetzgeber und 
Vollziehungen betonen würde (Erk. vom 8.3.1978, 
B 437/75) - sodaß etwa die Baugenehmigung von der 
gewerberechtlichen völlig unabhängig sei - sondern 
den mit der "Gesichtspunktetheorie" untrennbaren 
verfassungsrechtlichen Systemzwang zur Koordina- 
tion20) stärker betonen würde. Nur so können die 
abträglichen Wirkungen des "Kumulationsprinzipes" 
und eine Auslegung des bundesstaatlichen Trennungs- 
prinzipes zulasten des rechtsuchenden Bürgers ver- 
mieden werden. 

Grundsatz der föderalistischen Auslegung der Kompe- 
tenzartikel (insbesondere im Verhältnis der Art. Io, 
11, 12 und 15 untereinander). 

In mehrfacher Hinsicht für die Auslegung der Kompe- 
tenzartikel von grundlegender Bedeutung ist das Erk. 
vom 26.1.1978, G 39/77. In diesem Erkenntnis wurden 
im ersten Halbsatz des $ 339 Abs. 3 Allgemeines 
Sozialversicherungsgesetz bestimmte Gesetzesstellen 
aufgehoben, die den Ärztekammern u.a. öffentlich- 
rechtlichen Interessenvertretungen Parteistellung 
im krankenanstaltenrechtlichen Genehmigungsverfahren 
einräumten. 

ber Verfassungsgerichtshof hielt zunächst fest, daß die 
Regelung der Parteistellung gemäß $ 8 Allgemeines Ver- 
fahrensgesetz grundsätzlich dem Materiengesetzgeber,d.h. 
dem zur Regelung der betreffenden Verwaltungsmaterie 
zuständigen Gesetzgeber, zukomme. Allerdings kann 
sich die Parteistellung in einem verwaltungsbehörd-



lichen Verfahren - wie der Verfassungsgerichtshof 

schr trelfend und rechtsstaatsgemäß erkennt - nicht 

nur aus der besonderen Verwaltungsvorschrift erge- 

ben, die Jen Gegenstand des Verfahrens bildet, son- 

dern aus jeder Rechtsvorschrift der Gesamtrechts- 

ordnung, die ein subjektives kecht begründet, das 

in dem betreffenden Verfahren unmittelbar berührt 

wird. is kann also grundsätzlich schr wohl eine Par- 

teistellung in einem Landesverfahren durch Bundesge- 

setz begründet werden und umgekehrt, vorausgesetzt, 

daß es sich dabei um subjektive Rechte handelt, die 

in dem betreffenden Verwaltungsverfahren gemäß $ 8 

Allgemeines Verfahrensgesetz eine Parteistellung be- 

gründen. Diese Aussage hat neben der besonderen 

rechtsstaatlichen Bedeutung auch für den modernen 

kooperativen Bundesstaat wichtige Konsequenzen: Eine 

verfahrensrechtliche Einbindung von Angelegenheiten 

der gegenbeteiligten Gebietskörperschaften in ''kom- 

plexe Materien' (Umweltschutz!) scheint danach ohne 

weiteres möglich, ja sogar geboten. Die Vorschrift 

des $ 339 Abs. 3 Allgemeines Sozialversicherungsge- 

setz begründet aber im konkreten Falle keine solchen 

subjektiven Rechte Jder Kammern, sondern eine soge- 

nannte "Formalpartei'", d.h. eine Parteistellung als 

reinen verfahrensrechtlichen Anspruch. 

Aus diesem Grund hatte die Bundesregierung hilfsweise 

auch versucht, die angefochtene Bestimmung auf Art. 11 

Abs. 2 Bundes-Verfassungspesetz, der Bedarfskompetenz 

zur Regelung des Verwaltungsverfahrens zu stützen. Der 

Verlussungsgerichtshof wies dieses Argument jedoch 

zurück, weil ihm - nach einer inhaltlichen Bedarfs- 

prüfung - kein Bedürfnis nach einer einheitlichen Re- 

pelung dieser besonderen Verfahrensstellung der In- 

\eressenvertretungen - abweichend von $ 8 Allgemeines



Verfahrensgesetz - gegeben erschien. Da Art. 11 Abs. 2 
Bundes-Verfassungspesetz eine Überlagerung regulärer 
Landeskompetenzen bedeutet, ist es besonders zu be- 
grüßen, wenn die Voraussetzungen der Ilandhabung die- 
ser Bundeskompetenz inhaltlich Streng vom Verfassungs- 
gerichtshof geprüft werden. Dies entspricht zweifel- 
los auch dem Sinn der durch die Bundes-Verfassungs- 
gesetznovelle 1974 im Interesse der Länder neu ge- 
schaffenen Einschränkungen in Art. 11 Abs. 2 Bundes- 
Verfassungspesetz. 

Schließlich hat der Verfassungsgerichtshof in diesen 
Erkenntnis erstmals wieder seit dem Erk. 2977/1956 
die besonders wichtige föderalistische Grundregel 
der Auslegung der Kompetenztatbestände angewendet, 
daß nämlich Jie Kompetenztatbestände des Bundes im 
Lichte des Art. 15 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz 
prinzipiell einschränkend auszulegen sind. Das be- 
deutet in diesem Falle, daß der Kompetenztatbestand 
des Art. 12 Bundes-Verfassungsgesetz den Vorrang vor 
Art. 11 Bundes-Verfassungsgesetz hat: Soweit eine 
einheitliche Regelung durch Grundsatzgesetz herbeige- 
führt werden kann, darf sich der Bund nicht auf 
Art. 11 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz stützen, um 
ein unmittelbares Bundesgesetz zu erlassen. 

Einschränkende Interpretation besonderer Kompetenzbe- 
gründungen durch Verfassungsbestimmungen in ein- 
fachen Bundesgesetzen 

Eine außerordentlich negative Erscheinung des öster- 
reichischen Bundesstaatsystems ist die Möglichkeit, 
Bundeszuständigkeiten außerhalb der regulären und 
systematischen Zuständigkeitesverteilung durch beson- 
dere Verfassungsbestimmungen in einfachen Bundesge- 
setzen zu begründen. Die bekanntesten Beispiele dieser 
Art von Bundeszuständigkeiten sind die sogenannten



Wirtschaftslenkungsgesetze? ), es gibt aber auch 

sonst eine Fülle derartiger Verfassungsbestimmun- 

gen? ?. Der Verfassungsgerichtshof hat nunmehr 

erstmals im Erk. vom 28.6.1978, B 219/77, klar aus- 

gesprochen, daß derartige spezielle Kompetenzbe- 

stimmungen restriktiv auszulegen sind und zwar 

durch "das System der Regelung des einfachen Ge- 

setzes'" begrenzt sind, dem sie vorangestellt werden. 

Diese Aussage ist deshalb besonders bemerkenswert, 

weil der Verfassungsgerichtshof es im allgemeinen 

von vorneherein ablehnt, aus "Systemgrundsätzen’ 

der einfachen Gesetze irgendeine verfassungsrecht- 

23), Allerdings fand der liche Bindung abzuleiten 

Verfassungsgerichtshof im konkreten Falle einer 

Änderung des Invalideneinstellungsgesetzes ($ 9 

Abs. 1), daß diese noch im "System des Gesetzes! 

begründet und daher von der speziellen Bundeskom- 

petenz gedeckt sei. 

Begrenzung der Anfechtungsbefugnis von Gesetzen 

Der Verfassungsgerichtshof hatte bereits bisher: im 

Rahmen der amtswegigen Prüfung eine äußerst restrik- 

tive Prüfungskompetenz in der Richtung angenommen, 

daß durch ein Gesetzesprüfungsverfahren möglichst 

wenig Bestimmungen oder Vorschriftenteile aufge- 

hoben werden dürfen und den Umfang stets von der 

Verfassungswidrigkeit einerseits und dem noch mög- 

lichen sinnvollen Vorschriftenrest (ohne Bedeutungs- 

änderung!) abhängig gemacht. Im Erk. vom 16.12.1978, 

G 3/78, wird diese Beschränkungsregel nunmehr zum 

ersten Mal systematisch auch zur Prüfung der Zulässig- 

keit von Gesetzesanfechtungen durch die Bundesre- 

gierung angewendet und als Grundlage der Zurückwei- 

sung wegen Unzulässigkeit genommen. 

Von grundlegender föderalistischer Bedeutung erscheint



diese Rechtsauffassung der "engstmöglichen Gesetzes- 
prüfung" deshalb, weil der Verfassungsgerichtshof 
danach überschießende Gesetzesprüfungsanträge zu- 
rückweist, wenn die behauptete Verfassungswidrig- 
keit sich klar begrenzen läßt und die Anfechtung 
diese Grenzen nicht einhält. So hat der Verfassungs- 
gerichtshof etwa im konkreten Fall eine Anfechtung 
der Bundesregierung zurückgewiesen, weil sich die 
verfassungsrechtlichen Bedenken der Bundesregierung 
nur auf Verbreitungsbeschränkungen gegenüber "Schriften 
und Abbildungen" bezogen und die angefochtenen Be- 
stimmungen Verbreitungsbeschärnkungen einer Reihe 
von anderen Gegenständen zum Gegenstand haben, die 
durch eine Aufhebung "unzulässiger Weise aus der 
Rechtsordnung eliminiert" würden. Wenn sich auch die 
geschilderte Beschränkung der Anfechtungsbefugnis 
primär aus anderen Gründen erklären läßt (insbeson- 
dere wohl aus dem Respekt des Gerichtes vor dem demo- 
kratisch legitimierten Gesetz), wirkt sie im Ergeb- 
nis als Stärkung der Selbständigkeit des Landesge- 
setzgebers, weil die mit der Anfechtungsbefugnis ver- 
bundene "Bundesaufsicht" dadurch auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß begrenzt wird. 

4.6. Einschränkende Auslegung von Landeskompetenzen - Er- 
weiternde Auslegung von Bundeskompetenzen 

Neben den in letzter Zeit deutlich zunehmenden födera- 
listischen Tendenzen finden sich aber in der Recht - 
sprechung noch immer bestimmte traditionelle Ent- 
scheidungsmuster zentralistischen Charakters, die in 
Widerspruch zu Art. 2 und 15 Abs. 1 Bundes-Verfassungs- 
gesetz als umfassendes Auslegungsprinzip des Ver- 
fassungsrechtes zu stehen scheinen. 

4.6.1. So hat der Verfassungsgerichtshof etwa eine Be-



schwerdebehauptung, daß das Gesetz über die Be- 

schäftigung von kindern und Jugendlichen, BGBl. 

Nr. 146/1948, in die Landeszuständigkeit "Jugend- 

schutz" eingreife, ohne weitere Begründung mit dem 

Hinweis auf das seinerzeitige Erk.Sig. 2873/1955 

abgewiesen (Erk. vom 11.10.1978, B 258/77). In 

diesem Erkenntnis ging es aber primär um die Ab- 

grenzung von "Jugendfürsorge'" (Art. 12 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz) und "Jugendschutz" (Art. 15 Abs. I 

Bundes-Verfassungsgesetz) und nur nebenbei hat der 

Verfassungsgerichtshof aus der Jugendfürsorge (!) 

die Bundeskompetenz "zur Regelung der Beschäftigungs- 

verhältnisse von Kindern und Jugendlichen'' abge- 

grenzt, wobei hier wiederum die einzige völlig halt- 

lose Begründung der Satz war: ''Den Kompetenzbe- 

stimmungen des Art. lo kommt gegenüber Art. 12 Bun- 

des-Verfassungsgesetz der Vorrang zu (vgl. Sig. 

Nr. 2282)". 

Abgesehen Javon, daß diese verfehlte Auslegungsre- 

gel - deren absolutes Gegenteil zutrifft - in der 
24) 

’ heutigen Judikatur gar nicht mehr vertreten wird 

kann das zitierte Erkenntnis doch offenbar über- 

haupt nicht für Jie Frage herangezogen werden, ob 

ein Beschäftigungsverbot für Kinder nicht (auch) 

unter die Kompetenz "Jugendschutz" falle. Richtiger 

Weise hätte der Verfassungsgerichtshof nach dem 

heutigen Stand der Auslegung der Kompetenztatbestän- 

de auf die "Gesichtspunktetheorie'" verweisen 

und demnach zum Ergebnis kommen müssen, daß die ar- 

beitsrechtlichen Regelungen der Kinder- und Jugend- 

arbeit nach der "Versteinerungstheorie'" möglicher 

Weise unter Art. lo und 12 Bundes-Vertassungsgesetz 

fallen, daß aber daneben landesrechtliche Verbote 

der Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen
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durchaus unter den Gesichtspunkt des Jugend- 
schutzes getroffen werden könnten. 

Im lirk. vom 15.12.1978, G 71/78, hat sich der 
Verfassungsgerichtshof mit der Verfassungsmäßig- 
keit grundbuchsrechtlicher Vorschriften im Salz- 
burger Forstrechts-Ausführungspesetz, LGBI.Nr. 
80/1975, zu beschäftigen. is war von vorneherein 
klar, daß sich diese Vorschriften nicht auf die 
Ausführungsermächtigung des lorstgesetzes 1975 
($ 15 Abs. 2) stützen könne, sondern inhaltlich 
cine "zur Regelung des Gegenstandes erlorderliche 
zivilrechtliche Bestimmung" im Sinne des Art, 15 
Abs. 9 Bundes-Verfassungsgesetz darstellt. Die Vor- 
ausscetzungen für Jie Anwendung dieser Kompetenz, 
daß eine bundesrechtliche "Grundkompetenz" auf 
dem Gebiet der Landesgesetzgebung und die "Erfor- 
derlichkeit" der Bestimmung gegeben seien, schien 
deswegen unzweifelhaft, weil das Verbot der Wald- 
teilung - einschließlich der Ausnahmegenehmigung - 
eben nur über den Weg einer Bindung des Grundbuch- 
gerichtes effektiv gemacht werden kann. Daß Jie 
Länder in dieser Hinsicht aus der jahrzehntelangen 
Praxis des Grundverkehrsrechtes genügend praktische 
lirfahrungen haben, darf man wohl als bekannt voraus- 
setzen. 

Der Verfassungsgerichtshof hat nun Jdie Erforder- 
lichkeitsprüfung im konkreten Eall von vorneherein 
mit dem Argument abgeblockt, daß "kein inhaltlicher 
Zusammenhang" zwischen den grundbuchsrechtlichen 
Vorschriften und der Landes-Ausführungskompetenz 
bestünde. Dies ist jedoch nur dann richtig, wenn 
man annimmt, Jdaß das Verbot des Forstgesetzes gelte 
und der Landesgesetzgeber nicht dieses Verbot recht- 
lich zu konkretisieren und: danit wirksam zu machen 
habe. Eben das ist aber der Sinn der Ausführungser-
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mächtigung des $ 15 Abs. 2 Forstgesetz, da ein 

Verbot der Waldteilung ohne Festlegung des zu- 

lässigen Mindestmaßes der Grundstücksteile eben 

unanwendbar ist. Daher hat auch der Landesgesetz- 

geber - der das Verbot konkretisiert - die Vor- 

aussetzungen für Ausnahmegenehmigungen zu erT- 

teilen und damit das Verbot rechtlich für den 

Einzelfall wieder aufzuheben. Die "Erforderlich- 

keit" der grundbuchsrechtlichen Sicherungsmaßnahmen 

zur Durchsetzung des Verbotes bzw. der rechtmäßigen 

Ausnahmen davon wäre also zu prüfen gewesen. Dies 

umso mehr als die Vorschrift des Art. 15 Abs. 9 

Bundes-Verfassungsgesetz im Hinblick auf die voll- 

ständige Abschneidung der Länder von der Gerichts- 

barkeit extensiv auszulegen ist), 

In mehreren Erkenntnissen hielt der Verfassungs- 

gerichtshof an der einschränkenden Auslegung der 

Landeszuständigkeit "land- und forstwirtschaft- 

licher Grundverkehr" fest (Erk. vom 13.12.1978, 

G 46/76 u.a.). Wenngleich der Verfassungsgerichts- 

hof selbst immer wieder hervorhebt, daß diese. Zu- 

ständigkeit in Art. 15 Abs. 1 Bundes-Verfassungs- 

gesetz begründet ist, wird sie so behandelt, als 

ob sie auf einem historisch ganz präzise begrenzten 

Ausnahmetatbestand zugunsten der Länder beruhe, der 

gegenüber der Bundeskompetenz "Zivilrechtswesen'' 

besonders restriktiv auszulegen sei. Dabei wird 

dieser fiktive "Landes-Kompetenztatbestand'" aus 

verfestigten Meinungen der Rechtsprechung des Ver- 

fassungsgerichtshofes selbst konstruiert und sogar 

der Verfassungsgesetzgeber (Art. VII der Bundes- 

Verfassungsgesetznovelle 1974) daran gemessen. 

So ist eine in den angeführten Erkenntnissen immer 

wieder auftauchende "begriffliche" (d.h. konstruierte)
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Begrenzung der Landeskompetenz die Frage der 
realen Zugehörigkeit eines Grundstückes zu einem 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb, womit 
die Landeszuständigkeit im letzten nur durch 
Lokalaugenschein feststellbar wird (so besonders 
krass: B 186/77 vom 11.10.1978). In Wahrheit 
handelt es sich dabei natürlich um eine rein 
einfachgesetzliche Auslegungsfrage der Grundver- 
kehrsvorschriften, zu deren Überprüfung der Ver- 
fassungsgerichtshof gar nicht berufen ist. Abge- 
sehen davon ist das Begriffsmerkmal "Zugehörig- 
keit zu einem land- und forstwirtschaftlichen Be- 
trieb" schon deshalb verfehlt, weil das Grundver- 
kehrsrecht nicht nur gegenwärtig Betriebe, sondern 
auch in Zukunft nutzbaren Grund und Boden schützen 
soll und insofern - entgegen der ständigen Recht- 
sprechung-eine besonders wichtige Planungsfunktion 
(Ressort- oder Fachplanung) enthält und untrennbar 
mit den übrigen Landesplanungskompetenzen, insbe- 
sondere Landschaftsschutz, Bodenreform und Raum- 
planung (Flächenwidmung) zusammenhängt. All das 
würde sich aus der Begründung dieser Zuständigkeit 
in Art. 15 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz zwang- 
‘los ergeben, wenn endlich die verkrampfte und 
methodisch verfehlte Selbstinterpretation älterer 
Verfassungsrechtsprechung aufgegeben würde, die 
der Verfassungsgerichtshof zu Unrecht als Maßstab 
dieser besonders wichtigen Landeszuständigkeit 

verwendet. 

Tendenz zur Einschränkung der Bundes-Verfassungsge- 

setznovelle 1974 

Die schon im 1. Föderalismusbericht?) festgestellte 
Tendenz der Verfassungsrechtsprechung, die Bundes- 

Verfassungsgesetznovelle 1974 zulasten der Länder
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einschränkend auszulegen, hat im Berichtszeitraum 

eine neue, besonders wichtige Entscheidung vollin- 

haltlich bestätigt: Im Erk. vom 20.12.1978, G 66/77 

und Folgezahlen, hat der Verfassungsgerichtshof die 

Jurch die genannte Verfassungsnovelle neugeschaffene 

Zuständigkeit der Länder zur Organisation der Ver- 

waltung in den Ländern (früher Art. 12 Abs. 1 Bun- 

des-Verfassungsgesetz) ausgelegt. Er kommt dabei zu 

folgenden, die Landeszuständigkeit im konkrekten Fall 

ausschließenden Ergebnissen: Das Bundes-Verfassungs- 

wesetz unterscheidet zwischen der "Organisation" der 

Verwaltungsbehörden und der "Funktion" (dem Auf- 

gabenbereich) von Verwaltungsbehörden. Die Zuständig- 

keit der Länder erstreckt sich nur auf die Organi- 

sation, nicht aber auf die Übertragung von Funktionen 

(Aufgaben) der Landesbehörden in der mittelbaren 

Bundesverwaltung. 

Erscheint schon zweifelhaft, ob diese Unterscheidung 

nach der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974 noch 

eine sinnvolle Abgrenzung zwischen Bundes- und Landes- 

zuständigkeiten sein kann? ), so sind die daran. ge- 

knüpften Schlußfolgerungen des Verfassungsgerichts- 

hofes geeignet, den Sinn der Verfassungsnovelle in 

sein Gegenteil zu verkehren: Der Verfassungsgerichts- 

hof kommt nämlich in der Folge zum Ergebnis, daß sich 

"Organisation" und "l'unktion" der Verwaltungsbehörden 

Jerart untrennbar aufeinander beziehen, daß "jede 

organisatorische Regelung notwendig auf die Bewälti- 

gung irgendwelcher Funktionen ausgerichtet ist und 

umgekehrt die Regelung jeglicher Funktion auf ihre 

organisatorische Bewältigung Bedacht nehmen muß". 

Organisation und Funktion fließen sohin derart in- 

cinander, daß "im Grenzbereich eine eindeutige Zu- 

ordnung allein vom Begriff her nicht möglich ist." 

Man müsse daher im konkreten Fall prüfen, ob eine



bestimmte Regelung "näher zur Behördenorganisation" 

stehe oder der "Bezug zur Sachmaterie" überwiege 

und die Zuständigkeit von Bund (Materiengesetzgeber) 

oder Länder (Organisationsgesetzgeber) danach be- 

stimmen. 5 

Typischer Weise wird nach dieser - höchst unbest imm- 

ten und biegsamen Zuordnungsregel - als Beispiel für 

Landeszuständigkeit nur die Einrichtung der Bezirks- 

verwaltungsbehörde (also ein allgemeines Organi- 

sationsgesetz) angeführt. Es ist ganz selbstverständ- 

lich, daß in jedem Materienpesetz, das organisatori- 

sche Sonderbestimmungen trifft, der Bezug zur Sach- 

naterie im Vordergrund stehen wird und danach Bundes- 

zuständigkeit angenommen werden kann. Die Organi- 

sationshoheit der Länder im Bereich der mittelbaren 

Bundesverwaltung wird damit einer schrittweisen Aus- 

höhlung Jurch den Materiengesetzgeber ohne Irgend- 

welche klaren Schranken eröffnet. Dieses Ergebnis 

kann offenbar nicht im Sinne der Bundes-Verfassungs- 

gesetznovelle 1974 liegen, weil es die Lage der 

Länder - im Verhältnis zum Materiengesetzgeber des 

Bundes - eher noch mehr beeinträchtigt als nach. der 

früheren Rechtslage, wo immerhin Ausführungsgesetz- 

4.8. Grundrechte und Landesrecht 

4. 8. 1. Nach der geltenden Rechtslage sind die "klassischen" 
("liberalen") Grundrechte durchwegs im Bundesver- 

fassungsrecht verankert, der Landesgesetzgeber ist 

daran in gleicher Weise wie der Bundesgesetzgeber 

gebunden. Es kann also grundsätzlich keine Rede 

davon sein, daß der Bund etwa gegenüber dem Land 
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gelegenheit habe - wie man aus der Handhabung des 

Einspruchsrechtes (Art. 98 Bundes-Verfassungsge- 

setz) und der Anfechtungsbefugnis (Art. 140 Bun- 

des-Verfassungsgesetz) durch die Bundesregierung 

in letzter Zeit mitunter den Eindruck gewinnen 

könnte. Der Verfassungsgerichtshof hat aber auch 

scharf die Auffassung der Bundesregierung zurück- 

gewiesen, daß etwa der Bundesgesetzgeber in be- 

sonderer Weise als Ausführungsgesetzgeber zu den 

Grundrechten mit Gesetzesvorbehalt in Betracht 

käme: Im Erk. vom 16.12.1978, G 3/78, heißt es da- 

zu wörtlich, daß "weder Art. 8 Menschenrechtskon- 

vention noch irgend eine andere bundesverfassungs- 

gesetzliche Bestimmung einen Vorrang von Bundes- 

recht vor Landesrecht enthält, Ermächtigungen zur 

Durchführung von Hausdurchsuchungen vorzusehen", 

Diese grundlegende Aussage kann nur dann in ihrer 

vollen Bedeutung gewürdigt werden, wenn man - mit 

der modernen Grundrechtsdogmatik - die Grundrechte 

als umfassende Aufträge an den (zuständigen!) Ge- 

setzgeber und die Verwaltung erkennt, den grund- 

28), Insbe- rechtskonformen Zustand herzustellen 

sondere auf dem Gebiete der Raumordnung und der 

Umweltgestaltung haben die Länder für die Verwirk- 

lichung sehr vieler Grundrechte einen entscheiden- 

den Beitrag zu leisten), Landesrecht ist also 

in seinem Zuständigkeitsbereich nicht nur dazu 

berufen, die Gesetzesvorbehalte und begrifflichen 

Schranken der Grundrechte zugunsten öffentlicher 

Anliegen auszufüllen, sondern auch gesetzliche 

Maßnahmen der Grundrechtsverwirklichung und des 

Grundrechtsschutzes zu setzen, wobei auch grund- 

rechtliche Wertungen und Grundrechtskonkurrenzen 

selbstverständlich vom Landesgesetzgeber zu lösen 

sind.



4.8.2. In diesem Zusammenhang scheint es nun, als werde 

vom Verfassungsgerichtshof unbewußt doch wiederum 

eine Vorrangstellung des Bundes in der Grund- 

rechtskonkretisierung angenommen und zumindest 

die Prüfung der Grundrechtsverträglichkeit von 

Landesgesetzen auf Antrag des Bundes mit strenge- 

ren Maßstäben vorgenommen, als sie der Bund selbst 

in seiner Gesetzgebung verwirklicht. So hat der 

Verfassungsgerichtshof etwa im Bundesbereich die 

(problematische) Theorie entwickelt, daß bestimmte 

Verwaltungsmaßnahmen das Grundrecht der freien 

Meinungsäußerung gar nicht "berühren", weil sie 

"intentional'" nicht auf die Beschränkung der 

Meinungsfreiheit, sondern auf einen bestimmten 

Verwaltungszweck (etwa Ordnung des Straßenver- 

kehrs, "faktische'' Nebenwirkungen von Verwaltungs- 

maßnahmen u.v.a.) gerichtet seien (VfSig 3505/1959; 

3837/1960; 5616/1967, 5663/1968; G 7/77, G 13/76 

u.v.a.). Dagegen seien die Maßnahmen der vorgän- 

gigen Kontrolle von Veranstaltungen im Interesse 

des Jugendschutzes nach dem Erk. vom 16.12.1978, 

G 3/78, eine grundrechtswidrige "Vorzensur", wenn- 

gleich Maßnahmen des Kinder- und Jugendschutzes 

bis jetzt begrifflich niemals dem "Grundrecht der 

freien Meinungsäußerung" (als dessen Wiederher- 

stellung der Beschluß über die Aufhebung der Zensur 

ja erlassen wurde) unterstellt wurden (VfS1g 1829, 

1830 und 1846/1949). Selbst wenn man in jugendge- 

fährdenden Veranstaltungen oder Filmvorführungen 

einen zulässigen Grundrechtsgebrauch der freien 

Meinungsäußerung annimmt (was gemäß Art. lo Abs. 2 

Menschenrechtskonvention (MRK) durchaus nicht unter 

allen Umständen der Fall sein dürfte), behindern 

doch Maßnahmen des Jugendschutzes keinen Veran- 

stalter oder Filmvorführer in seiner grundsätz- 

lichen Freiheit der Meinungsäußerung.



- 99 =- 

4.8.3. In zwei Erkenntnissen hat sich der Verfassungsge- 

richtshof mit der Abgrenzung der Befugnisse der 

"Sittlichkeitspolizei" als Landeszuständigkeit 

gegenüber dem "Grundrecht auf Achtung des Privat- 

einandergesetzt. Mit Erk. vom 9.3.1978, G 63/77, 

wurde im Tiroler Landes-Polizeigesetz, LGBl. 

Nr. 60/1976, das Verbot der nicht gewerbsmäßigen 

Prostitution wegen Verstoßes gegen Art. 8 MRK 

aufgehoben, weil damit auch Formen der Prostitution 

erfaßt werden, die der Öffentlichkeit gegenüber 

nicht in Erscheinung treten. Der Verfassungsge- 

richtshof hat nämlich angenommen, daß "derartiges 

Sexualverhalten, auch wenn es um einer bedungenen 

Iintlohnung willen erfolgt", unter verfassungsmäßigem 

Schutz stünde. Der naheliegende Einwand, daß der 

Vorbehalt in Art. 8 Abs. 2 MRK Maßnahmen des Ge- 

setzgebers zum Schutze der Moral - und damit auch 

das Verbot der Geheimprostitution - zulasse, wurde 

vom Verfassungsgerichtshof mit folgendem Argument 

abgewiesen: "Gemessen an den Wertmaßstäben unserer 

Demokratie ist der Staat nicht dazu legitimiert, 

die Freiheit des Individuums in Ansehung von Ver- 

haltensweisen einzuschränken, die der Öffentlich- 

keit gegenüber nicht in Erscheinung treten und 

weder Gemeinschaftsinteressen noch auch legitime 

Interessen anderer Individuen beeinträchtigen". 

Hiezu ist festzuhalten, daß der Sinn des Gesetzes- 

vorbehaltes eben darin besteht, die '"Wertmaßstäbe 

unserer Demokratie'' in einem demokratisch legiti- 

mierten Verfahren festzulegen. Der Verfassungsge- 

richtshof hat auch hier nicht berücksichtigt, daß 

es nicht die "Bundesdemokratie'" mit ihren angeb- 

lichen Wertmaßstäben, sondern die Tiroler Rechts-
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ordnung ist, die hier maßgebend wäre. Wenn staat- 

liche Sittlichkeitspolizci überhaupt einen Sinn 

haben soll, muß sie rechtliche Maßstäbe der Janach 

zu schützenden "Sittlichkeit'' entwickeln können. 

Abgeschen Jdavon, steckt die angeführte Entschei- 

dungsformel des Verfassungsgerichtshofes voll von 

Wertungsformeln, zu deren primären Ausfüllung eben 

der demokratische Gesetzgeber und nicht der kon- 

trollierende Gerichtshof berufen ist. 

Auf der Grundlage des in diesem Erkenntnis erarbei- 

tenden Begriffsapparates kam der Verfaussungsgo- 

richtshof im Erk. vom 1.12.1978, B 512-516/78, zur 

Auffassung, Jdaß das Vorarlberger Sittenpolizeige- 

setz, LGBl.Nr. 6/1976, deshalb Art. 8 MRK von vorn- 

herein "nicht berührt, weil cs auf gewerbsmäßige 

Prostitution abstellt, die notwendigerweise Jer 

Öffentlichkeit gegenüber in Erscheinung tritt", 

Föderalistische Tendenzen im Bereich der Verwaltungs- 

Wahrung des Prinzips der mittelbaren Bundesverwal- 
tung: Im Erk. vom 20.12.1978, G 66/78 (und Folge- 

zahlen) hatte der Verfassungsgerichtshof zu prüfen, 

ob die Aufsichtsbefugnisse der Bundesanstalten für 

Lebensmitteluntersuchung gemäß $ 43 Abs. 3 LHG 

behördliche Funktionen darstellen und demnach ge- 

mäß Art. lo2 Abs. 1 oder 4 Bundes-Verfassungsge- 

setz nur mit Zustimmung der Länder kundgemacht 

werden dürfen. Der Verfassungsgerichtshof kam zum 

Ergebnis, Jaß die zuständigen Landesorgane nach 

der erwähnten Gesetzesstelle von der Vollziehung, 

und nur auf cine Mitwirkung an der Vollziehung be- 

schränkt, ausgeschlossen scien. Damit werde einer 

Bundesstelle behördliche Funktionen neben dem
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Landeshauptmann eingeräumt und Teilbereich der 

unmittelbaren Bundesverwaltung begründet. Dies 

wäre im Lebensmittelrecht gemäß Art. 102 Abs. 4 

Bundes-Verfassungsgesetz nur mit Zustimmung der 

Länder möglich gewesen. 

Selbstverwaltung dem einfachen Landesgesetzgeber 

zugänglich: Im Erk. vom 19.12.1977, 6 11 (und 

Folgezahlen), hat der Verfassungsgerichtshof in 

grundsätzlicher Auseinandersetzung mit Gegen- 

meinungen und dem Antrag des Verwaltungsgerichts- 

hofes die Auffassung entwickelt, daß die Organi- 

sationsform "Selbstverwaltung" unter bestimmten 

verfassungsrechtlichen Schranken allgemein dem 

einfachen Bundes- und Landesgesetzgeber zur Ver- 
30 . R 

), Diese Schranken werden aus einer fügung steht 

analogen Anwendung der Art. 115 - 120 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz (Gemeinden) abgeleitet und umfassen 

insbesondere 

- die Gruppenbezogenheit des Zuständigkeitsbereiches 

der Selbstverwaltung 

- die Notwendigkeit der Staatsaufsicht 

- die strenge Sachbezogenheit der Gruppenordnung 

{Art. 7 Bundes-Verfassungsgesetz) 

Dieses Erkenntnis bedeutet für die Länder eine be- 

deutende Erweiterung ihrer Organisationsgewalt, 

weil danach feststeht, daß sie im Rahmen ihrer Zu- 

ständigkeiten (insbesondere auch der Kompetenz 

"Organisation der Verwaltung in den Ländern'!) 

Selbstverwaltungskörper innerhalb der angeführten 

verfassungsrechtlichen Schranken frei einrichten 

können. Die Sperrwirkung des Art. 120 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz bezüglich der allgemeinen terri- 

torialen Selbstverwaltung auf Bezirksebene ist 

davon allerdings nicht betroffen,
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4.10. Gerichtssprengel und Ländergrenzen 

4.11. 

Im Erk. vom 19.12.1978, G 77 und 78/78, hat der 

Verfassungsgerichtshof entgegen einem Antrag des 

Obersten Gerichtshofes die Auffassung vertreten, 

daß die Sprengel von Gerichten - insbesondere von 

Landesgerichten - die Ländergrenzen durchschneiden 
dürfen, weil die entgegenstehende Regelung des 

$ 8 Abs. 5 lit. d UG 1920 sich nur auf die Spren- 

gel von Bezirksgerichten beziehen. Durch dieses 

Erkenntnis, das in Widerspruch zur herrschenden Auf- 

fassung der Wissenschaft steht, erleiden die Be- 

mühungen, auch in der Gerichtsbarkeit dem födera- 

listischen Prinzip’ zum Durchbruch zu verhelfen, 

sn, Eine Änderung einen schwerwiegenden Rückschlag 

der Bundesverfassung, welche zumindest die terri- 

toriale Übereinstimmung von Gerichtsbezirken und 

Ländergrenzen gewährleistet, scheint daher ein be- 

sonders dringendes Anliegen für die österreichische 

Föderalismuspolitik. 

Landtagswahl in Wahlkreisen 

In dem bekannten Erk. vom 23.6.1978, 6 11/78, über 

die burgenländische Landtagswahlordnung hat der 
Verfassungsgerichtshof festgestellt, daß Landtags- 

wahlordnungen gemäß Art. 95 Abs. 3 Bundes-Ver- 
fassungsgesetz mehrere Wahlkreise vorsehen müssen 
und demgemäß die bis dahin von drei Ländern ge- 
übte Praxis der Wahl im gesamten Landesgebiet ver- 

fassungswidrig sei. Die Gegenargumente der Salz- 

burger Landesregierung, die auf einer historischen 

Auslegung der Bundesverfassungsbestimmungen beruhten, 

wurden ebensowenig berücksichtigt, wie die damit be- 

wirkte weitgehende Beschränkung der Verfassungsauto- 

nomie der Länder: Die Wahl zu den Landtagen gehört 
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nämlich zum Kernbereich der selbständigen demo- 

kratischen Legitimierung der Landesstaatsgewalt 

und sollte daher soweit als möglich der Ein- 

richtungshoheit der Länder überlassen bleiben. 

Ein besonderes Bedürfnis nach einer einheitlichen 

bundesverfassungsrechtlichen Regelung der weiteren 

Unterteilung der Länder in Wahlkreise kann doch 

wohl kaum angenommen werden. kince entsprechende 

Bundesverfussungsgesetznovelle sollte daher Art. 95 

Abs. 3 der Regelung des Art. 117 Abs. 2 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz anpassen. 

Rechtliche Durchdringung und Kontrolle der Finanz- 

zuschüsse des Bundes 

Entgegen Jem Grundanliegen des bundesstaatlichen 

Finanzauspleiches - klar getrennte Abgabenhoheit 

der Gebietskörperschaften - nehmen in der Praxis 

des modernen "kooperativen" Bundesstaates die Trans- 

ferzahlungen und finanziellen Verflechtungen der 

Gebietskörperschaften ständig zu. Häufig handelt 

es sich Jdabei um Beschränkungen von Landes- und 

Gemeindezuständigkeiten, durch die mit zahlreichen 

Auflagen und Kontrollrechten "gewährten" Bundes- 

subventionen”). Umso wichtiger ist daher in dicsem 

Bereich die strenge Rechtskontrolle des Verfassungs- 

gerichtsholes im Verfahren nach Art. 137 Bundes- 

Verfassungsgesetz, die auch im Berichtszeitraum 

für die rechtliche Durchdringung bedeutsame allge- 

mein gültige Regeln entwickelte. So hat der Ver- 

fassungsgerichtshof im Erk. vom 16.3.1978, A 5/77, 

die strenge Gesetzesgebundenheit der gesamten Ge- 

barung mit Zweckzuschüssen gemäß $ 12 Abs, 2 Fi- 

nunz-Verfassungsgesetz 1948 besonders hervorgehoben,
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die durch keine Praxis der Bundesverwaltung - auch 

nicht im Einvernehmen mit den beteiligten Gebiets- 

körperschaften - geändert werden könne. Aber auch 

die betreffenden gesetzlichen Grundlagen müssen 

nach der Auffassung des Gerichtshofes klar und ein- 

deutig gefaßt sein, um die verfassungsmäßige Kon- 

trolle zu ermöglichen. Das bedeutet eine Anwendung 

der Grundsätze des Art. 18 Abs. 1 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz auf die Zweckzuschüsse der Gebiets- 

körperschaften, was im Sinne der Transparenz und 

Sicherheit der Finanzverflechtungen und der Abhän- 

gigkeit der Länder und Gemeinden von der Finanz- 

masse des Bundes sehr begrüßt werden muß. Im ange- 

führten Erkenntnis hat der Verfassungsgerichtshof 

auf dieser Grundlage eine sehr eingehende rechtliche 

und tatsächliche Prüfung der Zahlungsvorgänge durch- 

geführt und die "formelle Deklaration des Bundes 

für welches Jahr der Zweckzuschuß bestimmt sei" - 

weil entgegen der Rechtslage - sogar als "unbeacht- 

lich" bezeichnet, selbst wenn die andere Gebiets- 

körperschaft diese Deklaration (stillschweigend) 

gebilligt hat. 

4.13. Auslegung der Gemeindeverfassung 

4.13.1. Eigener Wirkungsbereich - Aufsichtsbehörde 

Anläßlich der Prüfung einer ortspolizeilichen Ver- 

ordnung stellte der Verfassungsgerichtshof im 

Erk. vom 14.3.1978, V 39/77, klar, daß die Lan- 

desregierung auch in jenen Fällen, in denen die 

Verordnung im eigenen Wirkungsbereich der Ge- 

meinde erlassen ist und auch dann, wenn es sich 

um eine sogenannte selbständige Verordnung han- 

delt, das Recht und die Pflicht hat, Jie Recht- 

mäßigkeit einer derartigen Verordnung zu prüfen.
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Der Landesregierung kommt sohin auch bei der- 

artigen Verordnungen eine Mitverantwortung, ein 

Mitwirkungsrecht im verfassungsrechtlichen Ver- 

fahren gemäß $ 58 Verfassungsgerichtshofgesetz 

ZU. 

4.13.2. Übertragung von Angelegenheiten des eigenen Wir- 

kungsbereiches auf staatliche Behörden (Art. 118 

Abs. 7 Bundes-Verfassungsgesetz) 

Im Erk. vom 20.10.1977, B 289/75 und B 294/75, 

erklärte der Verfassungsgerichtshof, daß das ver- 

fassungsrechtlich garantierte Recht auf Selbst- 

verwaltung es erfordere, daß "die in Antragsform 

abgegebene Erklärung über den Verzicht auf eine 

Zuständigkeit bei etwaigen Zweifeln über den Um- 

fang der begehrten Zuständigkeitsübertragung stets 

in einer dem Zweck der Gemeindeautonomie ent- 

sprechenden Weise, also restriktiv, zu verstehen" 

ist. 

Im folgenden erachtete der Verfassungsgerichtshof 

eine Verordnung der Landesregierung für verfassungs- 

rechtlich unbedenklich, die das Erfordernis der 

gewerbebehördlichen Genehmigung einer gewerblichen 

Betriebsanlage zum tatsächlichen Anknüpfungspunkt 

für die Übertragung der Zuständigkeit von einer 

Gemeindebehörde an eine staatliche Behörde nimnt. 

4.13.3. Gemeindlicher Instanzenzug 

Im Erk. vom 27.9.1978, B 122/76, hatte der Ver- 

fassungsgerichtshof die Verfassungsmäßigkeit 

(Art. 83 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz) eines 

Bescheides zu prüfen, der in erster Instanz vom 

Bürgermeister erlassen wurde und in zweiter In- 

stanz vom Gemeinderat unter Mitwirkung des Bürger- 

meisters erlassen und von diesem ausgefertigt 

wurde.
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Dazu stellte der Verfassungsgerichtshof fest, 

daß ein Beschluß des Gemeinderates, der vom 

Bürgermeister ausgefertigt ist, die behördliche 

Zuständigkeit gar nicht berührt. 

Unter Hinweis auf VfSig. 7082/1973 hielt der 

Verfassungsgerichtshof fest, daß selbst dann, 

wenn der Bürgermeister, der den erstinstanzlichen 

Bescheid erlassen hat, an der Beschlußfassung 

des Bescheides des Gemeinderates in zweiter In- 

stanz mitgewirkt hat (was gemäß $ 7 Abs. 125 

Allgemeines Verfahrensgesetz Befangenheit bewirkt) 

das Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen 

Richter nicht verletzt wird, da die Mitwirkung 

befangener Mitglieder an der Erlassung eines 

Bescheides einer Kollegialbehörde deren Zustän- 

digkeit nicht berührt. 

Ortspolizeiliche Verordnung 

Der Verfassungsgerichtshof hob mit Erk. vom 

23.6.1978, V 4/78, die Verordnung des Innsbrucker 

Gemeinderates auf, womit dieser die Einfahrt in 

die Höfe des Rathauses verbot. 

Der Verfassungsgerichtshof erkannte darin, daß 

die - allenfalls rechtswidrige - Benutzung der 

Höfe als Abstellfläche durch fremde Fahrzeuge, 

die Möglichkeit des Parkens für Dienstfahrzeuge 

und Fahrzeuge von Gemeindebediensteten erschwert, 

keinen das örtliche Gemeinschaftsleben störenden 

Mißstand. Ein solcher ist aber nach $ 19 Inns- 

brucker Stadtrecht Voraussetzung für die Er- 

lassung einer ortspolizeilichen Verordnung. 

Bürgermeisterwahlen 

Der Verfassungsgerichtshof hob im Erk. vom 

4.12.1978, W I-1/78, die Wahl eines Vizebürger-



meisters nach der burgenländischen Gemeindewahl - 

ordnung auf , da es nach den Vorschriften dieses 

Gesetzes ausgeschlossen ist, daß eine im Gemeinde- 

rat vertretene Partei bei der Wahl der auf sie 

nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes 

entfallenden Mitglieder des Gemeindevorstandes 

eine Person wählt, die ihrer Partei nicht angehört.
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5.1. Auf Grund des bereits erwähnten erdrückenden ver- 
fassungsrechtlichen Übergewichts des Bundes auf 
dem Gebiete des Finanzwesens besitzt von den öster- 
reichischen Gebietskörperschaften im wesentlichen 

nur der Bund die Möglichkeit, seine Steuereinnahmen - 
abgesehen von wirtschaftlichen Gegebenheiten - auto- 
nom zu gestalten. Die Länder verfügen derzeit noch 
nicht über eine entsprechende Steuerhoheit, also 
noch nicht über eine ausreichende Einnahmenverant- 
wortung, die einem Gliedstaat angemessen wäre. Der 
Bund bestimmt daher durch seine Gesetzgebung wei- 
testgehend auch das Verhältnis der Steuereinnahmen 
der Gebietskörperschaften untereinander. Diese Bun- 
desgesetze sind das jeweilige Finanzausgleichsgesetz 
und die Abgaben(fänderungs)gesetze, 

5.1.1. Im Jahre 1978 wurde an derartigen Abgaben(änderungs)- 
gesetzen im wesentlichen der sogenannte Straßenver- 
kehrsbeitrag eingeführt und durch das Bundesgesetz, 
mit dem das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952 und das 
Finanzausgleichsgesetz 1973 geändert werden, die 
sogenannte 'Bundeskraftfahrzeugsteuer' in recht- 
lich einwandfreier Form 'saniert'!. Das 2. Abgaben- 
änderungsgesetz 1977 und die Einführung des 3. Mehr- 
wertssteuersatzes kamen im Berichtsjahr zum Tragen; 
die Einkommensteuergesetznovellen 1974 und 1975, 

die Bundesmineralölsteuererhöhung - eine neuerliche 
Erhöhung wurde Ende 1978 beschlossen - etc. wirkten 

nach’), 

+) Für wertvolle Ilinweise und Unterlagen zu diesem Abschnitt darf 
llerrn OR Dr. Meirer von der Verbindungsstelle herzlich gedankt 
werden.
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Die Gesamtauswirkung dieser bundesgesetzlichen 

Maßnahmen (nicht valorisierte Werte) ist folgende: 

Auswirkungen der Abgaben(änderungs)gesetze für das Jahr 1978 

insgesamt | Anteil des | Anteil der Länder Anteil d.Ge- | Anteil v. 

Bundes ohne Wien meinden oW Wien als 
Lu.G 

in Mio S 

+ 11.447 |+ 12.524 - 202 - 453 - 422 

Quelle: Erläuternde Bemerkungen zu den betreffenden Gesetzesentwürfen, 

5.1.2. Da das Berichtsjahr 1978 das letzte Jahr des Finanz- 

ausgleichsgesetzes 1973 darstellt, ist eine Über- 

sicht über die Auswirkungen der seit dem 1.1.1973 

beschlossenen Abgaben(änderungs)gesetz auf die Er- 

tragsanteile aller Gebietskörperschaften und auf 

ausschließliche Bundesabgaben insgesamt angebracht. 

Es ergibt sich dabei folgendes Bild: 

Auswirkungen der Abgaben(änderungs)gesetze in den Jahren 1974 bis 1978 

insgesamt Bund | Länder ohne Wien | Gemeinden oW | Wien als Land 
und Gemeinde 

in Mio S 

- 7.303 + 7.634 - 5,855 } - 4.954 - 4.128 

Quelle: Erläuternde Bemerkungen zu den Gesetzesentwürfen. 

5.1.3. Da der gleiche Ausfall für einen großen und für 

einen kleinen Haushalt von verschiedenem Gewicht 

ist, sollen diese Auswirkungen in Verhältnis zu 

den Budgetsummen gesetzt werden. Die Abgaben(ände- 

rungs)gesetze seit dem Jänner 1973 wurden über- 

wiegend zum Vorteil des Bundeshaushaltes, zum
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geringen Teil zum Vorteil der Haushalte aller 
Gebietskörperschaften, zum Teil zum Nachteil 

aller Gebietskörperschaften; zum Teil ohne, 
zum Teil nach Durchführung von Verhandlungen im 
Sinne des $ 5 des - damals geltenden - Finanz- 
ausgleichsgesetzes 1973 beschlossen. Im Verhält- 
nis zu den Budgetsummen der Gebietskörperschaften 
ergeben die Auswirkungen folgendes Bild: 

Die Ausfallsalden zu den Budgetsummen 

Gesamt Bund Länder o.W. | Gemeinden o.W.| Wien als Land 
und Gemeinde 

BA EA |v.H.| BA |.EA |v.H.| BA EA v.H.| BA |EA v.H| BA | EA |v.H. 

Milliard.S) $ Milliard.$S| % [Milliard.S| $ Milliard.S| % |Milliard.S oo
 

1973 I1.845,2| -7,4| -0,4 |1.095,7 +7,61 +0,7 310,3 |-5,8|-1,9 | 240,6 |-5,1 I-2,1l198,d -4,1|-2,1 

BA = Bruttoausgaben EA = Einnahmenausfälle 
Quelle:Amtsbehelf zum Bundesfinanzgesetz 1979, Erläuternde Bemerkungen zu den Abgaben (änderungs)gesetzen - 

D.h.: Wären die Ausfälle der Jahre 1973 bis 1978 
auf Bund, Länder und Gemeinden gleich verteilt ge- 
wesen, dann hätte jede Gebietskörperschaft ein 
Minus von 0,4 v.H. ihrer Bruttoausgaben zu tragen 

gehabt. Tatsächlich hatte der Bund insgesamt keine 
Ausfälle, sondern gewann 0,7 v.H., während die 

Länder und die Gemeinden Ausfälle von ca. 2,o v.H., 

gemessen an den Bruttoausgaben, zu tragen hatten. 

Der Finanzausgleich im weiteren Sinn hat sich 

während der Dauer der Geltung des Finanzausgleichs- 

gesetzes 1973 - also in den Jahren 1973 bis 1978 - 

wesentlich zugunsten des Bundes und zulasten von 

Ländern und Gemeinden verschoben.
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In welchem Ausmaß der dem Finanzausgleichsgesetz 

1973 zugrundeliegende Finanzplan erfüllt wurde, 

kann erst dann endgültig beurteilt werden, wenn 

auch das letzte Jahr des Finanzausgleichsgesetzes 

1973, nämlich das Berichtsjahr, abgeschlossen ist.Die 

Endabrechnung darüber liegt noch nicht vor. Fest 

steht aber, daß in den Finanzausgleichsgesetzen 

seit 1948 immer versucht wurde, Länder und Ge- 

meinden ungefähr gleich an jenem Einnahmenanteil 

zu beteiligen, den der Bund anläßlich des Abschlus- 

ses eines neuen Finanzausgleichsgesetzes wiederum 

freigab. Dem Finanzausgleichsgesetz 1973 lag je- 

doch die erklärte Absicht zugrunde, daß auf der 

Basis der Zwischenabrechnung 1972 folgende Ver- 

schiebungen eintreten sollten: 

Finanzplan zum FAG 1973 auf Basis Zwischenabrechnung 1972 

Bund Länder oW Wien als LuG | Gemeinden oW 

in Mio. S 

1973 - 1.868 + 430 + 327 + 1.042 

und 

1974 - 1.873 + 430 + 452 + 1.682 

Quelle: Ländermemorandum zum Finanzausgleich 1979 

Tatsächlich ist aber folgender Erfolg eingetreten: 

Die Ausfallsalden des Bundes stiegen von - 2.513 

Mio.5 im Jahre 1973 (gegenüber dem auf Basis 1972 

geplanten Betrag von - 1.868 Mio. S) auf - 3.28] 

Mio. S im Jahre 1977, die Plussalden der Länder 

ohne Wien fielen von 715 Mio. S (gegenüber den ge- 

planten 430 Mio. S) auf 643 Mio. S im Jahre 1977,
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die Salden der Gemeinden ohne Wien stiegen von 

1.400 Mio. S (geplant 1.042 Mio. S) auf 2.703 

Mio. S und die Salden für Wien als Land und Ge- 

meinde stiegen auf 540 Mio. S im Jahre 1977. 

Das gibt folgendes Gesantbild: 

FAG 1973, Mehr- bzw. Mindereinnahmen gegenüber FAG 1967, in den 
Jahren 1973 bis 1976 nach Rechnungsabschlüssen, 1977 nach Zwischen- 
abrechnung 

Bund Länder oW Wien als LuG Gemeinden oW 

in Mio. S 

1973 
bis - 14.526 + 3.412 + 2.441 + 10.997 
1977 

Quelle: "Österreichische Finanzwirtschaft, Entwicklung seit 1966", 
. Verbindungsstelle der Bundesländer, Wien, 1978; er- 

weltert um analoge Berechnung hinsichtlich 1977. 

5.1.5. Die bisherige Darstellung zeigt also, daß auch das 

Finanzausgleichsgesetz 1973 unbeschadet der Aus- 

wirkungen der Abgaben(änderungs)gesetze für den 

Bund höhere Ausfälle und für die Länder geringere 

Erfolge als geplant brachte. Dies wirkte sich nun 

auf Grund der finanzverfassungsrechtlichen Situation, 

wonach die Einnahmen der Länder beinahe zur Gänze 

fremdbestimmt sind, auf die Bruttoeinnahmen der 

Länder (und Gemeinden) negativ aus: 

Bruttoeinnahmen - Anteil in v.H. 

u 1973 1974 | 1975 1976 1977 1978 
Bund eenceneeneeeenne 42.3 | 41.8 | 40.7 | 40.6 | 40.4 | 41.8 
Länder (ohne Wien)... | 14.0 14.1 13.8 13.8 13.9 13.2 
Gemeinden (ohne Wien) | 10.2 10.3 10.4 9.9 lo.o 9,7 
Wien (Land u.Gemeinde | 7.6 7.9| 7.9 8.3 8.3 8.2 
Gemeindeverbände..... 0.7 0.5 0.5 0.4 0.4 0.4 
Öffentliche Fonds.... | 2.2 2.4 2.0 1.9 1.9 1.6 
KammeIn.cereeeseen ..| 1.8 1.9 1.7 1.7 1.6 1.6 
Sozialversicherungstr.| 21.2 21.1 25.0 | 23.4 23.5 23.5 
Öffentl.Sektor (Summe)[100.0 | 100.0 | 100.0 | 100.0 | Too.o | 100.0 

Quelle: Amtsbehelf zum Bundesfinanzgesetz 1979
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5.1.6. Diese Gesamteinnahmenentwicklung führte trotz stark 

ansteigender Verschuldung der Länder - sie stieg 

im Berichtsjahr merklich stärker als jene der Ge- 

meinden - und der Gemeinden auch zu einem wesent- 

lichen Rückgang der Ausgabenquoten von Ländern und 

Gemeinden; 

Bruttoausgaben - Anteil in v.H. 

1973 1974 1975 1976 1977 1978 

Bimd sinne 44.9 43.7 44.9 45.0 44.5 45.8 
Länder (ohne Wien)....... | 13.4 13.6 12.8 12.8 12.8 12.0 
IGemeinden(ohne Wien)..... 10.6 10.6 10.3 9,7 9,8 9.2 
jNien (Land u. Gemeinde).. | 7.9 8.1 7.9 8.1 8.2 8.2 
\Gemeindeverbände......... 0.7 0.5 0.5 0.4 0.4 0.4 
üffentliche Fonds.......- 1.7 1.7 1.6 1.7 1.7 2.1 
(KanmeIn. .ceuensnaene sen 1.7 1.8 1.6 1.5 1.5 1.4 
I|Sozialversicherungsträger | 20.0 20.0 20.4 20.8 21.1 20.9 
Öffentl.Sektor_ (Summe) 100.0 | 100.0 | 100.0 | 100.0 | 100.0 | 100.0 

Quelle: Amtsbehelf zum Bundesfinanzgesetz 1979 

In welchem Ausmaß diese Rückgänge der Ausgabenquote 

die einzelnen Ausgabenbereiche der Länder und Ge- 

meinden betraf, bedarf noch einer eingehenden Unter- 

suchung. 

5,2. In dieser insbesondere für die Länder schwierigen 

Situation kam die "Vereinbarung gemäß Art. 15 a Bun- 

des-Verfassungsgesetz über die Krankenanstaltenfinan- 

zierung und die Wotierung des Wasserwirtschaftsfonds' 

zustande. 

5.2.1. Zur Dotierung des Krankenanstalten-Zusammenarbeits- 

fonds leisten der Bund, die Länder und die Ge- 

meinden sowie der Hauptverband der österr. So- 

zialversicherungsträger Beiträge. Die Leistungen 

der Gebietskörperschaften an den Fonds werden da- 

bei in einem bestimmten Prozentsatz des gesamten
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Aufkommens an der Umsatzsteuer im jeweiligen Jahr 
ausgedrückt. Die Beiträge des Hauptverbandes der 
österr. Sozialversicherungsträger erfolgen aus 
dem nach $ 447 £ Allgemeines Sozialversicherungs- 
gesetz errichteten Ausgleichsfonds der Kranken- 
versicherung. 

Laut Regierungsvorlage zur erwähnten Vereinbarung 
kann auf der Grundlage des Bundesfinanzgesetzes 1978 
bzw. der Vorausschätzung für das Jahr 1979 mit 
folgenden Leistungen gerechnet werden: 

Leistungen an den Krankenanstalten-Fonds gemäß Art. 15 a Vereinbarung und gemäß $ 447 £ ASVG 

in Mio. S 

1978. | 1979 

Bund 1.090 1.222 
Länder 475 585 
Gemeinden 322 396 
Hauptverband der österr. 
Sozialversicherungsträger 810 900 

Dem Wasserwirtschaftsfonds sollen von seiten der 
Länder und der Gemeinden zusätzliche Geldmittel 
zur Verbesserung der finanziellen Basis und zur 
Gewährleistung der zukünftigen Förderungstätigkeit 
des Wasserwirtschaftsfonds zugeführt werden. Die 
Regelung der Mittelaufbringung ist ähnlich wie 
beim Krankenanstalten-Zusammenarbeits£onds. 

Laut Regierungsvorlage zur erwähnten Vereinbarung 
kann auf der Grundlage des Bundesfinanzgesetzes 
1978 bzw. der Vorausschätzung für das Jahr 1979
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mit folgenden Leistungen gerechnet werden: 

Leistungen an den Wasserwirtschaftsfonds gemäß |] 
Art. 15 a Vereinbarung (Leistung aus dem FAG 1979 
unberücksichtigt) 

in Mio. S 

1978 1979 

Länder 238 293 

Gemeinden 161 198 

Die aus der politischen Einnahmenverantwortung fast 

völlig ausgeschalteten Länder können - obgleich 

die dafür zusätzlich herangezogenen Mittel aus 

einer gemeinschaftlichen Bundesabgabe, nämlich 

der Umsatzsteuer, stammen - nur eingeschränkt für 

sich in Anspruch nehmen, diese zusätzlichen 

Leistungen an die Krankenanstalten und an den 

Wasserwirtschaftsfonds seien Länderleistungen. 

Der Bund führt seine Anteile am Mehrertrag aus 

der erhöhten Umsatzsteuer nicht diesem Zwecke zu, 

wohl aber ist der Bundesbeitrag an die Fonds mit 

dem Wachstum der Umsatzsteuer gekoppelt. Das bringt 

für die Zukunft eine gewisse Sicherheit, für das 

Berichtsjahr jedoch ein geringfügiges Sinken des 

Bundesbeitrages. 

Ein Fortschritt vom Standpunkt des kooperativen 

Föderalismus stellt, wie dargetan, der Umstand dar, 

daß diese finanzielle Regelung staatsvertraglich 

getroffen wurde. Ein weiterer Vorteil kann viel- 

leicht darin liegen, daß es mit dieser Konstruk- 

tion unter Umständen gelingt, die Abgänge in den 

Krankenanstalten in Grenzen zu halten. Es bleibt 

dann aber noch zu prüfen, ob die Zuweisungen von
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Ertragshoheiten an die Länder für diesen Zweck dem 
Auftrag des $ 4 Finanz-Verfassungsgesctz 1948 ent- 
sprechen; das heißt, es wird zu prüfen sein, ob 
die Finanzmittel, die nach Umsatzsteuerwachstum 
zugemessen werden, dadurch auch aufgabenorientiert 
zugemessen werden. Fest steht heute schon, daß 
die Mittel aus dem Krankenanstaltenfonds nur einen 
Bruchteil des Betriebsabganges der Krankenanstal- 
ten ausmachen, und daß durch diese Vereinbarung 
der 'Hauptabnehmer' der Krankenanstaltenleistungen, 
nämlich der Hauptverband der Sozialversicherungs- 
träger, nur mehr verpflichtet ist, entsprechend 
seiner Einnahmenentwicklung und nicht mehr lei- 
stungsorientiert das Entgelt zu erbringen. 

5.3. Das dem Finanzausgleichsgesetz 1979 zugrunde liegende 
Finanzausgleichspaktum hat folgenden Inhalt’). 

"Bei Beginn der Finanzausgleichsverhandlungen ka- 
men die Finanzausgleichspartner überein, daß das 
Finanzausgleichsgesetz 1973 in der derzeit gelten- 
den Fassung der Ausgangspunkt der Verhandlungen zu 
sein hat. 

I.. Änderungen ergeben sich auf Grund des Besprechungs- 
ergebnisses vom 20.10.1978 aus den nachstehenden 
Ausführungen: 

1. Die Landesumlage darf 10,5 v.H. der ungekürzten 
rechnungsmäßigen Ertragsteile der Gemeinden an 
den gemeinschaftlichen Bundesabgaben nicht über- 
steigen. Die Länder verzichten somit zugunsten 
der Gemeinden auf 2%Punkte der Landesumlage. 
Während der kommenden Finanzausgleichsperiode 
werden die Verhandlungen mit dem Ziel einer Be- 
seitigung gegen vollen Ersatz fortzuführen sein.



5. 

5. 

5. 

- 108 - 

In die Verhandlungen über die Landesumlage (Pkt.1) 

wird der Wunsch des Österreichischen Städtebundes 

einbezogen werden, die Grunderwerbssteuer von 

einer gemeinschaftlichen Bundesabgabe in eine 

ausschließliche Gemeindeabgabe umzuwandeln. 

Wegen der unterschiedlichen Belastung beim Hoch- 

bau und beim Tiefbau wird das im $ 1 Abs. 3 

Finanzausgleichsgesetz 1973 bestimmte Pauschale 

für den Straßenbau mit 7 v.H. und für alle anderen 

Baumaßnahmen mit 9 v.H. des endgültigen Bauauf- 

wandes festgesetzt. Über Vorschläge der Verbin- 

dungsstelle zur rationelleren Vorgangsweise bei 

Bauvorhaben (Übertragung nach Art. 1o4 Abs. 2 

Bundes-Verfassungsgesetz) sowie über die Gestal- 

tung der einschlägigen Gebührenordnung wird ver- 

handelt werden. 

Finanzzuweisungen: 

„1. Für Salinengemeinden ($ 17 Abs. 2 Finanzaus- 

gleichsgesetz 1973) werden wegen der geänderten 

Rechtslage bei den Salinen (Wegfall der Steuer- 

befreiungsbestimmung) ersatzlos gestrichen. 

.2. Für die ÖBB-Gemeinden ($ 17 Abs. 4 Finanzaus- 

gleichsgesetz 1973) werden auf 70 Mio. 5 aufge- 

stockt. Die Bagatellgrenze von derzeit 18.000 S 

wird sinngemäß auf 48.000 5 erhöht. 

Zweckzuschüsse: 

1. Werden erhöht: 

1.1. Für Theater (Länder und Gemeinden, $ 18 Abs. 1 

Finanzausgleichsgesetz 1973) auf l1oo Mio. 5. 

Davon erhalten die Länder und Gemeinden, die 

dem Theatererhalterverband angehören, 86,329 

Mio. 5 und jene, die dem Verband nicht ange- 

hören, 13,671 Mio. 5.
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1.2, Für Fremdenverkehr (Gemeinden, $ 18 Abs. ı 

5.2. 

6, 

6. 

.2.1. 

Wa 

1. 

26 Finanzausgleichsgesetz 1973) auf 50 Mio. 8. 
Soweit die ermittelten Länderportionen bis 
31.10. eines jeden Jahres nieht angesprochen 
werden, kann nach Maßgabe des in anderen 
Bundesländern gegebenen Bedarfes darüber ver- 
fügt werden. 

Werden ersatzlos gestrichen für 
Entwicklungsgebiete ($ 18 Abs. 1 2 1 Finanz- 
ausgleichsgesetz 1973) 
Wirtschaftsförderung ($ 18 Abs. 1 2 2 Finanz- 
ausgleichsgesetz 1973) 

Naturschutz ($ 18 Abs. 123 Finanzausgleichs- 
gesetz 1973) 

Flüchtlinge, Zivilschutz, Sport, Lärm, Fremden- 
verkehr ($ 18 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 1973) 
Beseitigung der Schulraumnot ($ 19 Finanzaus- 
gleichsgesetz 1973) 

Diese Zweckzuschüsse werden aufgelassen, um 
eine bessere Dotierung des Wasserwirtschafts- 
fonds, was von allen Seiten als vordringlich an- 
gesehen wurde, zu ermöglichen. 

sserwirtschaftefonds 

Die Leistungen für die Dotierung des Wasser- 
virtschaftsfonds nach der Vereinbarung gemäß 
Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz bzw. gemäß 
Finanzausgleichsgesetz 1973, BGBL.Nr, 4558/1978, 
betragen ab 1.1.1979 bei einem Aufkommen an Um- 
satzaeteuer von ?79.300,000 Mio, 5 (BVA 1979) 
für den Wasserwirtschaftsfonds seitens der 
Länder 268,827 Mio. S (= 0,339 v.H.) und seitens 
der Gemeinden 181,597 Mio, S (= 0,229 v.H.). 

Dem Wasserwirtschaftsfonds werden von Bund, 
Ländern und Gemeinden über die im Pkt. 6,1.
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genannten Leistungen hinaus, zusätzliche Mit- 

tel in der Höhe von 700 Mio. 8 zugeführt, um 

die finanzielle Basis des Fonds neuerlich au 

verbessern. 

Die Leistungen der Gebietskörperschaften an 

den Fonds werden von Bund, Ländern und Gemein- 

den nach dem Schlüssel 70:18:12 in einem Pro- 

zentsatz des gesamten Aufkommens an der Umsatz- 

steuer im jeweiligen Jahr ausgedrückt (BVA 1979 

798,300 Mio. 8). 

Sohin ergibt sich folgende Verteilung: 

Bund 490 Mio.5 = 0,618 v.H,. 

Länder 126 Mio.S = 0,159 v.H. 

Gemeinden 84 Mio.S " 0,106 v.H. 

Die Leistungen des Bundes und der Gemeinden 

werden als Vorweganteil im Finanzausgleichage- 

setz berücksichtigt, die Leistungen der Länder 

erfolgen im Rahmen ihrer Ertragshoheit. 

Unter Berücksichtigung der Pkt. 6.1. und 6.2. 

ergibt sieh folgende Berechnung: 

Umsatzsteuer - BVA 1979 79.300.000 Mio.S 

abzüglich Dotierung des 

WNasserwirtschaftsfonds und 

des Krankenanstalten-Zusam- 
menarbeitsfonds (Vereinba- 

rung nach Art. 15 a Bundes- 

Verfassungsgesetz) - 545,584 Mio.S 

verbleibt zur Teilung an 

Umsatzsteuer 78,754,416 Mio,S 



an Bund = 54.975,308 Mio.S = 69,806 v.H. 
an Länder = 14,508,926 Mio.S = 18,423 v.H. 

an Gemeinden = 9.270,182 Mio.,S = 11,771 v.AH. 

Nach weiterem Abzug zur Dotierung des Wasser- 
wirtschaftsfonds in Höhe von 574 Mio. 8 (Bund = 
290 Mio. 5, Gemeinden = 84 Mio, S als Vorweg- 
anteil), verbleiben zur endgültigen Teilung 
nach dem Finanzausgleichsgesetz 1979 noch 
78.180,416 Mio, 5, die sich wie folgt aufteilen: 

Bund = 54,485,308 Mio.S = 69,692 v.H. 

Länder = 14.508,926 Mio.S = 18,558 v.H. 
Gemeinden = 9,186,182 Mio.S = 11,750 v.H, 

Der Vorweganteil bei der Umsatasteuer beträgt 
sohin: 

0,459 v.H. (Krankenanstalten-Zusammenarbeits- 
fonds, Gemeinden) 

0,953 v.H, (Wasserwirtschaftefonds, Bund und 
Gemeinden). 

Die Beiträge der Gebietskörperschaften sind ab 
1.1.1979 für das jeweilige Budgetjahr in monat- 
lichen Vorschüssen zu erbringen, deren Höhe 
sich nach den Bestimmungen über die Berechnung 
der Vorschüsse auf die Ertragsanteile der Län- 
der an der Umsatzateuer zu richten hat. Diese 
Vorschüsse sind zu den gesetzlichen Terminen 
der Vorschußleistungen auf die Ertragsanteile 
zu überweisen, wobei die Leistungen der Länder 
vom Bund zu deren Lasten an den Fonds zu über- 

weisen sind. 

Die an den Fonde zu leistenden Beiträge sind 
als Vorschußleistungen anzusehen, Die Zwischen-
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abreehnung und die endgültige Abrechnung haben 

im Rahmen der Abrechnung der Vorschüsse auf 

die Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen 

Bundesabgaben gemäß Finanzausgleichsgesetz 1979 

zu erfolgen. Dabei entstehende Übergenüsse oder 

Guthaben des Fonds sind auszugleichen. 

Die nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 

i.d.g.F. für Zwecke der Wohnbauforschung be- 

stimmten Mittel sollen zur Hälfte (laut BVA 1979 

rund 60 Mio. 5) dem Wasserwirtschaftsfonds zu- 

geführt werden. 

Legistische Maßnahmen 

Aus finanzverfassungsrechtlichen Gründen werden 

die Bundesgewerbesteuer und die Gewerbesteuer 

als "gleichartige Abgaben von demselben Be- 

steuerungsgegenstand" gesetzlich eregelt. g g 

Der Katalog der ausschließlichen Bundesabgaben 

wird um die Essigsäuresteuer, die Salzsteuer, 

die Zuckersteuer, die EFTA-Ausgleichsabgabe 

und die Bundesgewerbesteuer reduziert sowie 

durch die Aufnahme des Straßenverkehrsbeitrages 

erweitert. 

Der Katalog der gemeinschaftlichen Bundesabga- 

ben wird um die Weineteuer reduziert. 

Der Katalog der ausschließlichen Landes (Gemein- 

de)abgaben wird um die Gewerbesteuer reduziert 

(siehe Pkt. 7.1.). 

Es wird vorgesorgt, daß Nachsichten bei Betriebe- 

steuern, die österreichischen Unternehmern im Zu- 

sammenhang mit dem Bundesgesetz über den Straßen- 

verkehrsbeitrag erteilt werden, ausschließlich zu- 

lasten des Bundes zu verrechnen sind.
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9. Mit dem Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Ver- 

einbarung gemäß Art. 15 a Bundes-Verfassungsge- 

setz über die Krankenanstaltenfinanzierung und 

die Dotierung des hWasserwirtschaftsfonds, BGBl. 

Wr. 9453/1978, wird Vorsorge getroffen werden, 

daß die Aufteilung der Erträge an Umsatzsteuer 

wieder nach dem Finanzausgleichsgesetz 1973 in 

der am 31.12.1977 in Geltung gestandenen Fassung, 

jedoch unter Berücksichtigung der Ausführung 

unter 6.2., zu erfolgen hat. 

lo. Auf der Basis "vorläufiger Bundesrechnungsab- 

schluß 1977" ergibt sich folgende finanzielle 

Veränderung: 

Bund Länder Gemeinden 
in Mio, 58 

11.1. Dotierung des Wasser- 
wirtschaftsfonds -490,000  - 126.000 - 84,000 

11.2. Projektierungskosten -160,514 - 160,514 

11.3. Landesumlage —_ -294,843  -294,843 

11.4. Zweckzuschüsse 

11.4.1. Erhöhung -100,090 - 15,069 - 85,021 

Summe -429,576 -566,288 -295,864 

11.4,2, Auflassung aus ökonomischen Gründen in Höhe 

von 206,172 Mio. 5. 

11.4.2.1. Für den Bund eine Entlastung von 206,172 Mio.S. 

11.4,2.2. Für die Länder einen Einnahmenentfall von 

79,275 Mio. 5, 

11.4,.2,3. Für die Gemeinden einen Einnahmenentfall 

von 126,897 Mio. 5. 

n
 

11.5. Der Wasserwirtschaftsfonds erhält zusätzliche 

?oo Mio, 5. 

11.6. Die Projektierungskosten in der Höhe von 

106,514 Mio. 5, auf die die Länder verzichten, 

kommen unmittelbar dem Straßenbau zugute.
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II. Die Gespräche über nachstehende Punkte werden 

unverzüglich fortgesetzt, wobei sich die Vor- 

stellungen der Länder und der Gemeindebünde 

aus den als Anhang angeschlossenen Beilagen 

ergeben”). 

1, Abtauseh von 10,5 % Punkte der Landesumlage. 

2, Abgestufter Bevölkerungsschlüssel. 

3. Pkt. A-29-Forderungsprogramm der Bundes- 

länder (Auftragsverwaltung). 

4, Leistungen an entwicklungsbedürftige Gebiete. 

5. Bundesförderungen - Landesgrundleistungen 

(Vereinheitlichung der Bedingungen). 

6. Einbeziehung der Finanzausgleichsgesetz- 

Expertise in die Finanzausgleichsverhand- 

Lungen. 

III. Dieses Protokoll wird von den Vertretern des 

Bundes, der Länder und der Gemeinden unter- 

fertigt." 

5.4. Für die Länder zeichnete sich also ein Beratungser- 

gebnis ab, das sie vor eine seit 1948 nie dage- 

wesene Situation stellte. Man forderte von den Län- 

dern einen wesentlichen Beitrag in einer für den 

Gesamtstaat schwierigen Situation. Dazu kam, daß die 

Belastungen auf die Länder verschieden verteilt sind. 

Weiters kommt dazu, daß Forderungen an die Länder 

von jenen Gemeinden zu erwarten sind, die aus der 

Verringerung der Landesumlage kaum etwas gewinnen. 

Das sind die nach der - wenn auch anfechtbaren - 

Finanzkraft als schwach eingestuften Gemeinden. Aus 

all diesen Gründen konnten die Länder diesem Paktum 

nur nach schwerem Zögern zustimmen. Dies allerdings 

mit der Maßgabe, daß über die Beseitigung der Landes-
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umlage, die Regelung des Förderungswesens (insbe- 
sondere auch für die entwicklungsbedürftigen Ge- 

biete) und über eine dem System der l'inanzver- 

fassung entsprechende Regelung zur Yragung der 

Kosten der Auftragsverwaltung rasch verhandelt 

werde. Bis Ende 1980 sollen diese Fragen gelöst 

sein. Die Gemeindebünde meldeten für diese Beratun- 

gen unter anderem auch die unter ihnen schon seit 

langem bestehenden kontroversiellen Probleme, ins- 

besondere abgestufter Bevölkerungsschlüssel und 

Regelung der Finanzkraft, als Beratungspunkte an?>), 

Es kann lcdiglich gehofft werden, daß in den kommen- 

den Verhandlungen die für den Bund nicht unmittelbar 

mit finanziellen Auswirkungen verbundenen Grundsatz- 

fragen der Regelung des Förderungswesens und der 

Regelung der Kostentragung der Auftragsverwaltung 

sowie die Frage des interkommunalen Gefälles all- 

seits zufriedenstellend gelöst werden können.
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6. NICHTHOHEITLICHE VERWALTUNG 

Die grundsätzliche Situation auf dem Gebiete der 

nichthoheitlichen Verwaltung, speziell der Förderungs- 

verwaltung, hat sich im Berichtsjahr 1978 gegenüber 

36) insofern verändert, als Bundeskanzler früher 

Dr. Bruno Kreisky anläßlich der Landeshauptmänner- 

konferenz am 3.11.1978 in Klagenfurt Koordinierungs- 

gespräche über die sogenannte 'junktimierte Bundes- 

förderung! zugesagt hat, was auch Eingang in das 

37) fand. Es wird sich zeigen, Finanzausgleichspaktum 

ob die Verhandlungen den angestrebten Erfolg bringen 

werden. 

Eine kooperative Regelung zweier Förderungsgebiete 

wurde durch die Vereinbarung gemäß Art. 15 a Bundes- 

Verfassungsgesetz für die Krankenanstaltenfinanzierung 

und die Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds, wenn 

auch nicht zur vollen Zufriedenheit der Länder, er- 

reicht >®), 

Die gemeinsame Förderung der Krankenanstalten er- 

“folgt durch den mit Bundesgesetz eingerichteten 

Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds. 

Aufgaben des Fonds sind: 

"1, die Gewährung von Betriebszuschüssen und 

sonstigen Zuschüssen gemäß $ 15 Abe. 2 an 

Rechtsträger von Krankenanstalten; 

2. die Gewährung von Investitionszuschüssen an 

Rechtsträger von Krankenanstalten; 

3, die Erlassung von Richtlinien (einschließ- 

lich Kennzahlen) für die Planung, Errich- 

tung und Ausstattung sowie den Betrieb von 

Krankenanstalten;
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4. die Weiterentwieklung der Kostenrechnung 

für Krankenanstalten; 

5. die Erlassung von Richtlinien für die 

Leistungsstatistik für Krankenanstalten; 

6. die Erstattung von Rationalisierungsvor- 

schlägen für die Planung, Errichtung und 

Ausstattung sowie den Betrieb von Kranken- 

anstalten; 

7, die Weiterentwicklung des Österreichischen 

Krankenanstaltenplanes unter Bedachtnahme 

auf die Landes-Krankenanstaltenpläne." 

Die Gewährung der Zuschüsse durch die Fondsver- 

sammlung als Organ des Fonds ist dabei an die Be- 

dingung gebunden, ''daß der Rechtsträger der Kran- 

kenanstalt 

1. ein Buchführungssystem anwendet, wie es 

die Krankenanstaltenkostenrechnungsver- 

ordnung vorsieht bzw. geeignete Maßnahmen 

zur Anwendung dieses Systems nachweist; 

2. eine Leistungsstatistik - nach Maßgabe der 

vom Fonds ausgearbeiteten Richtlinien -. 

eingerichtet hat und 

3. dem Fonde gestattet, Erhebungen über die 

Betriebsorganisation und den Betriebsablauf 

der Krankenanstalt durchzuführen und in 

die Betriebsführung der Krankenanstalt be- 

treffenden Unterlagen Einsicht zu nehmen." 

Die unter dem Vorsitz des Bundesministers für Ge- 

sundheit und Umweltschutz stehende Fondsversammlung 

besteht aus fünf Vertretern des Bundes, je einem 

Vertreter der neun Länder, zwei Vertretern des 

Hauptverbandes der österreichischen Sozialversiche- 

rungsträger und je eiriem Vertreter des Österreichi- 

schen Städtebundes, des Österreichischen Gemeinde-
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bundes sowie der Österreichischen Bischofskon- 

ferenz gemeinsam mit dem livangelischen Ober- 

kirchenrat, wobei die Vertreter des Bundes über 

zwei Stimmen verfügen und Beschlüsse in der 

Regel einstimmig zu fassen sind. Bei Nichtzu- 

standekommen eines einstimmigen Beschlusses gilt 

ein besonderes Verfahren, in dem letztlich die 

Stimne des Bundesministers für Gesundheit und Um- 

weltschutz den Ausschlag gibt. 

Die Verteilung der Fondsmittel erfolgt nach einem 

ausgefeilten System. Grundgedanke ist dabei, daß 

der "Teilbetrag 1" (60 %) - berechnet wie bisher 

nach den Bestimmungen der $$ 57 bis 59 Kranken- 

anstaltengesetz und berechnet nach Pflegetagen - 

an die Rechtsträger der Krankenanstalten unmittel- 

bar und der "Teilbetrag 2" (40 %) - berechnet 

nach der Volkszahl der einzelnen Länder und ähn- 

lich der Berechnung des Teilbetrages I - in Länder- 

quoten aufgeteilt wird. Innerhalb der solcherart 

gebildeten Länderquoten obliegt die Verteilung 

des Teilbetrages 2 der Entscheidung des Fonds. 

Es ist klar, daß damit dem Bund ein nicht unbe- 

deutendes Instrument zur Beeinflussung der Kran- 

kenanstaltenplanung der Länder in die Hand gegeben 

ist. Nicht zu Unrecht erklärte der Bundesminister 

für Gesundheit und Umweltschutz Primaria Dr. Ingrid 

lLeodolter in einem Gespräch mit der Arbeiter-Zeitung 

- laut Ausgabe vom 13.7.1978 - daß der ''Kranken- 

anstaltenplan'' - des Bundes - "jetzt leichter 

durchführbar" sei. 

Durch das Wasserbautenförderungsgesetz wurde der 

beim Bundesministerium für Bauten und Technik ein-
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gerichtete und vom Bundesministerium für Bauten 

und Technik vertretene Wasserwirtschaftsfonds 

zur "Förderung der Errichtung und Erweiterung 

von Wasserversorgungsanlagen und Kanalisations- 

anlagen'' geschaffen. Die zur Begutachtung der 

Anträge auf Gewährung von Darlehen und Beiträgen 

in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht 

eingerichtete Kommission besteht aus von der 

Bundesregierung unter Berücksichtigung des Kräfte- 

verhältnisses der im Hauptausschuß vertretenen 

politischen Parteien bestellten Mitgliedern. Die 

im Zusammenhang mit der erwähnten Vereinbarung ge- 

mäß Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz erfolgte 

Änderung des Wasserbautenförderungsgesetzes sieht 

nun trotz der nicht unerheblichen von den Ländern 

und Gemeinden für den Wasserwirtschaftsfonds auf- 

zubringenden Mittel keine ausdrückliche Vertretung 

der Länder und Gemeinden in der Kommission vor.
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Anmerkungen zu B) 

1) 

2) 

3) 

4) 

5) 
6) 

7) 

8) 

9) 

10) 

11) 

12) 

13) 

14) 

15) 

Siehe auch 2. Föderalismusbericht (B/1.4.2., S 18 f) 

Siehe auch D/2.2., S 158 

Siehe auch B/2.3., S 63 

Siehe dazu 2. Föderalismusbericht (B/4.2., S 42 £, 
und Anhang zu B/4.1.3., S 116 £) 

Siehe auch 2. Föderalismusbericht (B/1.4.1., S 17 £) 

Siehe auch 2. Föderalismusbericht (C/1.2., S 58 £) 

Siehe auch C/1.1.2., S 124 

Siehe auch 2.Föderalismusbericht (B/1.8., S 2o f, und 
Anhang zu B/1.12., S 99 £) 

In diesem Zusammenhang sei auch auf die Bemühungen des 
Landes Salzburg hingewiesen, durch eine Erweiterung 
des Anspruches auf die Ausstellung einer Wahlkarte für 
bettlägerige Personen diesen die Ausübung ihres Wahl- 
rechtes zu ermöglichen bzw. zu erleichtern (siehe 2. 
Föderalismusbericht (C/1.3., S 59, und Anhang zu 
C/1.6.3., S 142)). Auf Grund eines Beschlusses des 
Salzburger Landtages vom 9.2.1977 wurde durch den Salz- 
burger Landeshauptmann darüberhinaus ein "Gutachten 
über die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Ein- 
führung der Briefwahl in das Wahlrecht zu den allge- 
meinen Vertretungskörpern" bei Univ.Prof.Dr.Heinz 
Schäffer in Auftrag gegeben. Dieses Gutachten ist unter 
dem Titel "Die Briefwahl, Untersuchung zu einem ver- 
fassungsrechtlichen und verfassungspolitischen Pro- 
blem' in den "Salzburg Dokumentationen" (Nr. 34) er- 
schienen. 

Siehe 2. Föderalismusbericht (B/1.9., S 21 £f, und 
Anhang zu B/1.12., S 98 f) 

Siehe A/5, S 4o £ 

Siehe 2. Föderalismusbericht (B2.1., S 23 £, und 
Anhang zu B/2.1., S lol f) 

Siehe 2. Föderalismusbericht (B/2.2., S 24 £, und 
Anhang zu B/2.2., S 102 f£) 

Siehe auch B/1.2.3., S 57 

Im Begutachtungsverfahren wurde auch die Frage aufge- 
worfen, ob die Errichtung dieser Bundesbehörde im Be- 
reich der mittelbaren Bundesverwaltung allenfalls durch 
eine Verfassungsbestimmung erfolgen solle.
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21) 

22) 

23) 

24) 

25) 

26) 
27) 

28) 

29) 

30) 
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Für Jie Einholung der Zustimmung der Länder haben 
sich ausgesprochen der Österreichische Arbeiterkam- 
mertag, die Industriellenvereinigung, das Bundes- 
kanzleramt-Verfassungsdienst, das Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft, die Bundesländer Wien, 
Niederösterreich, Oberösterreich, Steiermark, Salz- 
burg, Tirol, Burgenland, Kärnten und Vorarlberg. 
Für eine Verfassungsbestimmung traten lediglich die 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und der 
Rechtsanwaltskammertag ein. 

Siehe auch A/7.1., S 43 ff, und B/S.2., S lo4 ff 

Siehe auch B/6.2., S 116 ff 

Siehe 2. Föderalismusbericht (B/3.3.1., S 40 f) 

Siehe auch B/4,.8., 5 87 £f 

Siehe Pernthaler, Raumordnung und Verfassung I, 
1975, S 221 

Siehe auch B/1.2.1., 555 

Siehe Walter, Österreichisches Bundesverfassungs- 
recht, 1972, S 58 £f 

Vgl. statt vieler G 67/77 vom 26.1.1978; Groiss- 
Schantl-Welan, Österr. Juristenzeitung 1975, S 374 

Vgl. B/4.3., 8 77 ££ 
Vgl. Pernthaler, Juristische Blätter 1972, S 68 ££; 
Forderungsprogramm der Bundesländer 1976, A/13 
Anhang zu B/3.5., S 60 ff 

Siehe Pernthaler, Die Zuständigkeitsverteilung zwi- 
schen Bund und Ländern auf dem Gebiet der Verwal- 
tungsorganisation, 1976, S 35 

Nachweise bei Pernthaler, Raumordnung und Verfassung 
II, 1978, S 259 £f 

Vgl. dazu insbesondere die Formulierung der Raumord- 
nungsgrundsätze in den Raumordnungs- (Raumplanungs-)- 
gesetzen der Länder 

Vgl. dazu Pernthaler, Österreichische Zeitschrift für 
Wirtschaftsrecht 1978, S 123 ff 

Vgl. dazu Klecatsky in zahlreichen Untersuchungen, 
insbesondere: Die föderalistische Natur der Justiz, 
Juristische Blätter 1969, S 13 ff; Die föderalisti- 
schen Strukturelemente der österreichischen Gerichts- 
barkeit, in: Föderalismus in Österreich, hg. von 
Hellbling-Mayer-Maly - Marcic 1970, S 157 #f
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Typische Beispiele: Krankenanstaltenfinanzierung, 

Wohnbauförderung, Landwirtschaftsbetriebe 

Siehe auch 2. Föderalismusbericht (B/5.2., S 50 ff, 

und Anhang zu B/5., S 133 f) 

Resümeeprotokoll über die Paktierung des Finanzaus- 

gleichs ab dem Jahre 1979, Beilage zum Schreiben der 

Verbindungsstelle vom 13.11.1978, GZ VST-13/195-1978 

Siche auch Anhang 2.3. 

Siehe 2. Föderalismusbericht (B/6., S 56 ff) 

Siehe B/5.3.-11/5., 5 114 

Siehe auch A/7.1., S 45 ff, und B/5.2., S 104 ff



C) LANDESBEREICH *) 

li: VERFASSUNGSENTWICKLUNG 

«1. Das Berichtsjahr 1978 brachte - wie bereits er- 
wähnt - im Land Niederösterreich eine neue Landes- 
verfassung und in den Ländern Wien sowie Salzburg 
und Burgenland eine größere bzw. wichtigere Ände- 
rungen der Landesverfassungen. 

-1.1. Mit dem Verfassungsgesetz vom 5.10.1978 über die 
Verfassung des Bundeslandes Niederösterreich (NÖ. 
Landesverfassung 1979 - NÖ. LV 1979) erhielt das 
Land Niederösterreich eine neue und moderne Lan- 
desverfassung. 

Niederösterreich bezeichnet sich darin als "ein 
selbständiges Bundesland (Land Niederösterreich) 
der demokratischen Republik Österreich", das "alle 
Staatsbefugnisse" ausübe, "die nicht ausdrücklich 
dem Bund übertragen sind", Die NÖ. Landesver- 
fassung 1979 enthält einige von den meisten übri- 
gen Landesverfassungen abweichende Neuerungen: 
Das Land Niederösterreich wird verpflichtet "in 
seinem Wirkungsbereich dafür zu sorgen, daß die 
Lebensbedingungen der niederösterreichischen Be- 
völkerung unter Berücksichtigung der abschätzbaren 
wirtschaftlichen sozialen und kulturellen Bedürf- 
nisse gewährleistet sind", Bemerkenswert ist auch 
die landesverfassungsrechtliche Verankerung des 
Begutachtungsverfahrens bei Gesetzesvorlagen der 
Landesregierung. Ausführlich geregelt sind die 

+) Anmerkungen siche S 147
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Rechte der Landesbürger und Gemeinden hinsicht - 

lich (Gesetzes- und Verwaltungs)Initiativen, 

(Gesetzes)Einspruch und (Verwaltungs)Beschwerden. 

In engem Zusammenhang mit der NÖ. Landesver- 

fassung 1979 stehen das mehrere Verfassungsbe- 

stimmungen enthaltende Gesetz über die Geschäfts- 

ordnung des Landtages von Niederösterreich (Ge- 

schäftsordnungsgesetz - LGO 1979). 

Im Berichtszeitraum erfolgte eine größere Änderung 

der "Wiener Stadtverfassung". Kennzeichnend für 

diese Landesverfassung und damit auch für die 

gegenständliche Novelle ist, daß durch die beson- 

dere Stellung Wiens als Land und als Gemeinde 

Landesverfassungsrecht und Gemeinderecht ineinan- 

der übergehen. Das wird auch durch die Bezeichnung 

als Stadtverfassung dokumentiert. Neu eingeführt 

wurden verschiedene Kontrollrechte des Gemeinde- 

rates und des Landtages, wie schriftliche, dring- 

liche und mündliche Anfrage. Eine weitgehende Neu- 

regelung erfolgte hinsichtlich der Bezirksvertre- 

tungen und Bezirksvorsteher sowie der Mitwirkung 

der Bezirksbevölkerung mit dem Ziel der Verwal- 

tungsdezentralisation. Ausgebaut wurden die In- 

strumente der unmittelbaren Demokratie durch die 

Möglichkeit der Volksbefragung und der Volksab- 

stimmung. 

Durch Landesverfassungsgesetz erklärte - gleich dem 

Land Salzburg ) - nun auch das Land Wien die 

durch Bundesgesetz eingerichtete Volksanwalt- 

schaft?) "für den Bereich der Verwaltung des Lan- 

des Wien zuständig" - allerdings befristet bis 

30.6.1983.
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.1.3. Die Änderung des Salzburger Landes-Verfassungs- 

2. 

gesetzes 1945 durch das Landes-Verfassungsgesetz 
vom 27.9.1978 und des burgenländischen Landes- 
Verfassungsgesetzes durch die Landes-Verfassungs- 
gesetznovelle 1978 stehen im Zusammenhang mit 
dem Verfassungsgerichtshoferkenntnis vom 23.6.1978, 
6 11/78, über die burgenländische Landtagswahl- 
ordnung (Landtagswahl in Wahlkreisen)°), In beiden 
Gesetzen wurden die bisherigen Einerwahlkreise 
durch mehrere Wahlkreise ersetzt. In beiden Fällen 
wird hinsichtlich der näheren Regelung auf die 
jeweiligen Landtagswahlordnungen verwiesen‘), 

Formelle Landesverfassungsgesetze ergingen im Zusam- 
menhang mit Änderungen der Staatsgrenze bzw. Landes- 
grenzen gegenüber der Bundesrepublik Deutschland in 
Tirol und Oberösterreich und im Zusammenhang mit der 
Änderung der Landesgrenze zwischen Burgenland und 
Niederösterreich in Burgenland. Eine Änderung des 
Bundesgebietes, die zugleich eine Änderung eines 
Landesgebietes ist, ebenso die Änderung einer Lan- 
desgrenze innerhalb des Bundesgebietes kann gemäß 
Art. 3 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz - abgesehen 
von Friedensverträgen - nur durch "übereinstimmende 
Verfassungsgesetze des Bundes und jenes Landes er- 
folgen, dessen Gebiet eine Änderung erfährt." 

Landesgesetze mit Verfassungsbestimmungen ergingen 
im Berichtsjahr in Burgenland, Niederösterreich und 
Oberösterreich. Verfassungsbestimmungen weisen die 
weiter unten nochmals erwähnte burgenlädische Wahl- 
ordnung”) und das bereits erwähnte niederösterreichi- 
sche Geschäftsordnungsgesetz0) auf. Eine Verfassungs-
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bestimmung findet sich auch im oberösterreichischen 

Gesetz über die Gutachterkommission nach dem Stadt- 

erneuerungsgesetz und nach dem Bodenbeschaffungsge- 

setz. Durch diese Verfassungsbestimmung werden die 

Kommissionsmitglieder (Ersatzmitglieder) in Aus- 

übung ihrer Gutachtertätigkeit unabhängig und wei- 

sungsfrei gestellt. Die Regelung dieser im Rahmen 

von Bundesgesetzen tätig werdenden Kommission durch 

Landesgesetz wurde durch die Bundes-Verfassungsge- 

setznovelle 1974 (Art. I 2 11 lit. a)7) möglich. 

In einzelnen Ländern wurden im Berichtszeitraum 

Ausführungsgesetz und Verordnungen zum formellen 

lassen oder geändert. 

Derartige Ausführungsgesetze stellen zweifellos 

die Wahlordnungen dar. In unmittelbarem Zusammen- 

hang mit den bereits erwähnten Änderungen der 

Landes-Verfassungsgesetze stehen das im Berichts- 

jahr erlassene Gesetz über die Wahl des Salz- 

burger Landtages (Salzburger Landtagswahlordnung 

1978) und das im Berichtsjahr beschlossene, aber 

noch nicht kundgemachte Gesetz über die Wahl des 

burgenländischen Landtages (Landtagswahlordnung 

1978 - LTWO) - letzteres enthält Verfassungsbe- 

stimmungen über die Wahlkreiseinteilung und die 

Ermittlung und Zuteilung der Restmandate im zwei- 

ten Ermittlungsverfahren. Ebenfalls im Zusammen- 

hang mit der Änderung einer Landesverfassung - 

nämlich der Wiener Stadtverfassung - zu sehen ist 

Jie erhebliche Änderung der Gemeindewahlordnung 

der Stadt Wien. Änderungen der Gemeindewahlordnun- 

gen erfolgten auch in Kärnten und Salzburg. 

Unmittelbar auf $ 3 Abs. 2 des Bundes-VerfassungS- 

gesetzes betreffend Grundsätze für die Einrichtung
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und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierung 
außer Wien gestützt änderte der Landeshauptmann 

von Tirol mit Zustimmung der Landesregierung und, 

soweit hiebei die Geschäfte der mittelbaren Bun- 

desverwaltung in Betracht kommen, mit Zustimmung 

der Bundesregierung die Geschäftsordnung des Amtes 
der Tiroler Landesregierung aus dem Jahre 1976. 

Neben Änderungen verschiedener Bestimmungen ent- 

hält sie eine Neuheit: Der Landesamtsdirektor 

kann einzelne oder Gruppen der ihn obliegenden 

Aufgaben dem Landesamtsdirektorstellvertreter zur 
selbständigen Erledigung übertragen. 

In Burgenland trat an Stelle der im Berichtsjahr 

1978 mehrfach verlängerten und geänderten Referats- 

8) eine 'endgültige' Verordnung einteilung 1977 

der Burgenländischen Landesregierung über die Auf- 

teilung der Referate auf die Mitglieder der Lan- 
desregierung. Eine Änderung erfuhr die Geschäfts- 

ordnung der Burgenländischen Landesregierung hin- 

sichtlich der besonderen Mehrheitserfordernisse 

bei bestimmten Beschlüssen der Landesregierung als 

Kollegialorgan. Beide Verordnungen bzw. die Ände- 

rung stützen sich unmittelbar auf die Art. 35, 39 

und 45 des Burgenländischen Landes-Verfassungsge- 

setzes und Art. 103 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz. 

1.5. In einem besonderen Naheverhältnis zum formellen 

Verfassungsrecht stehen auch die auf Art. 15 Abs. 1 

Bundes-Verfassungsgesetz gestützten Maßnahmen der 

Kommunalstruktur vor allem in Niederösterreich. 

1.6. Bestimmungen über die Bezirksverwaltung wurden in 

Niederösterreich durch das Gesetz über die Organisa- 

tion der Bezirkshauptmannschaften erlassen. Die Zu- 

ständigkeit der Länder zur Erlassung derartiger Vor- 

schriften brachte die Bundes-Verfassungsgesetz- 

novelle 1974”), 
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2. WICHTIGE LANDESGESETZE UND VERORDNUNGEN 

Die Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974 brachte 

den Ländern auch eine Erweiterung ihrer Kompetenzen 

auf dem Gebiet des Dienstrechtes und des Personal- 

vertretungsrechtes der Bediensteten der Länder, der 

Gemeinden und der Gemeindeverbände durch eine Ände- 

rung des Art. 21 Bunds-Verfassungsgesetz. Aller- 

dings besteht weiterhin eine gewisse Bindung an das 

Dienstrecht des Bundes. Auf dem Gebiet des Dienst- 

rechtes, insbesondere des Besoldungsrechtes, er- 

folgten Anpassungen einerseits an die diesbezüg- 

lichen Rechtsvorschriften des Bundes und anderer- 

seits an geänderte Verhältnisse. Hervorzuheben sind 

die Rechtsvorschriften der Länder Niederösterreich 

und Vorarlberg auf dem Gebiete des Personalver- 

tretungsrechtes . 

Die Änderung des auf Art. 12 Abs. 3 Bundes-Ver- 

fassungsgesetz gestützten Flurverfassungs-Grundsatz- 

gesetzes durch den Bund - teilweise im Zusammenhang 

mit der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1975 - machte 

auch eine Anpassung der entsprechenden Landes-Aus- 

führungsgesetze erforderlich. Im Berichtsjahr 1978 

erfolgten Änderungen der Flurverfassungs-Landesge- 

setze von Kärnten, Tirol und Vorarlberg. Die Änderung 

wurde in Tirol zum Anlaß für eine Wiederverlaut- 

barung des Flurverfassungs-Landesgesetzes. 

{In einem gewissen Zusammenhang mit der Bundes-Ver- 

fassungsgesetznovelle 1974 steht auch die Erlassung 

bzw. Änderung von Ehrenzeichen- und Verdienstzeichen- 

gesetzen der Länder. Maßnahmen zum Schutz gegen die



unbefugte Führung der von Ländern und Gemeinden ge- 
schäffenen öffentlichen Wappen, Siegel, Titel und 
Ehrenzeichen sind gemäß Art. VIII Bundes-Verfassungs- 
gesetznovelle 1974 Landessache in Gesetzgebung und 
Vollziehung. Im Berichtsjahr 1978 erlicßen die Län- 
der Kärnten und Vorarlberg jeweils cin Verdienst- 
zeichengesetz samt Verordnungen, während die Länder 
Salzburg und Steiermark ihre Ehrenzcichengesetze 
lediglich änderten. 

Ein legistischer Schwerpunkt lag in den meisten 
Ländern wicder im Bereich der Schulgesetzgebung, 
vor allem im Bereich der land- und forstwirtschaft- 
lichen Schulgesetzgebung. Die Gesetzgebungstätigkeit 
auf diesem Gebiet ist zumindest teilweise eine Nach- 
wirkung der Bundes-Verfassungsgesctznovelle über das 
Schulwesen aus dem Jahre 1975, 

Fast in allen Ländern wurden die Land- und forstwirt- 
schaftlichen Berufsausbildungsordnungen(-gesetze) 
den im Jahre 1977 geänderten bundesrechtlichen Grund- 
satzbestimmungen des Land- und forstwirtschaftlichen 
Berufsausbildungsgesetzes angepaßt. Durchführungs- 
verordnungen zu den Ausführungsgesetzen auf dem Ge- 
biete des land- und forstwirtschaftlichen Berufs- 
und Fachschulwesens erließen unter anderem die Län- 
der Kärnten und Niederösterreich). 

Ebenfalls im Zusammenhang mit Änderungen der bundes- 
rechtlichen Grundsätze auf dem Gebiet des allgemeinen 
Schulwesens stehen die Änderungen der Pflichtschul- 
organisations-Ausführungsgesetze und der Schulzeit- 
Ausführungsgesetze in einigen Ländern. Zu diesen und 
anderen Bereichen des allgemeinen Schulwesens ergin- 
gen auch einige bedeutenderc Durch führungsverordnungen.
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Ein kompetenzmäßig aut Art. 15 Abs. | Bundes-Ver- 

fassungsgesetz gestütztes Schischulgesetz wurde im 

Berichtszeitraum in Niederösterreich erlassen. 

Der Bundesgesetzgeber hat in Anwendung des Art. 10 

Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz in dem nach Art. 10 

Abs. I Z lo Bundes-Verfassungsgesetz ergangenen 

Eorstgesetz 1975 die Landesgesetzgebung ermächtigt, 

zu einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestimmungen 

zu erlassen. Von dieser Ermächtigung haben im Be- 

richtsjahr das Land Niederösterreich durch Er- 

lassung des NÖ Forstausführungsgesetzes und das 

Land Oberösterreich durch Erlassung des 0.5. Wald- 

teilungsgesetzes Gebrauch gemacht. 

Die Entwicklung auf dem Gebiere des Gesundheits- 

wesens war im Berichtsjahr 1978 ohne Zweifel von 

der Entwicklung hinsichtlich der Krankenanstalten- 

finanzierung!) beherrscht. Der Abschluß der staats- 

rechtlichen Vereinbarung gemäß Art. 15 a Bundes-Ver- 

fassungsgesetz über die Krankenanstaltenfinanzierung 

und die Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds fand 

seinen Niederschlag bereits in den Krankenanstalten- 

Ausführungsgesetzen einiger Länder. 

Darüberhinaus erfolgten in einzelnen Ländern auch 

Neuregelungen auf anderen Gebieten des Gesundheits- 

wesens. So erfuhr in Oberösterreich der Gemeinde- 

sanitätsdienst eine Neuregelung und wurde in Nieder- 

österreich ein neues Sprengelhebammengesetz erlassen. 

Niederösterreich änderte darüberhinaus sein Gesetz 

über die Regelung des Leichen- und Bestattungswesen - 

wiederverlautbart als NÖ Leichen- und Bestattungs- 

gesetz 1978 - und das NÖ Heilvorkommen- und Kurorte- 

gesetz.



Die Gesetzgebungstätigkeit der Länder auf dem Gebiet 
der Sozialhilfe i.w.S. scheint - vorläufig zumin- 
dest - abgeschlossen zu sein. Geringfügigere Ände- 
rungen der Sozialhilfegesetze erfolgten in Kärnten 
und Niederösterreich. Durchwegs in allen Ländern 
wurden die Sozialhilfe-, Behindertenbeihilfe- und 
Blindenbeihilfeleistungen durch Änderungen der ent- 
sprechenden Verordnungen verbessert. Salzburg hat 
darüberhinaus durch Verordnung Richtlinien für ie 
Errichtung und den Betrieb von Altenheimen, Pflege- 
heimen und Pflegestationen erlassen. 

Die Rechtsvorschriften auf dem Gebicte des Energie- 
wesens sind einerseits wegen der wachstumspoliti- 
schen Bedeutung der Energiesicherung und anderer- 
seits wegen der umweltschutzpolitischen Problematik 
der Energiegewinnung von besonderem Interesse. Die 
im Jahre 1977 Besen entsprechende Gesetzesbeschlüsse 
der Landtage von der Bundesregierung erhobenen Ein- 
sprüche zeigen aber auch föderalistische Spannungen 
auf diesem Gebiet auf'?), 

Auf dem Gebiete des kompetenzmäßig dem Art. 12 Bun- 
des-Verfassungsgesetz zuzuordnenden Ülektrizitäts- 
wesens erließen Kärnten ein neues Elektrizitäts- 
wirtschaftsgesetz und Vorarlberg ein ncues Stark- 
Stromwegegesetz, Salzburg änderte sein Landeselck- 
trizitätsgesetz 1969 in wesentlichen Teilen und 
Niederösterreich scin Starkstromwegegesetz. 

Auf dem Gebiete der Gaswirtschaft steht den Ländern 
die Gesetzgebung und Vollziehung gemäß Art. 15 
Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz insbesondere hin- 
sichtlich der Bewirtschaftung und Verwendung von 
Vas als Energieträger zu, wobei allerdings spezielle 
Kompetenztätbestände des Bundes, wie vor allem 
"Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie"
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(Art. lo Abs. 128 Bundes-Verfassungsgesetz), zu- 

mindest leilaspekte unter dem einschlägigen Ge- 

sichtspunkt erfassen können. Im Berichtsjahr 1978 

hat Niederösterreich ein Gassicherheitsgesetz er- 

lassen und Wien sein Gasgesetz geändert. 

Die Gesetzgebungs- und Vollzichungszuständigkeiten 

auf den Gebieten Raumordnung (Landesplanung) und 

Baurecht, Natur- und Umweltschutz und auf verwand- 

ten Gebieten zählen zu den bedeutendsten Kompe- 

tenzen der Länder. Die wichtigsten einschlägigen 

Regelungen waren im Berichtszeitraum: 

in Kärnten die Erlassung eines Abfallbeseitigungs- 

gesetzes, eines Gemeindekanalisationsgesetzes und 

eines Gemeindewasserversorgungsgesetzes;, 

in Niederösterreich die Erlassung eines Veranstal- 

tungsbetriebsstättengesetzes und von Verordnungen 

zum NÖ Raumordnungsgesetz 1976, zur NÖ Bauordnung 

1976 und zur NÖ Aufzugsordnung; 

in Salzburg eine Änderung des Bautechnikgesetzes 

hinsichtlich der Bestimmungen über Schutzräume 8s0- 

wie die Erlassung und spätere Änderung einer Schutz - 

raumverordnung und die Erlassung zweier Verordnungen 

zum Bebauungsgrundlagengesetz über die Festlegung 

von Richtzahlen zur baulichen Ausnutzung von Grund- 

flächen; D 

in Oberösterreich die Erlassung einer Verordnung 

über die Bewilligungspflicht bestimmter Bodenunter- 

suchungen und eine Änderung der Schutzraumverordnung 

zur 06 Bauordnung; 

in Tirol die Erlassung einer neuen Feuerpolizei- 

ordnung, eines neuen Bergwachtgesetzes 1977 und einer 

Verordnung zum Luftreinhaltegesetz über Immissions- 

grenzwerte und Jen höchstzulässigen Schwefelgehalt 

fester Brennstoffe sowie eine Änderung der Tiroler 

Baunrentunep:
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in Vorarlberg eine Verordnung zum Baugesetz über 
das Verfahren bei Einkaufszentren; 

in Wien die Erlassung eines Veranstaltungsstätten- 
gesetzes und eines Sportstättenschutzgesetzes so- 
wie einer Verordnung zur Wiener Bauordnung über 
Erleichterungen für Kleinhäuser, Reihenhäuser und 
Sommerhäuser. 

In Ausführung der Raumordnungs- bzw. Raumplanungs- 
gesetze und von Raumordnungsbestimmungen in Unm- 
weltschutzgesetzen wurden im Berichtsjahr auch 
eine Anzahl von Entwicklungsprogrammen erlassen. 
So erhielten etwa Oberösterreich ein Landesraum- 
ordnungsoprogramm und Kärnten einen Sportstätten- 
plan. In Kärnten, Oberösterreich und Steiermark 
wurden landesweite oder regionale Entwicklungspro- 
gramme (Fachkonzepte) betreffend die Abfallbesei- 
tigung erlassen. 

Die Erneuerung der Natur- und Landschaftsschutzge- 
setzgebung der letzten Jahre brachte auch eine ver- 
stärkte Erklärung von Gebieten zu Landschafts- 
schutz- oder Naturschutzeebieten. Eine Reihe alter 
Schutzerklärungen wurde den neuen Natur- und Land- 
Schaftsschutzgesetzen angepaßt. 

Den Ländern steht nach Art. 11 Abs. 122 Bundes- 
Verfassungsgesetz die Vollziehung auf dem Gebiete 
der beruflichen Vertretungen zu, soweit diese nicht 
- wie z.B. die Kammern für Arbeiter und Angestellte 
Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung sind. 
Die beruflichen Vertretungen auf land- und forst- 

wirtschaftlichem Gebiet sind Landessache in Gesetz- 
gebung und Vollziehung gemäß Art. 15 Abs. 1 Bundes- 

Verfassungsgesetz. 

In einigen Ländern - nämlich in Niederösterreich, 
Salzburg und Vorarlberg - wurden in Durchführung
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des Ärztegesetzes des Bundes durch Verordnungen 

der Landesregierungen die Anzahl der Kammerräte 

in den Ärztekammern neu festgelegt. 

Niederösterreich änderte sein Landarbeiterkammer- 

gesetz und die Landwirtschaftskammer-Wahlordnung 

sowie die Verordnung über die Bezirksbauernkammer- 

bereiche. Die Salzburger Landesregierung erließ 

durch Verordnung eine Landwirtschaftskammer-Wahl- 

ordnung, während in der Steiermark die Landarbeiter- 

kammermandate neu aufgeteilt wurden. 

Auf dem Gebiete des Förderungswesens sind die Län- 

der in vielfältiger Weise tätig. Zum Teil obliegt 

ihnen die Vollziehung von Förderungsgesetzen des 

Bundes, wie z.B. bei der Wohnbauförderung und der 

Wohnungsverbesserung, wobei die Mittel meist an- 

teilig von Bund und Ländern aufgebracht werden, Zum 

Teil haben die Länder auch eigene Förderungsgesetze 

erlassen, wie z.B. auf dem Gebiete der Wohnbau- 

förderung, der Landwirtschaftsförderung, der Mittel- 

standsförderung, der Schulbauförderung u.ä. Die 

Aufbringung der Mittel erfolgt hier teilweise auch 

durch die Gemeinden. Die Förderungsmaßnahmen der 

Länder schließen dabei vor allem auch die bei der 

Bundes- oder gemeinsamen Förderung auftretenden 

Lücken. 

In Durchführung des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 

des Bundes haben die Länder die Verordnungen über 

die angemessenen Gesamtbaukosten je Quadratmeter 

Nutzfläche sowie die bauliche Ausstattung über die 

Gewährung von Darlehen anstelle von Eigenmitteln 

und über die Wohnbeihilfe den geänderten Verhält- 

nissen angepaßt. 

Ihre Landes-Wohnbauförderungsgesetze geändert haben 

die Länder Niederösterreich und Steiermark. Nieder-
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Österreich hat sein Gesetz als NÖ Landeswohnbau- 
förderungsgesetz 1977 wiederverlautbart und ein 
Landes-Wohnbauförderungsstatut 1977 erlassen. 
Eine Neuregelung erfolgte in Salzburg durch das 
Salzburger Wohnbauförderungsfondsgesetz 1977. 

Eine Änderung erfuhr das wohl den Maßnahmen zur 
Förderung des Mittelstandes zuzuordnende Salz- 
burger Kleingewerbe-Darlehensfondsgesetz und das 
den Maßnahmen zur Förderung der Familie zuzuord- 
nende Salzburger Hausstandsgründungs-Förderungs- 
gesetz. In Niederösterreich wurde das NÖ Schul- 
und Kindergartenfondsgesetz geändert und anschließend 
wiederverlautbart. 

Die Länder können auf eine Reihe von gesetzlichen 
Förderungsmaßnahmen auf dem Gebicte der Landwirt- 
schaft hinweisen. Die von den Ländern in den letzten 
Jahren erlassenen Landwirtschafts(förderungs)ge- 

setze gehen dabei über eine klassische - schwerpunkt- 
mäßig einkommenspolitisch orientierte - Landwirt- 
schaftsförderung hinaus. Sie dienen darüberhinaus 

einer den Zielen der Raumordnung verbundenen Er- 

näherungssicherung und Landespflege. Nach anderen 

Ländern hat nun auch Oberösterreich ein derartiges 
Gesetz erlassen, die Länder Niederösterreich und 
Steiermark haben Rechtsvorschriften auf diesem Ge- 
biet geändert. Zu den klassischen landwirtschaft- 

lichen Förderungseinrichtungen der Länder zählt die 
Tierzuchtförderung. Die meisten Länder haben im Be- 

richtsjahr 1978 ihre Rechtsvorschriften auf diesem 
Gebiet den geänderten Verhältnissen angepaßt. Salz- 

burg hat im Berichtszeitraum sein Landmaschinenfonds- 

gesetz geändert, 

Das Berichtsjahr 1978 weist eine rege legistische 

Tätigkeit der Länder auf dem Gebiete des Finanz- 

bzw. Abgabenwesens auf. Zum größten Teil handelt 
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es sich dabei um Anpassungen an die geänderten 

Verhältnisse bzw. Neuregelungen bereits bestehen- 

der Abgaben. 

linen zumindest mittelbaren Zusammenhang mit dem 

Allgemeinen Verfahrensgesetz 1950 und dem Finanz - 

ausgleichsgesetz 1973 weisen die landesrechtlichen 

Rechtsvorschriften über die Kommissionspebühren 

tür Amtshandlungen der Landes- und Gemeindebehör- 

den außerhalb des Amtes, die Verwaltungsabgaben 

für die Verleihung von Berechtigungen oder sonstige 

wesentlich im Privatinteresse liegende Amtshandlun- 

gen und die Überwachungsgebühren für besondere 

Überwachungsdienste öffentlicher Sicherheitsorgane 

auf. Die im Berichtsjahr 1978 erfolgten Änderungen 

der entsprechenden Rechtsvorschriften der Länder 

dienten im wesentlichen der Anpassung an die geän- 

derten Verhältnisse. 

Änderungen erfuhren auch die Rechtsvorschriften auf 

dem Gebiet der übrigen ausschließlichen Landes(Ge- 

meinde)abgaben im Sinne des $ 13 Abs. 1 Finanzaus- 

gleichsgesetz 1973. Das Land Wien änderte sein An- 

zeigenabgabengesetz, während Niederösterreich sein 

entsprechendes Gesetz als NÖ Anzeigenabgabengesetz 

wiederverlautbarte. Das Getränke-' und Speiseeis- 

steuergesetz 1973 geändert hat das Land Nieder- 

österreich, das Land Kärnten erließ ein neues Ge- 

tränkeabgabengesetz 1978. Salzburg änderte Jdas Salz- 

burger Jagdrechtabgabegesetz und Niederösterreich 

das Hundeabgabegesetz sowie Kärnten die Verordnung 

über die Fischereirevierbeiträge. In Tirol und 

Salzburg erfolgten Änderungen der Rechtsvorschrif- 

ten über die Fremdenverkehrsabgaben zur Anpassung 

an die geänderten Verhältnisse. Die Länder Nieder- 

österreich und Tirol machten im Berichtsjahr 1978 

von der Möglichkeit der Erlassung von Gesetzen über



Mautabgaben für die Benützung von Höhenstraßen 
von besonderer Bedeutung im Sinne des $ 13 Abs. 1 
2 6 Finanzausgleichsgesetz Gebrauch. Eine Neu- 
regelung bzw. Änderung erfuhren Rechtsvorschriften 
über die Benützungsgebühren von Gemeindeeinrich- 
tungen und -anlagen hinsichtlich der Kanalgebühren 
in Wien durch das Kanalräumungs- und Kanalgebühren- 
gesetz 1978 und in Salzburg durch die Änderung der 
Salzburger Bewertungspunkteverordnung, hinsicht- 
lich der Friedhofsbenützung in Niederösterreich 
durch eine Änderung des NÖ Friedhofsbenützungs- und 
-gebührengesetzes 1974. 

Das Grundsteuerbefreiungsgesetz wurde in Kärnten 
geändert und in Niederösterreich wiederverlautbart. 

In allen Ländern erfolgten Änderungen der kranken- 
anstaltenrechtlichen Verordnungen über Ambulanz-, 
Anstalts-, Behandlungs-, Pflege- und/oder Sonder- 
gebühren. Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang 
auch die Änderung der Wiener Abgabenordnung. 

Das Finanzausgleichspaktum bzw. $ 4 Finanzaus- 
gleichsgesetz 1979 macht auf Grund der Herabsetzung 
des Höchstprozentsatzes der Landesumlage auf 10,5 
v.H. eine Anpassung der bestehenden landesrechtlichen 
Rechtsvorschriften notwendig. Im Berichtsjahr 1978 
haben Niederösterreich und Vorarlberg diese Anpas- 
sung bereits vorgenommen. Zum Finanzausgleich i.w.S, 
sind auch die Regelungen über den Kostenersatz der 
Länder an die Gemeinden bei der Besorgung von Auf- 
gaben im übertragenen Wirkungsbereich zu zählen. 

Die meisten Länder haben im Berichtsjahr eine An- 

gleichung der Kostenersatz-Bauschbeträge für die



Führung der Staatsbürgerevidenz an die gestiegenen 

Kosten der Gemeinden vorgenommen. Niederösterreich 

hat eine Kostenersatzregelung in Form von Bausch- 

beträgen für die Scniorenerfassung im Rahmen des 

Nö Seniorengesetzcs vorgenommen. 

Wegen der bei den Ländern eher seltenen Mittelbe- 

schaffung im Wege der Anleihe besonders erwähnens- 

wert ist die Aufnahme einer Anleihe durch das 

Land Steiermark. 

Mehr oder weniger vereinzelt haben die Länder noch 

auf folgenden Gebieten Gesetze oder Verordnungen 

erlassen bzw. geändert: 

Bezüge der Organe der Gebietskörperschaften 

Campingplätze 

Feuerwehrwesen 

Fischerei 

Gemeinderecht 

Jagd 

Jugendschutz und -wohlfahrt 

Katastrophenschutz 

Kulturpflanzenschutz 

Mitwirkung der Bundesgendarmerie und der 

Bundespolizeibehörden 

Tierschutz 

Veranstaltungswesen
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3. ANFECHTUNG VON BUNDESGESETZEN 

Im Berichtszeitraum wurden von seiten der Länder durch 
die Salzburger Landesregierung Bestimmungen des Arbeits- 
verfassungsgescetzes, des Landarbeitsgesetzes und des 
Arbeiterkammergesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
vom 11.10.1978 mit dem das Arbeitsverfassungsgesetz, das 
Landarbeitsgesetz und das Arbeiterkammergesctz geändert 
wird, bein Verfassungsgerichtshof angefochten. 

Die Änderung der angefochtenen Bestimmungen durch das er- 
wähnte Bundesgesetz hatte zu einem Ausschluß der Ar- 
beitnehmer, Jie in einem bestimmten persönlichen Nahver- 
hältnis zum Betriebsinhaber bzw. zu Mitgliedern von 
vertretungsbefugten Organen einer juristischen Person 
stehen, von der betrieblichen und überbetrieblichen 
Interessensvertretung - argumentativ gestützt auf das 
"Prinzip Jder Gegnerunabhängigkeit" - geführt. 

Die Salzburger Landesregierung sah darin eine Ver- 
fassungswidrigkeit im Sinne einer sachlich nicht gerecht- 
fertigten Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes. Line 
Entscheidung Jes Verfassungsgerichtshofes lag im Berichts- 
zeitraum noch nicht vor.
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4. FINANZIELLE SITUATION DER LÄNDER 

4.1. An der grundsätzlichen Situation der Länder hat 

sich im Berichtsjahr 1978 nichts geändert. Nach 

wie vor ist das Fehlen einer entsprechenden Finanz- 

bzw. Abgabenhoheit und die damit verbundene Ab- 

hängigkeit von externen Faktoren kennzeichnend für 

die finanzielle Situation der Länder). 

4.2. Im Finanzausgleich 1979 wurde allerdings einer 

wichtigen Forderung der Länder aus dem Forderungs- 

programm der Bundesländer 1976 (C/4) Rechnung ge- 

tragen. Die Länder forderten schon länger die Heraus- 

nahme jener "Steuern, die derzeit als ausschließ- 

lichebzw. gemeinschaftliche Bundesabgaben normiert 

sind, aber nicht eingehoben werden," aus dem in das 

jeweilige Finanzausgleichsgesetz aufgenommenen Kata- 

log der ausschließlichen bzw. gemeinschaftlichen 

Bundesabgaben. Der Katalog der ausschließlichen und 

der gemeinschaftlichen Bundesabgaben wurde im Finanz- 

ausgleichsgesetz 1979 im Sinne der zitierten For- 

derung um einige 'blockierte’ Abgaben reduziert. Die 

vor allem im Gespräch gewesene Energieverbrauchsab- 

gabe bleibt jedoch weiterhin ungenützt im Katalog 

der gemeinschaftlichen Bundesabgaben. Die aus dem 

Katalog der ausschließlichen und gemeinschaftlichen 

Bundesabgaben herausgenommenen und damit dem Steuer- 

findungsrecht der Länder überlassenen Abgaben könn- 

ten den Beginn einer entsprechenden Abgabenhoheit 

der Länder bedeuten, wobei allerdings die geringere 

Bedeutung dieser Abgaben und die gesamtwirtschaft- 

liche Situation zu berücksichtigen sind. Bedeutsam 

ist auch die von seiten des Bundes erklärte Aheicht
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die Förderungen zu koordinieren und die Kosten der 

Auftragsverwaltung, wofür die Länder eine geringere 
Abgeltung erhalten als früher, einzuschränken. 

Bezüglich der Entwicklung der finanziellen Situation 
der Länder wird auf die Ausführungen zum Finanzaus- 

gleich verwiesen!*), 

Die gegenwärtige finanzielle Situation der Länder 

verdeutlichen die Landesvoranschläge für das Jahr 

197919); 
Die Einnahmen der Bundesländer sollen 1979 um 6,83 $ 
steigen. Die Ausgaben werden, nach den nunmehr in 

allen Ländern beschlossenen Voranschlägen, kommen- 

des Jahr um nur 6,17 $ steigen. Insgesamt werden 

die Länder mit Wien als Land und Gemeinde nächstes 

Jahr voraussichtlich 127,59 Mrd. S Ausgaben und 

120,95 Mrd. S Einnahmen zu verzeichnen haben. 

Durch veranschlagte Darlehensaufnahme von zusammen 
ca. 720 Mio. S ausgeglichen budgetiert haben Salz- 

burg und Vorarlberg. Alle übrigen Länder weisen. 

Defizite aus, wobei Wien mit 2,02 Mrd. S an der 

Spitze liegt. Den höchsten Zuwachs auf der Ausgaben- 
seite weist das Burgenland auf: 1979 wird fast 
ein Viertel mehr ausgegeben als 1978. Mit sinken- 

den Einnahmen rechnet ausschließlich die Steier- 
mark: Ihr ordentliches und außerordentliches Budget 
wurde auf der Einnahmenseite um 1,8 $ niedriger 

angesetzt als 1978. 

Der Schuldenstand der Länder ohne Burgenland wird 
sich per 31.12.1978 auf 43,3 Mrd. S erhöhen. Ende 
1977 betrug er inklusive Burgenland noch 33,7 Mrd.S. 
Der Großteil dieser Finanzschuld fällt auf Wien. Die 
Bundeshauptstadt wird Ende 1978 mit 25,8 Mrd. S ver- 

schuldet sein. Ein Schuldenvergleich ist allerdings 

wegen der problematischen Abgrenzung schwierig.



5. ZUSAMMENARBEIT DER LÄNDER 

Laut der diesjährigen von der Verbindungsstelle der 

Bundesländer herausgegebenen Übersicht !9) fanden 

im Berichtsjahr 1978 ca. 550 von der Verbindungs- 

stelle einberufene oder im Einvernehmen mit ihr aus- 

geschriebene "Länderexpertenbesprechungen" statt. 

Die Tätigkeit der Verbindungsstelle der Bundesländer 

beim Amt der NÖ Landesregierung für die Zusammen- 

arbeit der Länder untereinander und mit dem Bund 

und den Gemeinden (Gemeindebund und Städtebund) kann 

Jabei gar nicht hoch genug veranschlagt werden. Die 

Leistungen der Verbindungsstelle beschränken sich 

dabei nicht nur auf Jie Koordination in aktuellen 

Kragen, sondern umfassen auch die Erstellung grund- 

Lcgender Arbeitsunterlagen. 

Im Berichtszeitraum fanden zwei Landeshauptmänner- 

konferenzen und zwar am 16.6.1978 in Eisenstadt und 

am 3.11.1978 in Klagenfurt statt. Die wichtigsten 

Ihemen waren das kForderungsprogramm der Bundesländer 

1976, der Finanzausgleich, die Bund-Länder-Verein- 

barung nach Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz über 

Jie Beschränkung des höchstzulässigen Schwefelge- 

halt im Heizöl, die Vertretung der Länder in der 

Kuropakonferenz der Gemeinden und Regionen und der 

Datenschutz. 

Im Hinblick auf die Finanzausgleichsverhandlungen 

trafen sich die politischen Landesfinanzreferenten 

im Berichtsjahr viermal, nämlich am 9.5. und 9.6.1978 

in Eisenstadt, am 20.9.1978 in Wien und am 12.10.1978 

in Villach. Weiters fanden zweimal Konferenzen der 

politischen Landessozialreferenten am 10.3.1978 in 
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Innsbruck und am 1.12.1978 in Linz statt. 

Die Landesamtsdirektoren hielten am 14.4.1978 in 
Bad Tatzmannsdorf und am 5.10.1978 in Bad Klein- 
kirchheim ihre in der Regel jährlich zweimal statt- 

findenden Konferenzen ab. 

5.3. Die jährlich zweimal stattfindenden Landtagspräsi- 
dentenkonferenzen wurden am 27.4.1978 in Graz und 
am 19.10.1978 in Wien abgehalten. Die Konferenzen 
befaßten sich mit dem Forderungsprogramm der Bundes- 
länder 1976, der Kontrolle der Gemeinden durch Lan- 
deskontrolleinrichtungen, der Immunität der Land- 
tagsabgeordneten, Einrichtungen der unmittelbaren 

Demokratie, der Volksanwaltschaft usw. Bemerkens- 

wert ist der im Zusammenhang mit der Forderung des 

Forderungsprogramms nach Beschränkung des Einspruchs- 
rechtes der Bundesregierung auf "behauptete Ein- 

griffe in die Bundeszuständigkeit" (A/21) stehende 
Beschluß, durch die Verbindungsstelle eine Bestands- 
aufnahme über die Einspruchspraxis der Bundesre- 

gierung durchführen und diese kritisch würdigen zu 

lassen. 

5.4. Das Berichtsjahr 1978 brachte den Abschluß mehrerer 
Ländervereinbarungen gemäß Art. 15 a Abs. 2 Bundes- 
Verfassungsgesetz sowohl zwischen allen Ländern als 
auch zwischen einzelnen Ländern. Abgesehen davon 

wurden die Beratungen über weitere Ländervereinbarun- 
gen fortgesetzt oder begonnen. 

5.4.1. Die "Vereinbarung über die Errichtung der Gemein- 
samen Filmbewertungskommission der Länder" wurde 

anläßlich der Landeshauptmännerkonferenz in Eisen- 

stadt am 16.6.1978 unterzeichnet. Diese Verein- 

barung ist seit 19,9.1978 in Kraft. Durch diese 
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Vereinbarung wurde eine Gemeinsame Filmbewertungs- 

kommission zur "Begutachtung von Filmen, die in 

Österreich zur Aufführung gelangen sollen, auf 

ihren kulturellen Wert" mit dem Sitz in Wien 

eingerichtet. 

Von einigen Ländern noch im Berichtsjahr unter- 

zeichnet wurde die "Vereinbarung über die Ange- 

legenheiten der Behindertenhilfe". Diese zum Ab- 

schluß durch alle Länder vorgesehene Vereinbarung 

erstreckt sich auf die "Zusammenarbeit in Ange- 

legenheiten der Behindertenhilfe mit Ausnahme des 

Pflegegeldes und der Blindenbeihilfe nach den 

hiefür maßgebenden landesgesetzlichen Bestimmungen 

des Sozialhilferechtes und des Behindertenrechtes 

in der jeweils geltenden Fassung". 

Der allerdings vor dem Bestehen des Art. 15 a 

Bundes-Verfassungsgesetz ursprünglich nur zwischen 

den Ländern Oberösterreich, Tirol und Vorarlberg 

abgeschlossenen "Vereinbarung über den Kostener- 

satz in den Angelegenheiten der Sozialhilfe" ist 

das Land Steiermark mit Wirksamkeit vom 15.10.1978 

beigetreten. Damit ist diese Vereinbarung von 

‚allen Ländern abgeschlossen. 

Am 10.4.1978 unterzeichneten die Landeshauptmänner 

von Kärnten Leopold Wagner, von Salzburg Dr. Wil- 

{fried Haslauer und von Steiermark Dr. Friedrich 

Niederl in Predlitz-Turrach eine "Vereinbarung 

der Länder Kärnten, Salzburg und Steiermark über 

die Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Raum- 

ordnung im Lungau-Murau-Nockgebiet". Diese Ver- 

einbarung ist am 10.6.1978 in Kraft getreten und 

steht auch dem Bund zum Beitritt offen. Gleich- 

zeitig mit der Unterzeichnung der Vereinbarung 

wurde die Einrichtung einer "Regionalkonferenz"
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beschlossen. Diese erarbeitete in zwei Tagungen 
wesentliche Berichte für die Wirtschaftsförderung 
und den Natur- und Landschaftsschutz. 

Eine der gerade erwähnten Raumordnungsvereinbarung 
ähnliche Vereinbarung stellt die am 3.10.1978 in 
Mondsee abgeschlossene und am 3.12.1978 in Kraft 
getretene "Vereinbarung der Länder Oberösterreich 
und Salzburg über die Zusammenarbeit in Angelegen- 
heiten der Raumordnung im gemeinsamen Grenzgebiet" 
dar. 

In beiden Verträgen verpflichten sich die betei- 
ligten Länder zur gegenseitigen Information über 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, die Aus- 
wirkungen auf das Gebiet eines anderen Landes haben 
können. Derartige Planungen und Maßnahmen sind auf 
Verlangen einer Vertragspartei zur Erarbeitung von 
Vorschlägen und Empfehlungen zu beraten. Die Ver- 
tragsparteien verpflichten sich weiters, ihre 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen an den ge- 
meinsamen Vorschlägen und Empfehlungen zu orien- 
tieren. 

Die "Vereinbarung über die Errichtung einer Pla- 
nungsgemeinschaft zwischen den Ländern Burgenland, 
Niederösterreich und Wien" wurde am 13.4.1978 von 
den Landeshauptmännern der beteiligten Länder 
Theodor Kery, Andreas Maurer und Leopold Gratz 
in Schloß Laxenburg unterzeichnet und ist am 
13.5.1978 in Kraft getreten. Diese Vereinbarung 
bezweckt die Errichtung einer gemeinsamen "Organi- 
sation zur Vorbereitung und Koordinierung raunm- 
relevanter Aktivitäten". Aufgaben dieser "Planungs- 

gemeinschaft Ost" sind: 

"1. Ausarbeitung gemeinsamer Raumordnungsziele; 
2. Fachliche und zeitliche Koordinierung raum-
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wirksamer Planungen, die die Interessen der 

beteiligten Länder berühren; 

3. Vertretung gemeinsamer Interessen auf dem 

Gebiete der Raumordnung gegenüber Dritten; 

4. Gemeinsame Durchführung von Forschungevor- 

haben, die für die Raumordnung in den drei 

Ländern von Bedeutung sind." 

Die Planungsgemeinschaft Ost hat bereits sehr 

intensiv ihre Tätigkeit aufgenommen.
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DD ZUSAMMENAR BEIT VON 

BUND UND LÄNDERN ®) 

1. GEMEINSAME EINRICHTUNGEN 

Bisher erfolgte die Schaffung von Einrichtungen 

zur Zusammenarbeit teils durch Bundesgesetz oder 

durch Landesgesetz im Rahmen der jeweiligen Mate- 

riengesetzgebung, wobei Vertreter der gegenbeteilig- 

ten Gebietskörperschaft in das Entscheidungsorgan 

aufgenommen wurden. Soweit Vertreter der gegenbe- 

teiligten Gebietskörperschaft nur in Beratungs- 

und Begutachtungseinrichtungen mit Empfehlungsbe- 

fugnissen aufgenommen werden, sind sie eher unter 

dem Gesichtspunkt der Mitwirkung an der Bundes- bzw. 

Landesverwaltung zu sehen. Die Unterscheidung ist 

allerdings nicht immer einfach. Die Errichtung ge- 

neinsamer Einrichtungen, wie der im 2. Föderalismus- 

bericht! besprochenen Österreichischen Raumordnungs- 

konferenz und der Umfassenden Landesverteidigung, 

erfolgte aber auch durch Absprachen der Gebietskör- 

perschaften Bund und Länder sowie der Gemeinden (Ge- 

meindebund und Städtebund). Diese gemeinsamen Ein- 

richtungen haben keine gesetzliche oder (staats)ver- 

tragliche Grundlage, sie sind keine Vereine und 

haben auch keine andere Rechtspersönlichkeit. Im 

Berichtsjahr wurde eine gemeinsame Einrichtung zum 

ersten Mal auf der Grundlage einer Vereinbarung 

nach Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz durch ein 

Anmerkungen siche S 164
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Bundesgesetz geschaffen. 

Auf der Grundlage der "Vereinbarung gemäß Art. 15 a 
Bundes-Verfassungsgesetz über die Krankenanstalten- 
finanzierung und die Dotierung des Wasserwirtschafts- 
fonds" wurde durch Bundesgesetz der "Krankenan- 
Stalten-Zusammenarbeitsfonds'" mit eigener Rechtsper- 
sönlichkeit errichtet“), 

Auf Grund des Memorandums des Bundesministeriums 
für Handel, Gewerbe und Industrie vom 5.9.1978, in 
dem die Zielsetzungen der österreichischen Bergbau- 
und Rohstoffpolitik sowie die volkswirtschaftliche 
Bedeutung der Rohstofforschungp und Rohstoffsicherune 
in Österreich aufgezeigt worden sind, wurden zwischen 
dem Bund und den einzelnen Ländern Koordinations- 
komitees geschaffen’)Diesen gehören je 5 Vertreter 
des Bundes (Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie, Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung, Bundeskanzleramt-Umfassende 
Landesverteidigung, Geologische Bundesanstalt) und 
des jeweiligen Landes an. Die Bildung der Koordi- 
nationskomitees auf Landesebene erfolgte durchwegs 
durch entsprechende Beschlüsse der Landesregierungen, 

In diesen Koordinationskomitees gelangen alle Pro- 
jJekte der Rohstoffsicherung und -forschung zur 
Diskussion, gleichgültig, ob sie bei den vorge- 
nannten Stellen eingebracht oder von diesen selbst 
initiiert werden. 

Da Probleme nicht nur bei primären mineralischen 
Rohstoffen (aus Lagerstätten gewonnen) bestehen, 
werden in den Koordinationskomitees auch alle Pro- 
Jekte Jer sekundären Rohstoffe (Wiederverwertung -
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Recycling) ebenso wie Projekte der biogenen Roh- 

stoffe (pflanzlicher und tierischer Herkunft) ein- 

schließlich aller damit zusammenhängender Fragen 

der Innovation behandelt. Den Koordinationskomitees 

kommt keine Beschlußfassung für die Durchführung 

bzw. Förderung der Projekte zu; ihre Beschlüsse 

haben lediglich eine empfehlende Wirkung. Es wurde 

jedoch übereingekommen, nur solche Projekte durch- 

:ulühren bzw. zu fördern, Jie einstimmig zur Durch- 

führung empfohlen werden. 

Ein besonderes Augenmerk wird auf die partnerschaft- 

liche linanzierung von Projekten durch Bund, Länder 

und Industrie gelegt. Die Koordinationskomitees 

geben daher auch Empfehlungen für die Finanzierung 

insbesondere was die Beiträge des Bundes bzw. der 

einzelnen Länder betrifft, ab. 

Auf Grund der dargelegten Vorgangsweise wurden erst- 

mals für das Jahr 1978 Projekte der Rohstoffsiche- 

rung und -forschung einvernehmlich in den Koordi- 

nationskomitees abgegrenzt. Alle empfohlenen Pro- 

jekte gelangten auch zur Ausführung. Da die Auf- 

tragsvergabe bzw. -förderung erst im Laufe des 

Jahres erfolgen konnte, liegen bisher nur verein- 

zelt Ergebnisse vor, die durchaus ermutigend sind. 

Es ist vorgesehen, künftighin die Ergebnisse, mit 

Ausnahme der rein unternehmensbezogenen Projekte, 

zu veröffentlichen und somit der Allgemeinheit 

zugänglich zu machen. 

Die Österreichische Raumordnungskonferenz ist seit 

1971 das permanente gemeinsame Organ der Gebiets- 

körperschaften insbesondere zur Erstellung eines 

koordinierten Raumordnungskonzeptes in Österreich, 

aber auch zur Koordinierung wichtiger raumordnender



Maßnahmen. Die Organe der ÖROK und deren Arbeits- 

kreise wurden bereits im 2. Föderalismusbericht 

erläutert”), 

Die Arbeiten für die Erstellung eines Österreichi- 

schen Raumordnungskonzeptes gingen im Berichtsjahr 

1978 weiter. Insbesondere zu erwähnen ist, daß die 

Mitglieder der ÖROK ihre raumordnungspolitischen 

Vorstellungen zur Nutzungs- und Siedllungsstruktur 

eingebracht haben. Gemäß dem Verfahren für die 

Erstellung eines Raumordnungskonzeptes für Öster- 

reich muß dieses Konzept unter anderem auf den 

Ressortplanungen und den regionalen Planungen der 

beteiligten Gebietskörperschaften aufbauen. Die 

Einbringung dieser Planungen wird somit eine wesent- 

liche Grundlage für die weiteren Arbeitsschritte 

sein. 

Die Arbeiten zum Raumordnungskonzept wurden be- 

gleitet durch Projekte aus dem Bereich der Raum- 

forschung. Unter Benützung eines EDV-gesteuerten 

Erreichbarkeitsmodells wurden eine Analyse der Er- 

reichbarkeitsverhältnisse von zentralen Einrichtun- 

gen im Individualverkehr fertiggestellt, die auch 

für andere Zwecke der Raumplanung und Verwaltung 

(z.B. Schulplanung) schon Verwendung findet. Für 

das Projekt der kurzfristigen Messung des regionalen 

Eintwicklungsstandes wurden die Daten der Großzählung 

aus 1970/71 nach politischen Bezirken und auch ge- 

meindeweise an Hand von 400 Indikatoren ausgewertet. 

Diese Daten sind für die Analyse der räumlichen 

Versorgung der österreichischen Bevölkerung mit 

zentralen Orten und Diensten, sowie zur Messung von 

Enwicklungsvoraussetzungen und -bedürftigkeit von 

großer Bedeutung.
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Von den spezicllen Arbeiten der ÖROK sind insbe- 

sondere folgende anzuführen: Für die Berggebiete 

Österreichs studiert die ÖROK die Möglichkeiten 

und Grenzen einer Entwicklung des Fremdenverkehrs 

in einsaisonalen Gebieten. Zu den umfassend ange- 

logten Arbeiten über die Feststellung von Gefahren- 

bereichen im Berggebiet und deren Berücksichtigung 

bei raumbedeutsamen Planungen der Gebietskörper- 

schaften liegt bereits eine ausführliche Stellung- 

nahme über die naturräumlichen Grundlagen und die 

landesgesetzlichen Vorschriften vor. Nach ein- 

gehenden Beratungen faßte die ÖROK einen positiven 

Beschluß über die Beurteilung der Möglichkeit, 

Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit eines Marchfeld- 

kanals. 

Die umfangreiche Tätigkeit der ÖROK zeigt sich auch 

in ihren Publikationen. So wurde in einer eingehen- 

den Analyse Jer Stand der Arbeiten in der ÖROK und 

in den Gebietskörperschaften im Zweiten Raumordnungs- 

bericht dargeboten. Die Beschlüsse zur Regionalpolitik 

in den Ost-Grenzgebieten wurden zusammen mit einer 

Charakteristik der Planungsregionen und Standorte 

für die Förderungspolitik als Nr. 13 der ÖROK-Schrif- 

tenreihe veröffentlicht. Weiters steht ein Gutachten 

des Instituts für Stadtforschung über "Stadterneuerung 

und Stadterweiterung in den österreichischen Bal- 

lungsräumen" für die weiteren Beratungen zur Ver- 

fügung. Die Gutachten über die "Möglichkeiten der 

Aufstellung von Investitionsprogrammen und ihre Ab- 

stimmung mit Raumordnungskonzepten” sowie die "Aus- 

arbeitung einer Systematik zum Zwecke der Vergleich- 

barkeit von Investitionsprogrammen der Gebietskörper- 

schaften" konnten fertiggestellt und für den Druck 

vorbereitet werden. Für die 4. Europäische Raum-
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ordnungsministerkonferenz in Wien im Oktober 1978 legte 

die ÖROK eine Broschüre "Raumordnung in Österreich" 
in deutscher, englischer und französischer Sprache 

auf. 

In Durchführung des Arbeitsprogrammes zur Wahr- 

nehmung von Aufgaben der Dokumentation und Infor- 
mation durch die ÖROK sind das Österreichische 

Institut für Raumplanung und das Kommunalwissen- 

schaftliche Dokumentationszentrum in Zusammenarbeit 

mit der Geschäftsstelle der OROK beauftragt, eine 

Dokumentation über die Literatur zur Raumforschung 

und Raumplanung in Österreich zu erstellen. Bisher 

sind die Bände 1977/1, 1977/2 und 1978/1 erschienen. 

Schließlich ist zu bemerken, daß die Geschäfts- 

stelle der ÖROK auch im Berichtszeitraum die grenz- 

überschreitende Zusammenarbeit von Bund und Ländern 

in der Österreichisch-Deutschen-Raumordnungskommission 
organisatorisch unterstützt hat. 

Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der umfassenden 

Landesverteidigung im Berichtsjahr 1978 brachte 
einige interessante Ergebnisse”), 

Nach der Behandlung des "Allgemeinen Teiles" des 

Entwurfes des Landesverteidigungsplanes konnten 

die Beratungen der hiezu eingesetzten Unterkommis- 
sion des Landesverteidigungsrates abgeschlossen 

werden. Im Landesverteidigungsrat sitzen - bedauer- 
licherweisc - keine Ländervertreter sondern nur 

Vertreter Jder Bundesministerien und der politischen 

Parteien. 

Mit den gemeinsamen Bemühungen von Bund und Ländern 

auf dem Gebiet der Rohstofforschung und Rohstoff- 
sicherung‘) wurde ein Weg eingeschlagen, der auch
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im Hinblick auf die - sowohl in sachlicher als auch 

in institutioneller !Iinsicht äußerst komplexe - Auf- 

gabenstruktur der umfassenden Landesvertceidigung 

eine adäquate Vorgangsweise darstellt. 

Zu den wichtigsten Tätigkeiten im Rahmen der um- 

fassenen Landesvertcidigung im Berichtsjahr zählt 

die Durchführung und Auswertung des Modellversuches 

"Koordinierte Führungsstruktur" im Bezirk Lienz. Die 

durch eine Katastrophe oder durch einen Anlaßfall 

der umfassenden Landesverteidigung (Krisen-, Neu- 

tralitäts- oder Verteidigungsfall) hervorgerufenen 

Probleme können infolge ihrer Komplexität und der 

Empfindsamkeit heutiger Lebensformen nur durch das 

Zusammenwirken aller zivilen und militärischen 

Stellen der verschiedenen Ebenen sowie unter Mit- 

wirkung der Bevölkerung bewältigt werden. Dabei 

kommt aus mehreren Gründen der Ebene des politischen 

Bezirks eine besondere Bedeutung zu. Die Erkennt- 

nisse aus dem Modellversuch sollen zu einem Richt- 

linienkatalog für die Strukturierung und die Auf- 

gabenzuordnung der Bezirkskoordinationsausschüsse 

verarbeitet werden. Diesem Modellversuch sollen 

weitere Versuche auch auf anderen Ebenen folgen. 

Der Idee des kooperativen Föderalismus entsprechend 

soll das Instrument der staatsrechtlichen Verein- 

barung gemäß Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz 

im Rahmen der umfassenden Landesverteidigung An- 

wendung finden. Eine derartige Vereinbarung ist 

hinsichtlich des Warn- und Alarmsystems ins Auge 

gefaßt. 

Im Berichtszeitraum traten nur die Landeskoordi- 

nationsausschüsse der Länder Kärnten und Steiermark
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u Arbeitstagungen zur Behandlung sicherheits- 
Polizeilicher Aspekte im Rahmen der umfassenden 
Landesverteidigung zusammen. Diesen Arbeits- 
tagungen war jeweils ein Bundesvertreter 
zogen worden. 

beige-
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2. MITWIRKUNG DER LÄNDER AN DER BUNDES- 

GESETZGEBUNG UND -VOLLZIEHUNG 

Die Formen der Mitwirkung der Länder an der Bundes- 

gesetzgebung und -vollziehung sind im 2. Födera- 

lismusbericht kurz erwähnt worden’). 

Im Berichtsjahr 1978 faßte der Bundesrat Beschluß 

über fast 150 Gesetzesbeschlüsse und sonstige Be- 

schlüsse des Nationalrates. Gegen die folgenden 

neun Beschlüsse des Nationalrates erhob der Bundes- 

rat vergeblich Einspruch: 

- Bundesgesetz über die Änderung des Ehegesetzes 

- Bundesgesetz über den Straßenverkehrsbeitrag 

(Straßenverkehrsbeitragsgesetz) 

- Bundesgesetz über die friedliche Nutzung der Kern- 

energie in Österreich (Inbetriebnahme des Kraft- 

werkes Zwentendorf) 

- Bundesgesetz, mit dem das Außenhandelsgesetz 1968 

abgeändert wird 

- Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundes- 

regierung und der Regierung der Französischen 

Republik betreffend den Wiederaufbereitungsver- 

trag GKT - COGGEMA 

- Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsverfassungsgesetz, 

das Landarbeitsgesetz und das Arbeiterkammergesetz 

geändert werden 

- Bundesgesetz ,mit dem das Bundesmineralölsteuerge- 

setz geändert wird 

- Bundesgesetz, mit dem das Postgesetz geändert wird 

- Bundesgesetz, mit dem das Fernmeldeinvestitionsge- 

setz geändert wird (FMIG-Novelle 1978). 

Die Begründung der Einsprüche war zum Teil gesellschafts- 

und rechtspolitischer Natur, wie etwa beim Einspruch 

gegen die Änderung des Ehegesetzes und die Änderung
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des Arbeitsverfassungsgesetzes, des Landarbeits- 
gesetzes und des Arbeiterkammergesetzes; zum Teil 
erfolgte sie mit Hinweis auf die Belastungspolitik 
der sozialistischen Bundesregierung, wie etwa beim 
Einspruch gegen das Straßenverkehrsbeitragsgesetz, 
die Änderung des Bundesmineralölsteuergesetzes und 
die Änderung des Postgesetzes; Sicherheitsbedenken 
wurden angeführt beim Einspruch gegen das Bundesge- 
setz über die friedliche Nutzung der Kernenergie in 
Österreich (Inbetriebnahme des Kraftwerkes Zwenten- 
dorf) und die damit zusammenhängenden Beschlüsse des 
Nationalrates über die Änderung des Außenhandelsge- 
setzes 1968 und den Notenwechsel betreffend den Wie- 
deraufbereitungsvertrag GKI - COGEMA, Beim Einspruch 
gegen die Änderung des Arbeitsverfassungsgesetzes und 
gegen das Bundesgesetz über die friedliche Nutzung der 
Kernenergie in Österreich (Inbetriebnahme des Kraft- 
werkes Zwentendorf) wurden auch verfassungsrechtliche 
Bedenken geltend gemacht. Eine auch föderalistische 
Begründung enthält der Einspruch gegen das Straßenver- 
kehrsbeitragsgesetz, die darin gipfelt, daß eine Zu- 
stimmung des Bundesrates im Hinblick auf die ablehnende 
oder zumindest kritische Haltung der Länder nicht zu 
verantworten sei; im übrigen werden Auszüge aus den 
Stellungnahmen der Länder zitiert. Beim Einspruch gegen 
die Änderung des Bundesmineralölsteuergesetzes bemän- 
gelte der Bundesrat, daß bei einem Großteil der Steuer- 
und Gebührenerhöhungen bzw. -neueinführungen der 
letzten Zeit auffalle, "daß cs sich hiebei um Abgaben 
handelt, die ausschließlich oder überwiegend dem Bund 
zugute kommen"; "an die Länder denkt der Finanzminister 
vor allem dann, wenn eine Entlastung erfolgen soll 

oder wenn Mittel für zusätzliche Ausgaben benötigt 

werden'!.
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Der Bundesrat beschloß darüberhinaus am 21.12.1978 

einen Gesetzesantrag an den Nationalrat betreffend 

ein Bundesgesetz zur Änderung des Arbeiterkammer- 

gesetzes. Mit dem Gesetzesantrag werden - laut 

Erläuterungen - drei grundsätzliche Ziele verfolgt: 

"Bine Verbesserung der Dienstleistungen der 

Arbeiterkammern für die kammerzugehörigen 

Dienstnehmer, eine Verbesserung des Wahlver- 

fahrens sowie eine Verbesserung der demokrati- 

schen Struktur der Organisation der Arbeiter- 

kammern und des Arbeiterkammertages." 

Im Berichtsjahr fanden 96 Sitzungen der Ausschüsse 

und 106 Sitzungen der Unterausschüsse des National- 

rates statt. Von der durch $ 40 Abs. 1 (National- 

rats)Geschäftsordnungsgesetz 1975 eröffneten Mög- 

lichkeit der Einladung von Vertretern der Länder 

oder auch Jder Gemeinden wird nach wie vor von den 

Ausschüssen (Unterausschüssen) nur sehr selten - 

und dann nicht immer in einer länder- und gemeinde- 

freundlichen Weise - Gebrauch gemacht. 

line Beiziehung von Ländervertretern erfolgte im 

Jahre 1978 nur durch den Unterausschuß des Ver- 

fassungsausschusses bei den Beratungen über die 

Reform des Verwaltungsstrafgesetzes und über das 

Datenschutzgesetz. 

Die mit Datum vom 17.12.1975 eingebrachte Regierungs- 

vorlage betreffend das Datenschutzgesetz wurde vom 

Unterausschuß des Verfassungsausschusses in insge- 

samt 24 Sitzungen beraten. Aber erst bei der 

letzten - nur ca. 1 1/2 Stunden dauernden - Sitzung 

wurden "Vertreter der Länder, des Städtebundes und 

des Gemeindebundes zu Fragen des Datenschutzes ge-
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hört" - so der Ausschußbericht trotz des weit- 

reichenden Eingriffes in die Länderzuständigkeit3) 
und der vielfältigen Auswirkungen auf die Länder- 
und Gemeindeverwaltungen sowie des Ersuchens aller 
Länder um rechtzeitige Beizichung von Länderver- 
tretern fand man sich somit erst zu einem Zeitpunkt 
zur Beiziehung von Länder- und Gemeindevertretern 
bereit, als die Beratungen zwischen den Parteien 
bereits gelaufen und eine Änderung von vorneherein 
ausgeschlossen war. 

Dem Ersuchen der Länder um Beiziehung von Länderver- 
tretern zu den Beratungen über die Regierungsvor- 
lage betreffend das Hydrographiegesetz kam der zu- 
ständige Ausschuß (Unterausschuß) für Land- und 
Forstwirtschaft nicht nach und erstattete seinen 
Ausschußbericht mit Datum vom 2.11.1978 an den 
Nationalrat. 

Das Schwergewicht der Mitwirkung der Länder an der 
Bundesverwaltung liegt bei der mittelbaren Bundes- 
verwaltung und der sogenannten '"Auftragsverwaltung'. 
Die Abkürzung des administrativen Instanzenzuges 
in Art. 103 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz durch 
die Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974 brachte 
zweifellos eine Stärkung der Länder. Die ver- 
fassungsrechtlich "ausnahmsweise auf Grund der 
Bedeutung der Angelegenheit" mögliche Verlängerung 
des Instanzenzuges vom Landeshauptmann bis zum 

zuständigen Bundesminister erfolgte im Berichts- 

jahr 1978 sehr unterschiedlich und sachlich nicht 

immer gerechtfertigt. Während etwa das Schiff- 

fahrtsanlagengesetz und das Binnenschiffahrts- 

Konzessionsgesetz - beide wurden bereits erwähnt”) - 

keine Verlängerung des Instanzenzuges vornahmen.
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erfolgte im ebenfalls bereits angeführten Denk- 

malschutzgesetz eine Verlängerung des Instanzen- 

zuges mit einer nur aus einer zentralistischen 

Gesinnung heraus erklärbaren Begründung"). Der 

enge Zusammenhang des Denkmalschutzes mit den 

Länderregelungen auf dem Gebiete des Bauwesens, 

des Ortsbildschutzes und der Ortsbildpflege, 

Jer Altstadterhaltung usw. wurde dabei offen- 

sichtlich nicht berücksichtigt.
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3. VEREINBARUNGEN ZWISCHEN BUND UND LÄNDERN 

Das Berichtsjahr 1978 brachte zwar nicht den er- 
wartenden Abschluß einer staatsrechtlichen '"Verein- 
barung nach Art. 15 a Bundes-Verfassungsgesetz über 
die Begrenzung des höchstzulässigen Schwefelgehaltes 
im Heizöl" wohl aber den Abschluß einer "Vereinba- 
rung gemäß Art. 15a Bundes-Verfassungsgesetz über 
die Krankenanstaltenfinanzierung und die Dotierung 
des Wasserwirtschaftsfonds"!®), Die Regelung der 
Aufbringung der Mittel für die Krankenanstaltenfi- 
nanzierung durch den Krankenanstalten-Zusammenar- 
beitsfonds und die Dotierung des Wasserwirtschafts- 
fonds wird bei der Darlegung des Finanzausgleichs!!) 
besprochen; die Errichtung, Aufgaben und Organisa- 
tion des Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds 
werden im Punkt Nichthoheitliche Verwaltung darge- 
stellt 2); auf die zur Durchführung ergangenen Bun- 
desgesetze wird bei der Besprechung der wichtigsten 
Bundesgesetze, Verordnungen und Staatsverträge >) 
und auf die zur Ausführung ergangenen Landesgesetze 
bei der Besprechung der wichtigsten Landesgesetze 

14) und Verordnungen hingewiesen. 

Die "Vereinbarung nach Art. 15 a Bundes-Verfassungs- 
gesetz über die Begrenzung des höchstzulässigen 
Schwefelgehaltes im Heizöj"!?) sollte anläßlich der 
Landeshauptmännerkonferenz am 16.6.1978 in Eisen- 
stadt unterzeichnet werden. Der Bund verzögerte die 
Unterzeichnung mit dem Hinweis, daß entgegen der 
früheren Auffassung im Bereich des Bundes zur Er- 
füllung dieser Vereinbarung nicht nur Rechtsvor-
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schriften auf Verordnungsstufe sondern auch auf 

Gesetzesstufe zu erlassen seien, was eine Be- 

fassung des Nationalrates erfordere. Dies ist 

aber im Berichtsjahr 1978 nicht geschehen. Die 

bei Jer Behandlung des Forderungsprogrammes der 

Bundesländer 1976 geschilderte Entwicklung!) läßt 

die Vermutung aufkommen, daß die Gegenforderungen 

des Bundes nach Abtretung von Länderkompetenzen 

auf dem Gebiete des Umweltschutzes für diese Ver- 

zögerung - zumindest - Mitursache waren. 

Hinsichtlich der weiteren 'im Gespräch befindlichen’ 

Vereinbarungen zwischen dem Bund und den Ländern 

wurden im Berichtsjahr 1978 keine konkreten Er- 

gebnisse bekannt. Dies gilt insbesondere auch für 

die von den Ländern vorgeschlagene Vereinbarung 

zur Beschränkung der Luftverunreinigung und der 

Lärmstörung. Eine Ausnahme scheint hinsichtlich 

des Fortganges einer Vereinbarung über Energiespar- 

maßnahmen gegeben zu sein),
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4. PAKTIERTE GESETZGEBUNG 

Im Berichtszeitraum 1978 fanden über Anregung der Lan- 
desamtsdirektorenkonferenz Besprechungen auf Beamten- 
ebene zwischen Vertretern des Bundesministeriums für 
Unterricht und Kunst und Vertretern der Länder über 
eine paktierte Gesetzgebung auf dem Gebiete des Fern- 
unterrichtes statt.
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Anmerkungen zu D) 

1) 

2) 

3) 

4) 

5) 

6) 

7?) 

8) 

9) 
10) 

11) 

12) 

13) 

14) 

15) 

16) 

17) 

Siehe 2. Föderalismusbericht (D/1.2. und 1.3., 

S 70 ff) 

Siehe insbesondere B/6.2., S 116 ff 

Für wertvolle Hinweise und Unterlagen zu diesem 

Punkt darf Herrn MR Dipl.Ing.Dr. Sterk vom Bundes- 

ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

herzlich gedankt werden. 

Siehe 2. Föderalismusbericht (D/1.2., S 70 f). 

Für wertvolle Hinweise und Unterlagen zu diesem 

Punkt darf der Geschäftsstelle der ÖROK herzlich 

gedankt werden. 

Für wertvolle Hinweise und Unterlagen zu diesem 

Punkt darf Herrn MR Dr. Bayer vom Bundeskanzleramt- 

Umfassende Landesverteidigung herzlich gedankt 

werden. 

Siehe D/1.3., S 149 £ 

Siehe 2. Föderalismusbericht (D/2.1., S 74) 

Siehe B/2.6., S 65 f 

Siehe B/2.8., S 68 

Siehe A/7.1., 5 43 

Siehe B/5.2., S 104 ff 

Siehe B/6.2., S 116 ff 

Siehe B/2.7., S 67 

Siehe C/2.6., S 130 

Siehe auch 2. Föderalismusbericht (D/3.2., Ss 78 £) 

Siehe A/4., 5 34 £ 

Siehe A/5., S4o f£
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E) GRENZÜBERSCHREITENDE ZU- 
SAMMENARBEIT DER LÄNDER *) 

Die Bedeutung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
der österreichischen Länder mit benachbarten Ländern 
(Kantonen) und sonstigen Gebietskörperschaften im Aus- 
land wurde im 2. Föderalismusbericht kurz gestreift"), 
Bemerkenswert ist eine schriftliche Beantwortung einer 
parlamentarischen Anfrage der Abgeordneten zum Natio- 
nalrat Univ.Prof.Dr. Ermacora und Genossen durch den 
Bundesminister für Auswärtipe Angelegenheiten Dr. 
Willibald Pahr vom 20.11.1978. In dieser führte der 
Genannte - der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
der Länder gegenüber früheren Äußerungen aufgeschlos- 
sener - unter anderem aus, daß sich "die grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit von Regionen, insbesondere 
in grenznahen Bereichen, unbestreitbar in den letzten 
Jahren auf den verschiedensten Gebieten als erfolg- 
reich erwiesen'' habe. Er erachte es daher von seinem 
Standpunkt her für "sinnvoll, diese Zusammenarbeit 
durch eine völkerrechtliche Vereinbarung) im Rahmen 
der verfassungsrechtlichen Möglichkeiten abzusichern", 
Einen Hinweis auf eine mögliche Erweiterung des "Rah- 
mens der verfassungsrechtlichen Möglichkeiten" im 
Sinne der Forderung des Forderungsprogrammes der Bun- 
desländer 1976, "in Angelegenheiten ihres Wirkungsbe- 
reiches mit Zustimmung der Bundesregierung zwischen- 
staatliche Verträge mit Nachbarländern abschließen" 
(A/5) zu können, enthielt die Beantwortung jedoch nicht. 

+) Anmerkungen siche S 175
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in diesem Zusammenhang auch in einem Beitrag in der 

liroler Tageszeitung vom 12.4.1978 Jie Frage, "ob 

sich der Bundesrat in der Nachbarschafts- und da- 

nit zusammenhängend in der Wirtschafts- und Außen- 

politik stärker engagieren könnte". Ansätze dazu be- 

stehen nach seiner Meinung bereits seit einiger 

Zeit: etwa beim Accordino, der Zusammenarbeit der 

Universitäten [Innsbruck und Padua, dem Steierischen 

Herbst und vor allem der ARGE Alp. Für den Bundesrat 

würden sich - nach seinen Worten - "vor allem jene 

Aufgaben anbieten, die eine besondere Nähe zur Be- 

völkerung der Länder haben und zu deren notwendigen 

Beachtung sich die derzeitige Bundesregierung leider 

nicht oder nur sehr zaghaft bekennen kann". 

Ein nunmehr bereits bewährtes Instrument einer mehrere 

benachbarte'Länder {Kantone) und sonstige Gebietskörper- 

schaften umfassende prenzüberschreitende Regional- 

politik stellt die Arbeitsgemeinschaft Alpenländer 

(ARGE Alp) dar. Diese war auch Vorbild für die im 

Berichtszeitraum gegründete Arbeitsgemeinschaft der 

Länder und Regionen Jder Ostalpengebiete (ARGE-ALPEN- 

ADRIA). Zu dieser Form der grenzüberschreitenden Zu- 

sammenarbeit ist wohl auch die Internationale ‚Boden- 

seekunferenz zu zählen. 

Die im 2. Föderalismusbericht als Beispiel einer 

in der Aufgabenstellung sehr weitreichenden grenz- 

überschreitenden regionalpolitischen Zusammenarbeit 

angeführte Arbeitsgemeinschaft Alpenländer (ARGE 

Alp”) konnte im Berichtsjahr auf fünf Jahre Tätig- 

keit zurückblicken. Höhepunkt Jer Tätigkeit der 

ARGE Alp im Jahre 1978 war zweifellos die 9. Kon- 

ferenz der Regierungschefs der acht in der ARGE Alp 

zusammenwirkenden Länder und Regionen am 9.6.1978 in 

Seefeld.
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Die Konferenz befaßte sich mit der Verstärkung der 
Bezichungen der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer 
zum Europarat und beschloß in diesem Zusanmen- 
hang insbesondere un ihre Zentral- und Bundes- 
regierungen das Begehren zu richten, der direkten 
Mitarbeit der Länder und Regionen in den Organen 
des Europarates, die sich nit Angelegenheiten aus 
dem Kompetenz- oder Interessenbereich der in der 
Arbeitsgemeinschaft Alpenländer zusammenwirkenden 
Länder und Regionen befassen, zuzustimmen. Für 
das "gemeinsame Leitbild für die Entwicklung und 
Sicherung des Alpengebietes" wurde als weiterer 
Abschnitt das "Teilleitbild Fremdenverkehr" ange- 
nommen und beschlossen, daß als nächstes Sachgebiet 
die Energiepolitik im Alpenraum behandelt werden 
soll. Für eine gemeinsame Untersuchung des Gesund- 
heitswesens und der Krankenanstalten, insbesondere 
für die Erfassung grenzüberschreitender Verflech- 
tungen und Möglichkeiten einer gegenseitigen grenz- 
überschreitenden Hilfe, wurde eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt. Dieser Arbeitsgruppe wurde zusätzlich 
der Auftrag erteilt, Möglichkeiten für gezielte 
Maßnahmen zugunsten der Familie zu prüfen und auf- 
zuzeigen. Im Bereich des Verkehrs wurden weitere 
Arbeiten über das öffentliche Transportwesen in den 
Gebieten des Alpenbogens, über die Finanzierung des 
Baues überregionaler Verkehrswege im Alpenraum und 
über Maßnahmen zur Beschleunigung des Verkehrs über 
den Brenner vereinbart. Auf kulturellem Gebiet wurde 
ein weiteres Informationsblatt mit dem Thema "Das 
Museum als Bildungsinstrument", die Erarbeitung von 
Vorschlägen für periodische Veranstaltungen zur 
Talentförderung auf dem Gebiete der Musik,ein Pro- 
gramm für die Zusammenarbeit der Museen und Ex- 
pertentagungen für außerschulische Jugendarbeit und 
für Jdas Büchereiwesen beschlossen.
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Die Kommissionen der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer 

und die Arbeitsgruppe der leitenden Beamten führten 

im Berichtsjahr mehrere Sitzungen durch. 

Die am 20.11.1978 durch Unterzeichnung einer gemein- 

samen Erklärung der Regierungschefs in Venedig ge- 

gründete "Arbeitsgemeinschaft der Länder und Re- 

gionen der Ostalpengebiete (ARGE-ALPEN-ADRIA)" ver- 

dient im Berichtsjahr 1978 besondere Aufmerksamkeit. 

Die ARGE-ALPEN-ADRIA umfaßt die italienischen Re- 

gionen Friaul- -Julisch-Ventien und Venetien, die 

österreichischen Länder Kärnten, Oberösterreich und 

Steiermark, die jugoslawischen Sozialistischen Repu- 

bliken Kroatien und Slowenien - also Länder und Re- 

gionen mit unterschiedlicher Gesellschafts- und 

wWirtschaftsstruktur. An der Tätigkeit der ARGE 

nehmen der Freistaat Bayern und das Land Salzburg 

als Beobachter teil und bilden damit gleichzeitig 

das Bindeglied zur ARGE Alp. 

Aufgabe der ARGE- -ALPEN-ADRIA ist "die gemeinsame 

informative fachliche Behandlung und Koordinierung 

von Fragen, welche im Interesse der Mitglieder 

liegen", insbesondere “"Transalpine Verkehrsver- 

endungenh | Hafenverkehr, Energiegewinnung und -über- 

tragung, Landwirtschaft, korstwirtschaft, Wasser- 

wirtschaft, Fremdenverkehr, Umweltschutz, Natur- 

schutz, Landschaftspflege, Erhaltung der Kultur- 

und Irholungslandschaft, Raumordnung, Siedlungsent- 

wicklung, kulturelle Beziehungen, Kontakte der 

wissenschaftlichen Einrichtungen" 

Zur fachlichen Beratung können - ähnlich wie bei 

Jer ARGE Alp - Kommissionen eingerichtet werden. 

Voreesehen sind anscheinend eine Kommission der 

leitenden Beamten und je eine Kommission für Raum- 

ordnung und Umweltschutz, für Verkehrsfragen ein-
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schließlich Jer Hafenprobleme, für Kultur, In- 
formation, Wissenschaft und Jugendaustausch und für Wirtschaftsfragen. 

2.3. Die Internationale Boalenseekonferenz konstituierte sich im Jahre 1972, Diesem lose Organisierten Instrument der Zusammenarbeit im Bodenseeraum ge- hören nunmehr die deutschen Ländern Baden-Württem- berg und Bayern, die Schweizer Kantone Schaffhausen, Thurgau und St, Gallen und Jdas Land Vorarlberg an. 
Im Mai des Berichtsjahres fand in Schaffhausen die 7. Sitzung des Ständigen Ausschusses statt, Im Vordergrund der Sachberatungen standen Verkehrs- fragen und Probleme der Schaffung von Naherholungs- gebieten am Bodensee. Über Einladung des derzeitigen Vorsitzenden Landeshauptmann Dr. Keßler fand am 20.12.1978 in Bregenz eine Besprechung der politi- schen Vertreter der Mitgliedsländer statt. Dabei wurde Einvernehmen über die künftige Gestaltung der Zusammenarbeit erzielt: Zur Diskussion und Koordi- nation gemeinsamer Probleme sollen sich die Regierungs- chefs bzw. die ressortzuständigen Regierungsmitglie- der jährlich einmal zu einem Arbeitsgespräch zu- sammenfinden. Die in dieser politischen Konferenz besprochenen Themen sollen vom Ständigen Ausschuß, der je nach Sachfragen mit einschlägigen Experten beschickt werden soll, behandelt werden. 

3. Die zweiseitigen Kontakte der Länder mit benachbarten Ländern (Kantonen) und sonstigen Gebietskörperschaften weisen eine große Vielfalt auf. In der Folge sollen einige dieser Kontakte als Beispiele angeführt werden. 
3.1. Eine besondere Art der zweiseitigen Kontakte über Staatsgrenzen hinweg stellen auf Grund ihrer ethnisch-
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historischen Bedingungen die nunmehr jährlich 

einmal in Innsbruck oder Bozen stattfindenden Ge- 

weinsamen Sitzungen Jes Yiroler Landtages und des 

Südtiroler Landtages Jar. Diese gemeinsamen Sitzun- 

pen begannen in Jahre 1970 mit einem "ersten Treffen 

der Landtage von Nord- und Südtirol" in Bozen. 

Am 27.6.1978 fand im Landtagssaal des Südtiroler 

Landtages in Bozen die siebte Gemeinsame Sitzung 

statt. Auf der Tagesordnung standen jeweils von 

einem Referat und einem Coreferat eines Tiroler 

oder Südtiroler Politikers deutscher oder italieni- 

scher Sprache eingeleitete Themen, wie das Sonder- 

abkommen über den erleichterten Warenaustausch 

zwischen der Region Trentino Südtirol und den 

Ländern Tirol und Vorarlberg (Accordino), die 

Schnellstraße Mailand-Ulm, die Ausarbeitung von 

Vorschlägen zur Intensivierung auf dem Gebiet der 

kulturellen Zusammenarbeit und die Eisenbahnver- 

bindung Innsbruck-Bozen. 

Zu den bereits traditionellen zweiseitigen Kon- 

takten gehören die Gesprächsgruppen österreichi+ 

scher Länder mit dem bundesdeutschen Freistaat 

Bayern auf der Ebene der leitenden Beamten. Im Be- 

richtsjahr fanden z.B. Sitzungen der Gesprächs- 

gruppe Bayern-Oberösterreich im Jänner in Linz und 

der Gesprächsgruppe Bayern-Vorarlberg im Mai in 

Bregenz statt. Themen dieser Sitzungen waren 

grenznahe und grenzüberschreitende Probleme, wie 

z.B. Fragen des Viehverkehrs und der Tierseuchen- 

bekämpfung, der Wasserwirtschaft und des Kernkraft- 

werksbaues sowie der Katastrophenhilfe.
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ohl zu den weniger bekannten und beachteten, des- 
halb aber nicht minder bedeutenden grenzüberschrei- 
tenden Formen der Zusammenarbeit zählen Jic zwei- 
seitigen Kontakte des Landes Burgenland und des 
Landes Steiermark mit westungarischen Komitäten. 

I. Die burgenländische Landesregierung unterhält seit 
ca. einem Jahrzehnt derartige - inzwischen regel- 
mäßig gewordene - Kontakte. Diese Kontakte führten 
im Berichtsjahr 1978 sogar zu konkreten Verein- 
barungen. 

In der Zeit vom 15. bis 17.3.1978 hielt sich eine 
Abordnung der burgenländischen Landesregierung 
unter der Führung von Landeshauptmann Theodor 
Kery zu Gesprächen mit der Komitatsverwaltung des 
Komitates Györ-Sopron in der Komitatshauptstadt 
Györ auf. In gutnachbarlicher Atmosphärc wurden 
Probleme der Wirtschaft, des Frendenvekehrs, der 
Land- und Forstwirtschaft, des Umweltschutzes, der 
Kultur und der Wissenschaft sowie des Gesundheits-, 
Veterinär- und Feuerwehrwesens erörtert. 

Am 4. und 5.12. stattete eine Abordnung des Komi- 
tates Györ-Sopron unter der Leitung des Präsiden- 
ten des Exekutivkomitees Ferenc Lombos dem Burgen- 
land einen offiziellen Besuch ab. Auf Grund der 
langjährigen Kontakte konnten dabei eine Reihe 
von konkreten Vereinbarungen getroffen werden. Im 
einzelnen wurde eine Vereinbarung über die Ver- 
sorgung der Stadt Sopron mit Wasser durch den 
Wasserleitungsverband Nördliches Burgenland und 
über die Versorgung des südlichen Burgenlandes 
mit Wasser über die Stadt Szombathely geschlossen. 
Besprochen wurde auch eine Verknüpfung der Erdgas- 
netze und dic Öffnung eines weiteren Grenzüber- 
sanges von Deutschkreuz nach Sopron sowie über 
sportliche und kulturelle Aktivitäten.
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.3.2. Ähnliche Kontakte unterhält das Land Steiermark 

mit dem westungarischen Komitat Vas. 

Vom 23. bis 25.11.1978 fanden in Graz Arbeitsge- 

spräche zwischen der steiermärkischen Landesre- 

gierung unter der Leitung des Landeshauptmannes 

Dr. Friedrich Niederl und einer Delegation des 

Komitates Vas unter der Leitung des Vorsitzenden 

des Komitatsrates Dr. Zoltan Bors statt. Die 

zwischen dem Land Steiermark und dem Komitat Vas 

bestehenden Kontakte wurden analysiert und fest- 

gestellt, daß diese eine für beide Teile günstige 

Entwicklung, besonders auf kulturellem Gebiet, 

nehmen. Weitere Gesprächstehemen betrafen Wirt- 

schaftsfragen und die Zusammenarbeit auf dem Ge- 

biete der Raumordnung. 

Nachbarschaftskontakte der Länder ergeben sich häufig 

auch im Zusammenhang mit ganz konkreten Einzelpro- 

blemen. Derartige Kontakte bestehen etwa zwischen dem 

Land Vorarlberg und dem Kanton St. Gallen hinsichtlich 

grenzüberschreitender Lärmauswirkung des auf Vorarl- 

berger Gebiet befindlichen Flugfeldes Hohenems und des 

auf St. Galler Gebiet liegenden Flugfeldes Altenrhein 

sowie der Schweizer Nationalstraße 1. Die (Bezirks)Re- 

gierung von Schwaben, Bayern, ermöglichte der Vor- 

ariberger Landesregierung eine Stellungnahme zu den 

Auswirkungen einer in Oberstaufen im Weißachtal ge- 

planten Kläranlage und sicherte eine Prüfung der auf- 

geworfenen Fragen zu. 

Eine Zusammenarbeit der Länder mit benachbarten Län- 

dern (Kantonen) und sonstigen Gebietskörperschaften 

fand im Berichtsjahr auch im Rahmen der Zusammenarbeit 

des Bundes mit Nachbarstaaten statt.
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5.1. Die Unterkommission der Österreichisch-Deutschen 
Raumordnungskommission trat im Juhre 1978 zu zwei 
Sitzungen zusammen. Beratungsgegenstände waren vor 
allem die Ergebnisse der "Verkehrsuntersuchung 
deutsch-österreichischer Grenzraum" sowie der Ent - 
wurf des bayerischen Standortsicherungsplanes für 
Wärmekraftwerke. Der Informationsaustausch betraf 

beide Seiten berührende Fragen der Raumplanung. 

5.2. Länderkontakte ermöglichen auch die Grenzkommission, 
unter anderem die Ständige österreich-tschechoslo- 
wakische Grenzkommission bzw. Grenzgewässerkommission. 
Diese Kommissionen hielten im April in Pstyau (CSSR) 
und in Salzburg und im Oktober in Prag mehrtägige 
Tagungen ab und führten im September eine Grenzbe- 
sichtigung durch. 

5.3. Der Beginn des 30, Vertragsjahres des "Accordino" 
im Oktober des Berichtsjahres 1978 gibt Anlaß, sich 
mit diesem Vorzugsabkommen zwischen Österreich und 
Italien über den erleichterten Warenaustausch zwi- 
schen den österreichischen Ländern Tirol und Vor- 
arlberg und der italienischen Region Trentino-Süd- 
tirol näher zu befassen. Im Rahmen dieses auf 
Bundes- bzw. Staatsebene abgeschlossenen Abkommens 
werden die österreichischen Länder Tirol und Vor- 
arlberg bzw. die italienische Region Trentino-Süd- 
tirol im Rahmen einer grenzüberschreitenden regio- 
nalen Wirtschaftszusammenarbeit zumindest mittätig. 
Die Bedeutung dieses auf das sogenannte "Gruber- 
Degasperi-Abkommen" über die Autonomie Südtirols 
zurückgehenden Sonderabkommens ist trotz Assoziation 

Österreichs mit der EWG eher noch gestiegen. 

Zu den im Abkommen selbst verankerten Begünstigungen 

kamen im Laufe der Zeit noch weitere hinzu, die von 

der im Sonderabkommen vorgesehenen Gemischten
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Kommission beschlossen wurden. Diese Kommission 

besteht aus je drei österreichischen und drei 

italienischen Mitgliedern und je drei Ersatzmännern. 

Davon vertreten je zwei Mitglieder die Regierungs- 

stellen in Wien bzw. in Rom und je ein Mitglied 

die Länder lirol und Vorarlberg bzw. die Region 

Trentino-Südtirol. Dasselbe gilt für die Ersatz- 

männer. In die Abwicklung sind auf beiden Seiten 

die - regionalen - Handelskammern einbezogen. 

Die 29. Tagung der Gemischten Kommission fand im 

Berichtsjahr 1978 am 1.6. in Lienz statt”). 

Die Möglichkeit grenzüberschreitender Zusammenarbeit 

der Länder mit benachbarten Ländern und sonstigen 

Gebietskörperschaften ergibt sich auch im Rahmen 

verträgen. Beispiele dafür sind die Internationale 

Gewässerschutzkommission für den Bodensee und die 

Internationale Schiffahrtskommission für den Boden- 

see, denen auf österreichischer Seite auch Vertreter 

(Experten) des Landes Vorarlberg angehören. 

Die Internationale Gewässerschutzkommission für den 

Bodensee hielt im Berichtsjahr ihre 24. Tagung ab. 

Die einzelnen Delegationen berichteten über die Maß- 

nahmen und Aufwendungen auf dem Gebiete der Ab- 

wasserreinigung zum Schutze des Bodensees. Disku- 

tiert wurde auch ein Sachverständigenbericht über 

die limnologische Entwicklung des Bodensees und dies- 

bezügliche weitere Aufträge erteilt. 

Die Internationale Schiffahrtskommission trat im Be- 

richtsjahr zweimal zu Sitzungen zusammen und befaßte 

sich vor allem mit der Auslegung und Anwendung ver- 

schiedener Bestimmungen der Bodensee-Schiffahrts- 

ordnung.
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Anmerkungen zu E) 

1) 

2) 

3) 

4) 

Siehe 2. Föderalismusbericht (LE/1., S 8o) 
Er erwähnte dabei ausdrücklich den Entwurf des Europa- rat-Rahmenübereinkommens betreffend grenzüberschrei- tende Zusammenarbeit der Gemeinden und Regionen und die Empfehlung des ObCD-Rates (angenommen am 21.9.1978) zur Stärkung der internationalen Zusämmenarbeit in Fragen des Umweltschutzes in Grenzrepionen (OECD-Dok C (78) 77 (Final)) 

Siehe 2, Föderalismusbericht (E/2., S 80 ff) 
Das Protokoll dieser Tagung wurde im Bundesgesetz- blatt unter Nummer 429/1978 kundgemacht.
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I!) FÖODERALILSMU SEORSCHUNG UND 

:ODERALISMUSBILDUNG" 

llauptträger der institutionellen Föderalismusforschung 

und löderalismusbildung in Österreich sind nach wie 

vor Jas Institut für Köderalismusforschung in Innsbruck 

und die Forschungsstelle für Rechtsfortbildung und 

Föderalismus und die Arbeitsgemeinschaft für Födera- 

lismus beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung 

sowie die Studiengesellschaft für Politik und Ver- 

fassungsentwicklung in Graz. Die Salzburger Studien- 

gruppe für föderative Ordnung ist in der letzten 

Zeit nicht mehr so stark in Erscheinung getreten wie 

früher. 

Auffallend ist eine stärkere Bereitschaft der Länder 

zu einer grundsätzlichen Diskussion von Föderalismus- 

problemen oder zumindest zur Diskussion von Sachpro- 

blemen auch unter föderalistischen Gesichtspunkten in 

der Öffentlichkeit, wie dies etwa mit der Salzburger 

Enquete über die Reform des Bundesrates im Mai 1978 

geschehen ist,und das internationale Interesse am 

Föderalismus. 

Das Institut für Föderalismusforschung war auch im Be- 

richtsjahr 1978 entsprechend der ihm vorgegebenen 

Ziele - "Unterstützung der wissenschaftlichen For- 

schung und Entwicklung des Föderalismus und "Pflege 

und Verbreitung der Idee des Föderalismus in der Be- 

völkerung'" - tätig. 

+) Anmerkungen siche S 191
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Der wissenschaftlichen Tätigkeit des Instituts für 
Föderalismusforschung diente die Herausgabe einer 
Schriftenreihe, die Erstellung von Institutsgut- 
achten und -berichten und die Vergabe von For- 
schungsvorhaben, die in der erwähnten Schriften- 
reihe veröffentlicht werden, sowie die im Aufbau 
befindliche Dokumentation. 

Im Berichtszeitraum 1978 erschienen - neben dem 
"2. Bericht über die Lage des Föderalismus in 
Österreich (1977)" - in der institutseigenen 
Schriftenreihe fünf Veröffentlichungen: 

Dr. Manfried Gantner, Der abgestufte Bevölkerungs- 
schlüssel als Problem der Länder und Gemeinden 
(Band 7) 

Univ.Prof.Dr. Siegbert Morscher, Rechtliche Pro- 
bleme bei der Schaffung innerstaatlicher grenz- 
überschreitender Einrichtungen und Organe durch 
die Österreichischen Bundesländer (Band 8) 

Univ.Prof.Dr. Theo Öhlinger, Verträge im Bundes- 
staat (Band 9) 

Mag.Dr. Lirich Thöni, Privatwirtschaftsverwalung 
‚und Finanzausgleich (Band 1o) 

Dr. Georg Schmitz, Der Landesamtsdirektor. Ent- 
stehung und Entwicklung (Band 11). 

In Druck befinden sich die Gutachten von Univ.Prof. 
Dr. Felix Ermacorä, Über die bundesstaatliche 
Kostentragung gemäß $ 2 F-VG, und von Univ.Prof. 
Dr. Peter lernthaler und Univ.Ass.Dr. Karl Weber, 
Bundesaufsicht. 

Für die vom 30.1o. bis 3.11.1078 in Brixen abge- 
haltene "Studientagung zum Thema Regionalismus 
in Europa" erstattete das Institut einen Länder-
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bericht über "Regionalismus in Österreich". 

Dieser Bericht befaßt sich im ersten Abschnitt 

mit dem Begriff Region und Regionalismus, auf- 

bauend auf den für die Zwecke dieser Tagung von 

Univ.Doz.Dr. Fried Lsterbauer, Universität 

) 

Definitionsversuchen verschiedener Dokumente 

Innsbruck, entwickelten Begriffen! und den 

des Europarates. Dabei wurden selbständige Län- 

der (Bundesländer, Kantone) als "Regionalstaaten' 

und Föderalismus als "vollendete" Form des 

Regionalismus angeschen. Im zweiten Abschnitt 

wird der staatsrechtliche Aufbau Österreichs 

unter Linschluß der Gemeindeautonomie kurz dar- 

gestellt und für Jie weiteren Ausführungen fest- 

gehalten, Jdaß die territoriale Gliederung Öster- 

reichs drei Bereiche von Gtbietskörperschaften 

erfaßt. Der dritte Abschnitt untersucht unab- 

hängig davon, daß der Ausdruck Region dem öster- 

reichischen Verfassungsrecht fremd ist und in 

der österreichischen Staats- und Verfassungs- 

Iechre eigentlich nicht verwendet wird, inwieweit 

auch in Österreich von Regionen und Regionalis- 

mus - allenfalls in einer besonderen Weise - ge- 

sprochen werden kann. Die Untersuchung kommt 

zum Schluß, daß als Regionen in dem im ersten 

Abschnitt dargelegten Sinn nur die Länder zu 

verstehen sind. Kurze Ausführungen über Staats- 

grenzen überschreitende Regionalpolitik beschließen 

diesen Abschnitt. Der letzte Abschnitt behandelt 

den löderalismus in Österreich, seine Entwicklung 

und derzeitige Situation. 

Aut Grund der durch Jdie zahlreichen Veröffentlichun- 

gen im Berichtszeitraum angespannten "inanzlage 

und ım Hinblick auf die noch laufenden Vorhaben
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aus dem Jahre 1977 wurde von der Durchführung 
neuer Forschungsvorhaben weitgehend abgesehen. 

Im Berichtszeitraum noch nicht abgeschlossen 
waren folgende Gutachten: 

Univ.Prof.Dr. Peter Pernthaler, Das Verhältnis 
von Hoheitskompetenzen und Kostentragungspflichten 
der Gebietskörperschaften 

Univ.Doz.Dr. Bernhard Funk, Rechtsprechung des 
Verfassungsgerichtshofes aus föderalistischer 
Sicht 

Dipl.Kfm.Dr. Richard Schmidjell, Vorteile Jdezen- 
tralisierter Wirtschaftsförderung 

Univ.Prof.Dr. Theo Öhlinger, Das völkerrechtliche 
Vertragsrecht nach Art. 15 a B-VG 

Univ.Prof.)r. Peter Pernthaler, Rechtsnatur und 
Bestand der Stautsgründungsakte der Länder 1919 
und 1945 

In Auftrag gegeben wurden im Berichtszeitraum 
folgende Gutachten: 

Univ.Ass.Dr. Karl Weber, Einspruchsrecht der 
Bundesregierung 

Univ.Prof.Dr. Siegbert Morscher, Vergleich der 
Aufgaben der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol 
und der österreichischen Bundesländer 

Von den gutächtlichen Stellungnahmen soll die 
für das Amt der Tiroler Landesregierung erstattete 
Stellungnahme zum Initiativantrag sozialistischer 
Abgeordneter betreffend die Erlassung eines kun- 
desgeset:cs „ur Sicherung der Energieversorgune 
besonders erwähnt werden. Diese Stellungnahme 
kommt zum Iıecbnis, daß durch die in Aussicht pe-
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nommenen Regelungen sehr weitgehend in die Kompe- 

tenzen der Länder vor allem auf den Gebieten Bau- 

wesen, Luftreinhaltung und Raumordnung eingegriffen 

würde und ein weiterer Schritt zum sogenannten 

Vollzugsföderalismus getan wäre, wobei die nicht 

unbedeutenden Verwaltungskosten fast ausschließlich 

von den Ländern getragen werden müßten. 

In Arbeit ist ein Gutachten zum Thema Umweltschutz 

und Föderalismus. Nach einer Darlegung der gelten- 

den Rechtslage, der Umweltschutzdefizite und der 

Kompetenzänderungspläne sollen föderalistische 

Alternativkonzepte erarbeitet werden. 

Die politische Bildungsarbeit zur Pflege und Ver- 

breitung der Idee des Föderalismus in der Bevöl- 

kerung umfaßte im Berichtszeitraum die bereits 

bisher erfolgte Herausgabe eines Informationsblattes, 

den Föderalismus-Stammtisch, die Durchführung von 

Gastvorträgen, Vorträge des Institutsdirektors, 

eine Pressekonferenz und mehrere Rundfunkinterviews. 

Zu erwähnen sind hier auch die Mitträgerschaft und 

Mitarbeit an Regionalismus- und Föderalismustagungen, 

die zumindest zu einem erheblichen Teil die Pflege 

und Verbreitung der Idee des Föderalismus in der 

2), 
Bevölkerung bezweckten 

Das "Informationsblatt des Instituts für Födera- 

lismusforschung" erschien im Jahre 1978 insgesamt 

neun Mal. Neben der Darlegung einzelner Punkte 

les Forderungsprogrammes der Bundesländer 1976, 

Zitaten von Personen des öffentlichen Lebens, 

insbesondere Politikern, Rechtsprechungs- und 

Literaturhinweisen usw. wurden in den Spalten 

"Das aktuelle Thema" und "Pro-Kontra'" u.a. folgen- 

de im Berichtszeitraum aktuelle Föderalismusthemen
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behandelt: 

Exekutive und Föderalismus, Krankenanstalten- 
finanzierung, Forderungsprogramm der Bundes- 
länder 1976, Kompetenz forderungen des Bundes auf 
dem Gebiete des Umweltschutzes sowie Stellung- 
nahmen dazu, politische Bildung und Föderalismus, 
Länder und Nation, Verhalten des Bundes pegen- 
über den Ländern bei Jer Verwirklichung der 
Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974 usw., Ener- 
giesicherung und Energiceinsparung, Finanzaus- 
gleich 1979. 

Die Reaktionen sowie der immer wieder an das 
Institut herangeträgene Wunsch, in Jen Verteiler 
aufgenommen zu werden, zeigen, daß das Informa- 
tionsblatt sich einen festen Platz in der 'Infor- 
mationslandschaft' erworben hat. Erfreulich ist, 
daß es im Berichtszeitraum vor allem in der west- 
österreichischen Presse öfter zitiert wurde. 

Der Pflege und Verbreitung der Idee des Föderalis- 
mus dienten vor allem auch die Vorträge des 
Institutsdirektors und die vom Institut für 
Föderalismusforschung veranstalteten Gastvorträge. 

Im Rahmen einer Tagung der Euregio Alpina vom 
27. und 28.10.1978 in der Cusanus-Akademie in 
Brixen hielt der Institutsdirektor Univ.Prof. 
Dr. Peter Pernthaler einen Vortrag über die ge- 
samtwirtschaftliche Bedeutung der Mitbestimmung 
in der Alpenregion. In seinen Ausführungen über 
die Mitbestimmung als "Form der Zusammenarbeit 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern'' auf der 
Grundlage der "regionalen Ordnung und Eigenstän- 
digkeit des Alpenraumes" wird klar, daß der 
(integrale) Föderalismus ein im Alpenraum tief
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verwurzeltes gesellschaftliches Ordnungsprinzip 

darstellt. Kinen ebenso stark beachteten Vor- 

trag hielt Jder Genannte anläßlich der von der 

steiermärkischen Studiengesellschaft für 

Politik und Verfassungsentwicklung und dem 

Institut für Föderalismusforschung veranstal- 

teten Symposium mit dem 'hema "Der Föderalismus 

und die Zukunft der Grundrechte". In diesem 

Vortrag befaßte er sich nit der "Reform der 

Landesverfassungen im Hinblick auf die Grund- 

3) rechte 

Im April 1978 hielt der AbgzNR Mag. Josef 

Höchtl in Innsbruck einen interessanten Vor- 

trag über die "Einstellungen der österreichischen 

Jugend zum Föderalismus". Nach einigen grund- 

sätzlichen Bemerkungen zum Föderalismus referier- 

te er über das Ergebnis einer empirisch-sozial- 

wissenschaftlichen Umfrage über Jdie Linstellung 

ler österreichischen Bevölkerung insbesondere 

der Jugend zum Föderalismus und Jie Aussagen 

der Jungen ÖVP zu Zentralthemen der Föderalismus- 

diskussion. 

in der beabsichtigten Vortragsreihe "Regionalismus 

und Föderalismus in Europa’ sprachen im Herbst 

1978 in Innsbruck Konsul Gcorg Gaupp-Berghausen 

über "Regionalismus in Spanien'' und Prof.Dr. Fer- 

dinand Kinsky über "Regionalismus in Frankreich". 

War der von viel intimer Kenntnis der Verhält- 

nisse zeugende erste Vortrag vor allem wegen der 

Entwicklung in Spanien von aktuellem Interesse, 

so war der zweite Vortrag wegen der ganz anderen 

regionulistischen Entwicklung - soweit überhaupt 

von einer solchen gesprochen werden kann - in
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Frankreich und der Bedeutung Frankreichs für die 
europäische Integration von besonderem Interesse. 

Mit einem speziellen Problem der umfassenden 
Landesverteidigung unter dem Gesichtspunkt des 
kooperativen Bundesstaates befaßte sich der 
Vortrag von Ministerialrat Dr. Richard Bayer 
im Dezember 1978 in Innsbruck. Ausgehend von 
den Erfahrungen des Modellversuches im Bezirk 
Lienz referierte er über die "Koordinierte 
Führungsstruktur in der umfassenden Landesver- 
teidigung'. Die Ausführungen zeigten, daß gerade 
auch in Krisensituationen eine löderalistische 
Struktur bei entsprechender Kooperation und Ko- 
ordination zumindest nicht weniger effektiv als 
eine zentralistische Struktur ist. 

2.3. Eine neue Form der Verbreitung und der Pflege des 
Föderalismus stellte der "Föderalismus-Stammtisch' 
in Innsbruck dar. Zweck dieses Stammtisches ist 
die Diskussion aktueller Föderalismusthemen mit 
eingeladenen Politikern und Fachleuten. An den im 
Berichtsjahr stattgefundenen vier Föderalismus- 
Stammtischen beteiligten sich jeweils zwischen 10 
und 30 Personen. Themen waren vor allem der Finanz- 
ausgleich und die Krankenanstaltenfinanzierung so- 
wie das Forderungsprogramm der Bundesländer 1976 
und die Gegenforderungen des Bundes. An der Dis- 
kussion über die Krankenanstaltenfinanzierung nahm 
auch der Tiroler Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Herbert Salcher teil. 

Gelegenheit, der Aufgabe der Pflege und Verbreitung 
der Idee des Föderalismus nachzukommen, boten auch 
mehrere Rundfunkinterviews und eine Pressekonferenz 
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mit dem Institutsdirektor Univ.Prof.Dr. Pern- 

thaler. 

2.2.5. Mit der Erarbeitung von Grundlagen für die 

politische Bildungsarbeit des Instituts wurde 

noch im Herbst 1978 begonnen. Als Zielgruppe 

wurde vorläufig die Gruppe der 14 bis 18-jährigen 

Schüler an Haupt- und llöheren Schulen ausgewählt. 

Durch Umfrage bei Jen einschlägigen Instituten 

wurde versucht, die - wie sich herausstellte - 

spärliche Literatur über die Theorie der politi- 

schen Bildung und über die politischen Kenntnisse 

und Wertungen der Zielgruppe zu erfassen. Gleich- 

zeitig erfolgten in Zusammenarbeit mit dem Tiroler 

Landesschulinspektor Dr. Wilhelm Margreiter und 

der Leiterin des Statistischen Referates Dr. Hedwig 

Hönigschmid von der Abteilung Landesplanung des 

Amtes der Tiroler Landesregierung Vorbereitungen 

für eine im 1. Halbjahr 1979 beabsichtigte Be- 

fragung der Schüler der 4. Klassen von ca. 1o Ti- 

roler Hauptschulen. Die Befragung soll repräsenta- 

tive Ergebnisse über den Wissensstand und den Be- 

wußtseinsstand hinsichtlich politischer Bildung 

mit dem Schwerpunkt Föderalismus erbringen. Diese 

Ergebnisse sollen in geeigneter Form der Öffent- 

lichkeit bekanntgemacht werden und eine Grundlage 

für die weitere Tätigkeit des Instituts auf dem 

Gebiete der politischen Bildung sein. 

2.3. Das Institut war im Berichtszeitraum an einer inter- 

nationalen Regionalismustagung und an einer öster- 

reichischen Föderalismustagung beteiligt. 

2.3.1. Das Institut für Föderalismusforschung war mit 

anderen Instituten bzw. Vereinigungen Mitträger 

der von der Bayerischen Staatskanzlei/Landes-
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zentrale für Politische Bildungsarbeit im No- 

vember 1978 in Brixen/Südtirol veranstalteten 

Studientagung zum Thema "Regionalismus in Europa''®), 

‚2. Die steiermärkische Studiengesellschaft für 
Politik und Verfassungsentwicklung und das In- 

stitut für Föderalismusforschung veranstalteten 

am 16. und 17.11.1978 in Graz ein Symposium mit 

dem Thema ''Der Föderalismus und die Zukunft der 
) Grundrechte” . 

Die steiermärkischen - mehr oder weniger eine Einheit 

bildenden - liinrichtungen aul dem Gebiet der Födera- 

lismusforschung waren im Berichtszeitraum ebenfalls 

sehr aktiv. 

Die Forschungsstelle für Rechtsfortbildung und 

Föderalismus beim Amt der Steiermärkischen Landes- 

regierung führte gemeinsam mit dem Landesschulrat 

eine Erhebung über das Bewußtsein und den Wissens- 

stand bezüglich Föderalismus der Jugend durch. Die 

hiezu durchgeführte Erhebung ergab eine starke 

Verankerung des Föderalismusbewußtseins in der 
Jugend, Fragen nach dem Begriff der Bundesstaat- 

lichkeit und dem Föderalismus als Lebensprinzip wur- 
den durchwegs positiv beantwortet. Wenngleich das 
Interesse für die aktive Landes (Regional)politik 

dabei noch unzureichend entwickelt ist, so ist die 

nahezu einhellige Bejahung der Notwendigkeit eines 

weiteren Ausbaues des Bundesstaates deutlich erkenn- 

bar. 

Die Arbeitsgemeinschaft für Föderalismus beim Amt 

der Steiermärkischen Landesregierung erstellte ein 

reichhaltiges Forschungsprogramm für zwei Jahre. 
Schwerpunkte des Forschungsprogrammes sind die Auf- 
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gabenverteilung im Bundesstaat, Bundes- und Landes- 

gesetzgebung im Föderalismus, Planung im Bundesstaat, 

rechtliche Beziehungen der österreichischen Länder 

mit dem Ausland und historische Aspekte des öster- 

reichischen Föderalismus. 

Höhepunkt der Tätigkeit der Studiengesellschaft war 

das gemeinsam mit dem Institut für Föderalismus- 

forschung am 16. und 17.11.1978 in Graz veranstal- 

tete Symposium ''Der Föderalismus und die Zukunft 

der Grundrechte". Diese Veranstaltung stand unter 

dem Ehrenschutz der Landeshauptmänner von Steier- 

mark Dr. Niederl, von Tirol Wullnöfer und von 

Vorarlberg Dr. Keßler. Das überaus gut besuchte 

Symposium fand in der österreichischen Presse einen 

starken Widerhall. 

In einem einleitenden Vortrag schilderte Univ.Prof. 

Dr. Berthold Sutter die "Entwicklung der Grundrechte" 

- vor allem ihren geistesgeschichtlichen Hinter- 

grund. 

"Die gepenwärtige Lage der Grundrechte in Österreich" 

beleuchtete Bundesminister a.D. Univ.Prof.Dr. Hans R. 

Klecatsky ausgehend von der Bedeutung der Grund- und 

Freiheitsrechte als "Herzstück einer rechtsstaatlich- 

demokratischen Staatsverfassung"”. 

In zwei Vorträgen legten Univ.Prof,Dr. Ferdinand O. 

Kopp und Univ.Prof.Dr. Ulrich Häfelin Entwicklung 

und Stand der Grundrechtskataloge in den deutschen 

und schweizerischen Landesverfassungen dar. Be- 

merkenswert ist dabei die Aussage von Univ.Prof. 

Dr. Häfelin, daß die kantonalen Grundrechte "von 

grundlegender Bedeutung für die Garantierung von 

Grundrechten in der Schweiz" waren. 

Mit dem "Verhältnis der Bundesverfassung zu den 
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Landesverfassungen im Hinblick auf die Grundrechte" 
befaßte sich Univ.Prof.Dr. Richard Novak in einem 
verfassungsdogmatischen Vortrag. ir ging Javon aus, 
daß an dic Stelle der Deutung der Landesverfassun- 
gen als bloße Ausführungsgesetze zum Bundes-Ver- 
fassungsgesetz der Gedanke einer "relativen Ver- 
fassungsautonumie" der Länder Betreten sei. Im 
einzelnen führte er aus, Jduß die Festlegung poli- 
tischer Rechte und die bloße Wiederholung be- 
stehender lieberaler Grundrechte in den Landesver- 
fassungen zulässig sei, während hinsichtlich neuer 
bzw. ergänzender Grundrechtsbestimmungen in Landes- 
verfassungen die Grenzen der allgemeinen Kompetenz- 
verteilung zu beachten seien. 

Linen viel beachteten Vortrag über die "Refom der 

Landesverfussungen im Hinblick auf die Grundrechte" 
hielt Univ.Prof.Dr. Peter Pernthaler. Bei der heuti- 
gen Lage des Föderalismus und Jer Grundrechte in 
Österreich verlange eine Reform von den Ländern her 
cin geschlossenes geistiges Konzept, ausgehend von 
der "humanen und bürgernahen Dimension des Födera- 
lismus". Die Länder müßten auch rechtlich als 
"Schutz und Interessengemeinschaften ihrer Bürger" 
wiederhergestellt werden. Auszugehen sei dabei von 
einem der heutigen Kulturentwicklung entsprechenden 
Verständnis der Menschenrechte als "Grundlage und 
Rechtfertigung jeder Staatlichkeit überhaupt". In 
weiterer Folge ging er auf die "Typen verfassungs- 
rechtlicher Verankerungsformen von Landes-Grund- 
rechten" ein. Den Abschluß seines Vortrages bildeten 
Fragen der "Durchsetzung der Landesgrundrechte", 

4. Die Salzburger Iinquete über die "I 
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der wissenschaftlichen Forschung auf dem Gebiete 

des Föderalismus als auch der Verbreitung der Idee 

des Föderalismus. Unter ausführlicher Bezugnahme auf 

das Gutachten des Instituts für Föderalismusforschung 

über die Möglichkeiten und Zielsetzungen einer Reform 

des Bundesrates im Rahmen des Systems der geltenden 

Bundesverfassung" 6) führte der Salzburger Landes- 

hauptmann Dr. Wilfried Haslauer in seiner Eröffnungs- 

ansprache zum Problem Bundesrat aus: 

"Aber den Beratungen in der Landeshauptmännerkon- 

ferenz als auch in der Landtagspräeidentenkonfe- 

renz liegen zwei Grundanliegen zu Grunde. Eretens, 

daß das Gewicht der föderativen Ordnung eines 

Staates immer von der Wirksamkeit einer zweiten 

Kammer im Gesetsgebungsverfahren des Zentralstaates 

abhängt. Und Zweitens, daß diese zweite Kammer 

nicht der Ort konvergenter politischer Verhält- 

nisse der ersten Kammer sein soll, sondern der un- 

mittelbare Ort und die zufriedene Plattform zur 

Artikulierung der Länderinteresaen; unbeschadet 

parteipolitischer Konstellationen." 

Nach einem Referat des Salzburger Landesamtsdirektors 

Hofrat Dr. Alfred Edelmayr über "Bisherige Bemühungen 

der Länder zur Reform des Bundesrates" sprach Univ. 

Prof.Dr. Friedrich Koja zum Thema "Der österreichische 

Bundesrat - Rechtslage, Wirksamkeit und Reformvor- 

schläge". Daran schloß sich eine rege Diskussion Salz- 

burger Landtagsabgeordneter, Bundesräte und National- 

ratsabgeordneter an. 

Die wachsende internationale Bedeutung und Anerkennung 

des Regionalismus und Föderalismus dokumentieren auch 

die immer häufiger werdenden internationalen Veran-
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taltungen zu diesen Themen, sei es, daß sie ganz 
allgemein diesen Themen gewidmet sind, oder sei es, 
daß sie spezielle Probleme abhandeln. 

Die bereits im 2. Föderalismusbericht erwähnte in- 
ternationale Institutsvereinigung für Föderalismus- 
studien 7) führte im Juni des Berichtsjahres in 
Courmayeur (Aostatal) in Italien ihre 2. Weltkon- 
ferenz durch. 

Die dreitägige Konferenz behandelte die Themenkreise 
"Regionalismus und Föderalismus", "Territorialer 
Föderalismus und integraler Föderalismus" und '"'Die 
Wahlen zum Europaparlament - cin Schritt zu einer 
europäischen Föderation", wobei jeder Themenkreis 
von einem Kurzreferat eingeleitet und anschließend 
ausführlich diskutiert worden ist. Darüberhinaus 
wurden Fallstudien zu europäischen und außereuro- 
päischen Regionalismus- und Föderalismusbewegungen 
erstattet und diskutiert. 

Die Weltkonferenz diente weiters der Diskussion der 
zukünftigen Aktivitäten der Institutsvereinigung. 
Beabsichtigt ist u.a. der Aufbau. einer internatio- 
nalen Föderalismusdokumentation zur Ermöglichung 

vergleichender Studien. 

Die von der Bayerischen Staatskanzlei/Landeszen- 
trale für politische Bildungsarbeit in Kooperation 
mit dem Internationalen Institut für Nationalitäten- 
recht und Regionalismus (INTEREG), München, dem 

Centre International de Formation Europ@ene (CIFE), 

Nizza, und dem Institut für Föderalismusforschung, 
Innsbruck, in der Zeit von 30.10. bis 3.11.1978’ in 

Brixen/Südtirol veranstaltete. Studientagung zum 

Thema "Regionalismus in Europa" wurde bereits mehr- 
fach erwähnt 8), Tagungsthemen der von ca. 1oo 
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Wissenschaftlern und Politikern aus ganz Europa 

besuchten Tagung waren "Regionalismus als Phänomen 

der europäischen Gegenwart", "Europäische Regional- 

politik", "Regionalismus: Ordnungsform, Planungs- 

mittel, Demokratieverwirklichung" und "Regionalis- 

mus als politisches Strukturproblem". Jedes Thema 

wurde durch mehrere Vorträge aufbereitet und durch 

Arbeitspapierc (Länderberichte) ergänzt. Den Ab- 

schluß der Tagung bildeten Resolutionen über eine 

"Repionalismus-Charta" (Entwürfe: Esterbauer, 

Heraud, Veiter) und eine Charta über '"'Regionalismus 

als Mittel internationaler Konfliktregelung (Ent - 

wurf: Ermacora). 

Der vom Institut für Finanzwissenschaft der Univer- 

sität Innsbruck in Zusammenarbeit mit der Konferenz 

der Länderfinanzminister der Bundesrepublik Deutsch- 

land in Innsbruck vom 1. bis 3.3.1978 veranstaltete 

Kongreß "Stabilisierungspolitik im Bundesstaat" be- 

faßte sich mit den Möglichkeiten der Anwendung des 

finanzpolitischen Instrumentariums für stabilisierungs- 

politische Zwecke in einem föderalistisch organi- 

sierten Staatswesen. Das Kongreßthema wurde in den 

drei Problemkreisen: rechtliche und ökonomische 

Aufgabenverteilung in Bundesstaaten, die Instrumen- 

tenqualität von öffentlichen Einnahmen und öffent- 

lichen Ausgaben für die Stabilisierungspolitik und 

l:insatz der öffentlichen Verschuldung für Zwecke 

Jer Stabilisierungspolitik, behandelt.
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2. FINANZAUSGLEICH 

"Forderungskataloge" der Finanzausgleichspartner 

(Quelle: Scipelt Arthur, Der Finanzausgleich 1979, 

Österreichische Gemeinde-Zeitung 1979, 1-2/4 £). 

lo Forderungsprogramm der Länder 

Schaffung eines Kataloges betreffend die Auf- 

teilung der Steuerhoheiten, in welchem den Län- 

dern und Gemeinden weitere Landes- und Gemeinde- 

abgaben überlassen und die Ermächtigung zur Er- 

hebung von Zuschlägen eingeräumt werden. 

Verpflichtung des Bundes, vor einer gesetzlichen 

Regelung über die Verteilung der Besteuerungs- 

rechte und Abgabenerträge mit den Ländern (Ge- 

meinden) Verhandlungen zu führen. Dem Bundesrat 

ist in bezug auf diese Gesetze ein Zustimmungs- 

recht einzuräumen. 

Wenn durch ein Bundesgesetz oder durch eine Ver- 

waltungsmaßnahme des Bundes Einnahmen der übrigen 

Gebietskörperschaften eine Schmälerung erfahren, 

ist durch die Bundesgesetzgebung für einen ange- 

messenen Ersatz des Einnahmenausfalles zu sor- 

gen (Schutzklausel). 

Jene Steuern, die als ausschließliche beziehungs- 

weise gemeinschaftliche Bundesabgaben normiert 

sind, aber nicht eingehoben werden, sind aus dem 

Katalog der ausschließlichen beziehungsweise ge- 

meinschaftlichen Bundesabgaben herauszunehmen 

(Steuerfindungsrecht). 

Ausschließliche Bundesabgaben neben gemeinschaft- 

lichen Bundesabgaben sind als nicht finanzver- 

fassungskonform zu beseitigen. 

Das finanzielle Förderungswesen des Bundes ist 

auf eine neue Grundlage zu stellen und in den
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Finanzausgleich einzubeziehen. 
Gesamtlösung des Krankenanstaltenproblems. 
Verbesserung der Schulfinanzierung auf dem Ge- 
biet der öffentlichen, allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Pflichtschulen. 

Im Zuge der Verhandlungen wurde dieser Forderungs- 
katalog wie folgt erweitert: 

Abtausch der verbleibenden 10,5 % Landesumlage 
gegen Bundesabgabenertragsanteile der Gemeinden. 
Ausgleich zwischen finanzstarken und finanz- 
schwachen Gemeinden, da letztere aus der Sen- 
kung der Landesumlage um zwei Prozentpunkte we- 
niger profitieren. 

Forderungsprogramm des Gemeindebundes 
Höhere Beteiligung der Gemeinden an den Abgaben 
aus dem Kraftfahrzeug-Verkehr durch Zusammen- 
legung der Mineralölsteuer und Bundesmineralöl- 
Steuer unter ausreichender Beteiligung der Ge- 
meinden. 

Erhöhung des Anteiles der Gemeinden an der Um- 
satzsteuer auf 14 $, 
Dynamische Valorisierung der Zweckzuschüsse und 
Finanzzuweisungen. " 
Einführung eines Ertragsanteile-Kopfquotenaus- 
gleiches an die Gemeinden durch den Bund analog 
dem Kopfquotenausgleich der Länder. 
Absenkung der Landesumiage auf 8 %, wobei dieser 
verbleibende Rest der Landesumlage in einen Ge- 
meindeinvestitionsfonds umgewandelt werden soll. 

Zusätzlich wird eine Begünstigung der finanz- 
schwachen Gemeinden gefordert, da die finanz- 
starken Gemeinden durch die Absenkung der Landes- 
umlage stärker entlastet werden.
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Beibehaltung des Abzuges für Bedarfszuweisungs- 

zwecke; Mitwirkung der Interessenvertretungen 

der Gemeinden bei der Erstellung von Richtlinien 

für die Vergabe von Bedarfszuweisungen. 

Beteiligung der Gemeinden an der Körperschafts- 

steuer. 

Stufenweise Beseitigung des abgestuften Bevöl- 

kerungsschlüssels; Verminderung des Spannungs- 

verhältnisses zwischen der niedrigsten und der 

höchsten Größenklasse. 

Ersatz des Bedarfsausgleiches (30 v.H. des Unter- 

schiedsbetrages zwischen Finanzkraft und Finanz- 

bedarf) durch einen Steuerkraftausgleich, der 

auf einer realistischen Finanzkraft basiert. 

Wohngemeindenausgleich (Beseitigung der Benach- 

teiligung der Wohngemeinden gegenüber den Be- 

triebsgemeinden). 

Raumordnungsgerechter Finanzausgleich unter Be- 

rücksichtigung der zentralen Orte. 

Der zwischen Bund, Ländern und Gemeinden pak- 

tierte Finanzausgleich darf nicht durch einen 

sogenannten stillen Finanzausgleich verändert 

werden. 

Keine Erschließung von Mehreinnahmen ausschließ- 

lich zugunsten anderer am Finanzausgleichsge- 

setz beteiligter Gebietskörperschaften. 

Sanierung der Krankenanstalten. 

Forderungsprogramm des Städtebundes 

Herstellung eines realen Spannungsverhältnisses 

1:2 beim abgestuften Bevölkerungsschlüssel. 

Beseitigung der Landesumlage. 

Prüfung des Problems der "Finanzkraft'". 

Erhöhung und Dynamisierung der Zweckzuschüsse 

und Finanzzuweisungen des Bundes.
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- Zusammenlegung von Mineralölsteuer und Bundes- 
mineralölsteuer unter entsprechender Beteili- 

gung der Gemeinden. 

- Abgeltung an die Statutarstädte für ihre Tätig- 
keit als Bezirksverwaltungsbehörden. 

- Ausgewogene Lastenverteilung auf dem Gebiet 

der Sozialhilfe. 

- Berücksichtigung der Gemeinden mit einem hohen 
Anteil an alten Menschen. 

- Wiederherstellung der umsatzsteuerähnlichen 
Konstruktion der Getränkesteuer, wie sie im 
Finanzausgleich 1967 vorgesehen war. 

- Wirksame Hilfe für die Träger des kommunalen 
Nahverkehrs. 

- Ehestmögliche und umfassende Lösung des Kranken- 

anstaltenproblems. 

Dieses Forderungsprogramm wurde in der gemeinsamen 
Sitzung des Hauptausschusses und Finanzausschusses 
vom 21. 9. 1976 in Wiener Neustadt beschlossen und 
im Zuge der Verhandlungen wie folgt erweitert: 

- Umwandlung der Grunderwerbsteuer in eine aus- 
schließliche Gemeindeabgabe. 

- Ermächtigung der Gemeinden, Verordnungen auf 
Grund des Finanzausgleichsgesetzes rückwirkend 

zu erlassen. 

Vorstellungen des Bundes 

- Beteiligung der Länder an den Besoldungskosten 
der Lehrer an öffentlichen allgemeinbildenden 
Pflichtschulen mit 50 % unter Einbeziehung des 
bisher vom Bund getragenen Pensionsaufwandes im 

Sinne des $ 3 FAG 1973. 

- Herabsetzung der Pauschalabgeltung für Projek- 

tierungs-, Bauleitungs- und Bauführungsausgaben 

auf maximal 5 3.
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- Zusammenlegung von Mineralölsteuer und Bundes- 

mineralölsteuer bei unveränderter Ertragsbe- 

teiligung. 

- Neuregelung von Gewerbesteuer und Bundesge- 

werbesteuer als Abgaben von demselben Besteue- 

rungsgegenstand bei unveränderter Ertragsbe- 

teiligung. 

- Wegfall der Finanzzuweisungen für Salinenge- 

meinden (geänderte Rechtslage). 

- Einbeziehung der Finanzzuweisungen für Theater- 

und Orchestergemeinden in die betreffenden Zweck- 

zuschüsse und Neuordnung derselben. 

- Auflassung der Zweckzuschüsse für entwicklungs- 

bedürftige Gebiete, zur förderung der Wirtschaft, 

zur Förderung des Naturschutzes, zur Förderung 

des Umweltschutzes sowie der Zweckzuschüsse, wel- 

che der Bund in der Vergangenheit nach $ 18 

Abs. 2 FAG 1973 gewährt hat, ausgenommen jene 

für Katastrophenschäden ($ 18 Abs. 222 FAG 1973) 

und Auflassung der Zweckzuschüsse gemäß $ 19 FAG 

1973 (Schulbaumittel). Dies mit der Absicht, die 

so freiwerdenden Mittel dem Wasserwirtschafts- 

fonds zur Verfügung zu stellen. 

- Landesumlage: Der bei den bisherigen Finanzaus- 

gleichsverhandlungen eingeschlagene Weg zur Re- 

duzierung beziehungsweise Beseitigung der Lan- 

desumlage ist konsequent fortzusetzen. 

- Zusätzliche Verbesserung der Dotierung des 

Wasserwirtschaftsfonds u.a. durch Halbierung 

der Mittel für die Wohnbauforschung zu seinen 

Gunsten und aus Ertragsanteilen am Umsatzsteuer- 

aufkommen (insgesamt plus eine Milliarde Schil- 

ling inklusive jener Beträge aus aufgelassenen 

Zweckzuschüssen). 

- Aufhebung der geltenden Rechtsvorschriften be- 

treffend die Zuckersteuer, Salzsteuer, Essig-
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säuresteuer und Weinsteuer. 

Grundsatzerklärung der Länder und Gemeinden (Städte- 
bund und Gemeindebund) 

"Länder und Gemeindebünde legen ihre Haltung zum 
künftigen Finanzausgleich in folgendem gemein- 
samen 

FINANZAUSGLEICHSMEMORANDUM 

dar: 

Ho Die der österreichischen Bundesverfassung zu- 
grunde liegenden Prinzipien, insbesondere das 
der bundesstaatlichkeit und jenes der Gemeinde- 
autonomie, verlangen einen Ausgleich zwischen 
Zentral- und Teilgewalten. Diese fand Ausdruck 
in den paktierten Finanzausgleichsgesetzen der 
letzten dreißig Jahre und soll auch in den künf- 
tigen Finanzausgleichsgesetzen Ausdruck finden. 

Die Anforderungen an die Gebietskörperschaften 
sind seit Abschluß des Finanzausgleichsge- 
setzes «1973 weiter stark angestiegen. 

Dem Finanzausgleichsgesetz 1973 Liegt im wesent- 
lichen die paktierte Absicht zugrunde, daß der 
Bund zugunsten von Ländern und Gemeinden auf 
Einnahmenerträge verzichtet. 

Außerhalb des Finanzausgleichspaktums liegt je- 
doch, daß sich der Bund seit 1.1.1973 wesent- 
liche zusätzliche ausschließliche Abgabenerträge 
erschlossen hat, und zwar 

im Jahre 1975 , 591 Mio. 8 
im Jahre 1976 2.126 Mio. 5 
im Jahre 1977 s 6.985 Mio. S 

und im Jahre 1978 voraus- 
sichtlich 7.197 Mio. 5
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Die Länder und Gemeinden sehen eich auf Grund 

dieser Tatsachen veranlaßt, an den Bund ale 

Treuhänder der Finanzausgleichsmasse das Be- 

gehren zu richten, jene zusätzlichen Abgaben- 

erlöse, die sich der Bund seit 1.1.1973 zusädt3- 

lich und ausschließlich erschlossen hat, zu- 

mindest künftig allen Finanzausgleichepartnern 

augänglich zu machen und Ländern und Gemeinden 

angemessen daran zu beteiligen; dies um das zu 

Beginn der Finanzausgleichaperiode bestandene 

Beteiligungsverhältnis wiederum annäherungsweise 

herzustellen." 

(Diese Grundsatzerklärung wurde von den Finanzre- 

ferenten der österreichischen Länder und je einem 

Vertreter des Österreichischen Städtebundes und 

des Österreichischen Gemeindebundes am 9.6.1978 

in Eisenstadt unterzeichnet). 

2.3. Erklärungen der Länder (Landeshauptmännerkonferenz), 

des Österreichischen Gemeindebundes und des Öster- 

reichischen Städtebundes zum Finanzausgleichspaktum 

.3.1. Ergebnis der Beratung der Landeshauptmännerkonfe- 

renz vom 3.11.1978 zum Tagesordnungspunkt "Finanz- 

ausgleich": 
"T, 

II, 

Die Landeshauptmännerkonferenz nimmt das 

bisherige Ergebnis der Verhandlungen über 

den Finanzausgleich im Elfer-Komitee zur 

Kenntnis. 

Gleichzeitig werden die Ländervertreter im 

Elfer-Komitee ereucht, in weiteren Gesprächen 

folgende Punkte zu klären: 

1) Die restlichen lo,5 %-Punkte der Landesum- 

lage sind bis spätestens 31.12.1980 gegen
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Anteile an bestehenden gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben abzutauschen, und zwar auf 
der Grundlage des Beschlusses der Landes- 
finanzreferentenkonferenz vom Oktober 1978 
in Villach; 

2) Bundesförderungen dürfen an Landesgrund- 
leistungen zum gleichen Förderungsvor- 
haben - abgesehen von bereits gesetzlich 
geregelten Maßnahmen dieser Art (Junktim) - 
nur für alle Länder unter gleichen Bedin- 
gungen und nach Vereinbarung zwischen Bund 
und Ländern gebunden werden." 

2.3.2. Schreiben des Österreichischen Gemeindebundes 
vom 30.11.1978 an das Bundesministerium für 
Finanzen: 

"Der Bundesvorstand des Österreichischen Ge- 
meindebundes hat sich eingehend mit dem Re- 
sümeeprotokoll über die Paktierung des Finanz- 
ausgleichs ab dem Jahr 1979 befaßt und ist zu 
folgendem Ergebnis gekommen. 

Da der große Teil der Forderungen des Öster- 
reichischen Gemeindebundes zur Neuregelung 
eines Finanzausgleiches in den nunmehr abge- 
schlossenen Verhandlungen nicht berücksichtigt 
wurde, war es dem Bundesvorstand nur mit großem 
Widersetreben möglich, den bisherigen Verhand- 
Lungsergebnissen zuzustimmen. Vor allem die 
große Masse der kleineren und finanzschwachen 
Gemeinden hat sich eine Verbesserung ihrer fi- 
nanziellen Situation besondere durch eine Ände- 
rung des abgestuften Bevölkerungsschlüssels er- 
wartet. Der Gemeindebund muß deshalb verlangen, 
daß in den Verhandlungen über die Landesumlage 
sowte über die gewünschte Umwandlung der Grund-
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erverbssteuer in eine ausschließliche Gemeinde- 

abgabe (Punkt 2. des Resümeeprotokolles) Ver- 

handlungen über den abgestuften Bevölkerungs- 

schlüssel einbezogen werden. 

Der Gemeindebund stellt fest, daß ein Abtausch 

der verbleibenden 10,5 %-Punkte an Landesumlage 

gegen Ertragsanteile abgelehnt wird. Ein solcher 

Abtausceh könnte nur in der Form erfolgen, daß 

dadureh das interkommunale Gefälle nieht nur 

vergrößert sondern jedenfalls verkleinert wird. 

Der Österreichische Gemeindebund hat bei den 

letzten Finanzausgleichsverhandlungen den Wunsch 

geäußert, wissenschaftliche Unterlagen zur Ver- 

fügung zu stellen, um den seit 1948 versteinerten 

Finanzausgleich zeitgemäß auch in seinen Struk- 

turen zu verändern. Das Expertengutachten wurde 

bei den abgeführten Verhandlungen bedauerlicher- 

weise nicht berücksichtigt. Der Gemeindebund er- 

wartet aber, daß bei neuerlichen Verhandlungen 

rechtzeitig auch das Expertengutachten in die 

Verhandlungen einbezogen wird. 

ner Österreichische Gemeindebund macht seine 

Zustimmung zum Finanzausgleichspakt davon ab- 

hängig, daß nicht durch Einzelgespräche mit 

anderen Finanzausgleichspartnern eine Abänderung 

des bisherigen Verhandlungsergebnisses erfolgt. 

Um den in den Gemeinden in beträchtlichem Aus- 

maß bestehenden Unmut zu beseitigen ist es 

dringend notwendig, daß die während der Ver- 

handlungen gemachte Zusage über weitere Ge- 

spräche (siehe Punkt 2. Resümeeprotokolles) so- 

bald wie möglich erfüllt werden."
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2.3.3. Schreiben des Österreichischen Städtebundes vom 
7.11.1978 an das Bundesministerium für Finanzen: 

"Der Hauptausschuß des Österreichischen Städte- 
bundes hat am 6.11.1978 das Ergebnis der Ver- 
handlungen über einen neuen Finanzausgleich 
ab 1979 auf der Basis des vom Redaktionskomitee 
der Finanzausgleichspartner verfaßten Resümee- 
Protokolls vom 25.10.1978 zur Kenntnis ge- 
nommen. 

Die diesbezügliche Vereinbarung der Finanzaus- 
gleichspartner sieht u.a. vor, daß während der 
kommenden Finanzausgleichsperiode hinsichtlich 
der Landesumlage "die Verhandlungen mit dem Ziel 
einer Beseitigung gegen vollen Ersatz fortzu- 
führen sein" werden, Derartige Verhandlungen 
werden begrüßt. Der Hauptausschuß sprach sich 
Jedoch dagegen aus, daß diese Formulierung von 
den Ländern als Wunsch nach "Abtausch gegen An- 
teile an bestehenden gemeinschaftlichen Bundes- 
abgaben” interpretiert wird, wie dies in einer 
Aussendung über die Landeshauptmänner-Konferenz 
vom 3.11. zum Ausdruck kommt. 

Darüberhinaus vertritt der Österreichische Städte- 
bund die Auffassung, daß falls es bei diesen 
fortzuführenden Verhandlungen auch zu Gesprächen 
über den abgestuften Bevölkerungsschlüssel kommt, 
seiner seit Jahren bestehenden Forderung nach 
Wiederherstellung des tatsächlichen Spannungs- 
verhältnisses 1:2 Rechnung getragen werden 
sollte,"
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